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Nieder mit uns?
Als der deutſche Landwirtſchaftsrat vor ein paar Wochen

ſeine Sitzungen abhielt, um die Wünſche und Forderungen der
Agrarier zu verkünden, erſchien auch der Reichskanzler, Herr
von Bethmann Hollweg, um in einer Tiſchrede ſeine Ergeben-
heit für die Sache der Junker zu äußern. Jn dieſer Rede
ſprach er auch von der Bekämpfung der Sozialdemo-
kratie als feiner wichtigſten Aufgabe, und ſeine
Hörer ſtimmten ihm voll Ueberzeugung zu. Und nicht nur die
dort ver ſammelten Agrarier, ſondern auch die Unternehmer,
die Scharfmacher, ſprechen ſich, wam ſie zuſammenkommen, in
derſelben Weiſe aus; die Bekämpfung der Sozialdemokratie iſt
das wichtigſte Ziel der ganzen beſitzenden,
ſtaatserhaltenden, ordnungsliebenden Klaſſe.
Man kann auch ruhig annehmen, daß keine We auf
richtiger gemeint iſt und tiefer aus dem Herzen kommt.
Mögen die Herren des Bodens und der Fabrik ſonſt noch ſo viel
heucheln und flunkern daß fie die Sozialdemokratie für ihren
ſchlimmſten Feind halten und ſie gern vernichten möchten, das
iſt ihnen aufs Wort zu glauben.

Und dennoch kann man ſich des Eindrucks nicht erwehren, daß
dieſe Beteuerungen nicht ernſt gemeint ſind. Die Taten ſtim-
men nicht zu den Worten. Wären dieſe Kampfrufe etwas mehr
als ſchöne Gefühlsergüſſe, wären ſie als Richtſchnur des prak-
tiſchen Handelns beſtimmt, dann müßte zuerſt die Frage ge-
prüft werden: Durch welche Urſachen iſt die Sozialdemo-
kratie ſo mächtig geworden? Dann erſt könnte man daran
gehen, dieſe Urſachen wegzuräumen.

Und dann müßte jeder dieſer Hevven, vom Reichskanzler bis
zum Fabrikdirektor oder Landrat, eigentlich ſein Gewand zer-
reißen, Aſche auf ſein Haupt ſtreuen und rufen: mea eulpa,
men maxima eulpa: meine Schuld, meine allergrößte Schuld!

In der Tat was haben ſie nicht alles getan, die Sozialdemo-
kratie mit Gewalt großzuzüchten! Noch vor kurzer Zeit haben
ſie den Arbeitern die Selbſtverwaltung in den Krankenkaſſen
genommen, um dort ihre Kreaturen unterzubringen, ſo daß die
Kranken, ſtatt wie bisher von ihren Vertrauensmännern Aus-
kunft zu bekommen, von Bureaukraten und penſionierten Offi-
zieren angeſchnauzt werden. Suchen die Arbeiter wegen der
drückenden Teuerung um Lohnerhöhung nach, ſo wird dieſe von
den Kapitaliſten, trotz ihrer Millionen an Dividenden, brüsk
verweigert; treten ſie in den Streik ein, dann wird unter dem
Schutze der hohen Obrigkeit bewaffnetes Geſindel auf ſie los-
gelaſſen, dann werden ſie von den Schutzleuten von der Straße
weggewieſen, dann werden Maſchinengewehre aufgefahren, und
Agrarier und Fabrikanten fordern brüderlich ein abſolutes
Verbot des Streikpoſtenſtehens. Wer treibt da die Arbeiter zur
Feindſchaft gegen die beſtehende Staatsordnung? Oder der
Unternehmerverband beantwortet den Verſuch einer ſchlecht
entlohnten Arbeitergruppe, ihre Lebenshaltung aufrecht zu
erhalten, mit einer Generalausſperrung, die Hunderttauſende
zum Hungern und zum Nachdenken über die Vorzüge der
Privatproduktion zwingt. Durch Zölle und indirekte Steuern
verteuern die Herren die unentbehrlichſten Lebensmittel der
Maſſen; ſoll das vielleicht dazu dienen, der Sozialdemokratie
ihren Anhang zu nehmen? Wenden ſich die Arbeiter an den
Staat, wenn ſie durch unverſchuldete Arbeitsloſigkeit infolge
der Kriſe darben müſſen, ſo wird ihnen geſagt: wir können
gichts tun, helft euch ſelbſt; Staatshilfe iſt nur für die Be
ſizenden da. Wenn ſie, um ſich ſelbſt zu helfen, eine Volks
fürſorge gründen, haben ſie die giftigſten Anfeindungen auszu
halten. Und wenn ſie die Straße benutzen, um für ihre Forde-
rungen öffentlich zu demonſtrieren, ſo wird die bewaffnete
Schutzmannſchaft aufgeboten, die nicht nur die Demonſtranten,
ſondern auch die zufällig dort ſpazierenden harmloſen Spießer
niederſäbelt. Jſt es da ein Wunder, daß die Partei des Um
ſturzes immer mehr ſtille und offene Anhänger bekommt?

Die Sache iſt ja furchtbar einfach. Die Soziademo-
kratie iſt der Ausdruckdes Haſſes gegendiebe-
kehende Geſellſchaftsordnung. Die Maſſen wollen
den Sozialismus, weil die kapitaliſtiſche Geſellſchaftsordnung
für ſie unerträglich iſt. Alles, was die beſtehende Ordnung
unerträglicher macht, alles, was die Armut, das Leiden, das
Sefühl der Rechtloſigkeit bei den Maſſen ſtärkt, muß daher auch
die Sozialdemokratie ſtärken, die dieſe Ordnung bekämpft. Die
Unternehmer, die Junker, die Regierung, die das arbeitende
dolk qusbeuten und unterdrücken. die auf deren Beſchwerden
nicht hören und bei jedem Verſuch der Selbſthilfe ſofort mit
Entrechtung und Gewalt zur Hand ſind, ſie ſind die beſten Agi-
iatoren für die Sozialdemokratie. Und wenn ſie dann zuſam-
menkommen, über das unaufhaltſame Wachstum der Sozial-
demokratie jammern und zum Kampfe gegen ſie aufrufen, dann
kann man nur ſagen, daß ihre Taten zu ihren Worten im
ſhroffſten Widerſpruch ſtehen. Wer wirklich den Sozialismus
s ein Unheil fürchtet und im Jntereſſe der Menſchheit die
dürgerliche Ordnung mit allen Mitteln zu erhalten ſucht, der
muß gerade den umgekehrten Weg einſchlagen. Wir können
s beſte Mittel zur Bekämpfung der Sozialdemokratie hier
iuhig verraten, da es gar kein Geheimnis iſt und der Bour-
Roiſie von radikal- bürgerlichen Theoretibern hundertmal vor-

halten wurde. Schafft die Zölle und Steuernauf
Lebensmittel ab; gewährt den Arbeitern anſtändige
Löhne unterſtützt ſie bei unverſchuldeter Not ſorgt dafür,
ß bei Arbeitsſtreitigkeiten die Behörden die ſtrengſte Un
arteilichkeit üben; laßt den Maſſen in der Ausübung
er politiſchen und bürgerlichen Rechte die größte Frei-

heit, ſo daß ſie ſich nie unterdrückt oder entrechtet fühlen;
kurz, macht, daß die Maſſen mit der heutigen Ordnung zu-
friedenſind, und mit der Sozialdemokratie als Maſſen-
bewegung iſt es aus.

Das iſt nicht völlig abſtrakte Phantaſie. Daß die Sozial-
demokratie in anderen kapitaliſtiſch gleich hoch entwickelten
Ländern, wie England und Amerika, ſoviel ſchwächer iſt als
hier, kommt weſentlich durch die größere Freiheit der Betäti-
gung und der Ausübung bürgerlicher Rechte. Und jeder weiß,
daß gelegentliche Konzeſſionen das beſte Mittel ſind, die Unzu-
friedenheit der Maſſen zu beſchwichtigen, wenn man einen allzu
ſtarken Zuwachs der Sozialdemokratie befürchtet. Aber trotz-
dem erſcheint die Welt hier auf den Kopf geſtellt, daß wir
Sozialdemokraten ſeelenruhig das beſte Mittel zu unſerer Be-
kämpfung hervorheben und ſogar unſere Mitarbeit verſprechen,
während die herrſchenden Klaſſen zu dieſem einzig tauglichen
Mittel nicht greifen wollen und gerade das Gegenteil machen.

Die Löſung dieſes Widerſpruchs liegt darin, daß die herr-
ſchenden Klaſſen zu dieſem Mittel nicht greifen können!
Gelegentliche kleine Anläufe in dieſer Richtung werden ge-
machü, in dem einen Lande mehr als in dem anderen; aber
dann geht es immer wieder in einer anderen Richtung. Das
neuerliche Wachstum der Sozialdemokratie in England und
Amerika als Wirkung wachſender Not und gewaltſamer Unter-
drückung beweiſt, daß man dort umgekehrt dem deutſchen Bei-
ſpiel immer mehr nachfolgt. Und die Urſache wird ſofort klar,
wenn man die Frage ſtellt, weshalb die Kapitaliſten und
Agrarier von dem Sozialismus nichts wiſſen wollen. Die
bürgerliche Geſellſchaft mit Privateigentum und Privatwirt-
ſchaft iſt die Geſellſchaft der Ausbeutung und des Profits; der
Sozialismus bedeutet die Aufhebung des Profits. Der Profit,
das arbeitsloſe Einkommen durch die Ausbeutung anderer, jſt
ihnen Sinn und Zweck der ganzen Menſchenwelt; Freiheit,
Deſpotismus, Konkurrenz, Monopol, es iſt jhnen alles recht,
wenn es nur den Profit erhöht. Die heutige Geſellſchaftsord-
nung iſt ihnen nur Mittel zum Zweck des Profits; weil aber
das Mittel immer dem Zweck untergeordnet iſt, muß ihnen der
Gedanke abſurd erſcheinen, den Profit der Sicherung dieſer
Ordnung zu opfern es ſei denn, daß ihnen das Waſſer am
Halſe ſteht. Gewiß iſt es ein ſchönes Ding, wenn die Arbeiter
zufrieden ſind und nicht auf Umſturz ſinnen; wenn aber dieſe
Zufriedenheit nur durch Preisgabe eines erheblichen Teils des
Profits oder durch Nichteinmiſchung der Behörden bei Streiks
zu erkaufen iſt, dann fort damit. Der Profit iſt eine Sache von
heute, die Gefährdung der Ausbeutung überhaupt durch die
wachſende Unzufriedenheit der Maſſen iſt eine Sache der fernen
Zukunft nach uns die Sintflutl Daher kann die beſitzende
Klaſſe nicht daran denken, die Sozialdemokratie durch Mittel
zu bekämpfen, die ihren Profit ſchmälern; ſie würde damit
ihrer tiefſten Natur zuwider handeln

Was bedeuten dann aber die Redensarten von der Be-
kämpfung der Sozialdemokratie? Die Sozialdemokratie iſt
für die herrſchende Klaſſe der Jnbegriff alles deſſen, was die
Arbeiter kampffähig, ſelbſtbewußt und widerſpenſtig macht.
Und mit Recht, denn der Kampf gegen das Pringip der Aus-
beutung iſt mit dem Kampfe für direkte Verbeſſerungen auf
Koſten des Profits untrennbar verbunden. Was die Ausbeuter
in der Theorie unſeres ſozialen Endgiels haſſen, iſt vor allem
die kampfſtolze Praxis der Arbeiterbewegung
von heute. Wenn ſie Bekämpfung der Sozialdemokratie
ſagen, iſt das aufrichtig gemeint aber ſie verſtehen darunter
nichts anderes, als die Verteidigungihres Profits.
Daher meinen die Herren des Landwirtſchaftsrats, der Regie
rung und der Fabrik, wenn ſie einander die Pflicht der Be
kämpfung der Sozialdemokratie einſchärfen, damit etwas ganz
anderes: gewaltſame Niederhaltungder Maſſen,
damit dieſe unbehindert noch ſchlimmer geſchröpft und
ausgebeutet werden können mag damit die Sozial-
demokratie auch weiter geſtärkt werden. Denn daß dies die
Wirkung ſein muß, darüber werden die Herren ſich keinen
Augenblick im unklaren befinden.

Ein Proteſt
gegen die Verurteilung der Genoſſin Luxemburg.
Jn Frankfurt a. M. hat das unglaubliche Urteil der

Frankfurter Strafkammer gegen Genoſſin Roſa Luxemburg
bereits zu einem flammenden Maſſenproteſt geführt. Während
ſich draußen auf den Straßen der Mummenſchanz austobte,
ſanden am Sonntage drei mit vielen Tauſenden gefüllte
Proteſtverſammlungen ſtatt. in denen Genoſſin Luxemburg
und ihre beiden Verteidiger, Dr. Kurt Roſenfeld und Dr.
Levy-Frankfurt, referierten. Die Verſammlungen, in denen
die Referenten oftmals mit nicht endenwollendem Beifall
unterbrochen wurden, waren ein Beweis dafür, wie wenig die
Härte der Juſtiz den Mut von Sozialdemokraten zu brechen
vermag.

Die aufrichtige Begeiſterung über den moraliſchen Sieg, den
wir errungen haben, ſo rief die Genofſſin Luxemburg den
Tauſenden entgegen, hat, wie ich ſehe, Sie genau ſo wie mich
ergriffen. Wir haben allen Grund, begeiſtert froh und
ſtol z zu ſein, weil unſere Feinde durch dieſes Urteil gezeigt
haben, wie ſie vor uns zittern. Man glaubt nun, einen
Schlagruf gefunden zu haben. Jeder, der es wagt, an den
Grundfeſten des Staates zu rütteln, ver wird zwölf Monate
ins Gefängnis geſperrt. Aber dieſ-r Glaube iſt irrig. Als
ob 12 Monate ein Opfer wären für einen Menſchen, der in der

Bruſt die Gewißheit hat, für die ganze Menſchheit zu kämpfen.
Dieſer Prozeß beleuchtet ſo richtig unſern ganzen Klaſſenſtaat.
Hier ſtehen ſich zwei Welten gegenüber, die wegen der
vollſtändigen Unfähigkeit, unſere Ziele zu begreifen, nicht über
brückt werden können. Deshalb gibt es keinen Pardon!
Man wollte ein Opfer treffen, aber was bedeutet die Lappalie
von einem Jahre Gefängnis gegen jenes Löbtauer Schreckens-
urteil, das jetzt ſein zehnjähriges Jubiläum feiern kanm. Gibt
es nicht ſchon Opfer maſſenhaft? Sind die Tauſende von
Familien, die in Not und Elend leben, nicht auch ein Opfer
des Klaſſenſtaates? Aber je mehr Opfer, um ſo mehr werden
ſich um uns ſcharen.
Doch dieſes Urteil hat auch politiſche Bedeutung.
Seit dem berühmten Liebknechtſchew Hochverratsprozeß haben
wir ein ſolches Urteil nicht mehr erlebt. Damals mußte man
ſich noch unter die Fittiche des Hochverrats flüchten, heute ge-
nügt ſchon der S 10, um auf ein annähernd gleiches Straf-
maß zu kommen. Dieſes Urteil hat, wie mein Verteidiger Dr.
Roſenfeld ganz richtig ausführte, die Reform des Strafgeſetz
buches vorweg genommen, das eine ausgeſprochene Klaſſen
richtung gegen die Sozialdemokratie hat. Die Zeichen der
immer ſtärker werdenden Reaktion geben uns die Lehre, daß
wir unſere Aufmerkſamkeit verdoppeln und daß wir zum An-
griff übergehen müſſen, wenn wir uns nicht alles gefallen
laſſen wollen. (Stürmiſcher Beifall.)
Jn dieſer Beziehung gibt uns der Prozeß noch andere heil
ſame Lehren. Er erweiſt ſich als ein Teil von jener Kraft,
die ſtets das Böſe will und doch das Gute ſchafft. Der Staats
anwalt hat die Höhe des Strafmaßes damit begründet, er
ſagte, ich habe den Lebensnerv des heutigen Staates treffen
wollen. Sie hören, verehrte Anweſende, die Agitation gegen
den heutigen Militari smus iſt ein Angriff auf den
Lebensnerv des Stagates. Sie ſehen, der Lebengnerv
unſeres heutigen Staates iſt nicht der Wohlſtand der Maſſen,
nicht die Licbe zum Vaterlande, nicht die ganze Kultur, nein,
es ſind die Bajonette.

Dieſes offene Beknntnis des Staatsanwalts wollen wir feſt
und als die wichtigſte Lehre mit nach Hauſe

nehmen.
Gegen dieſen Lebensnerv wollen wir kämpfen vom Morgen

bis zum Abend mit all unſerer Kraft. Wenn unſere preußi-
ſchen Staatsanwälte des rohen Glaubens ſind, daß unſere
Hauptmittel im Kampfe gegen den Militar;smus darin be-
ſtehen, daß wir den Soldaten in dem Augenblick hindern
wollen, wenn er den Arm hebt, um die Waffe loszudrücken, ſo
irren ſie ſich. Die Hand wird vom Hirn geleitet. Auf dieſes
Hirn wollen wir einwirken, das iſt geiſtiges Sprengpulver.
(Stürmiſcher Beifall.)

Und noch etwas möchte ich hier ſagen, was ich verſchmähte,
dem Staatsanwalt gegenüber auszuführen: Er hat auf meine
beſondere Gefährlichkeit hingewieſen, weil ich dem extremſten
radikalen Flügel unſerer Partei angehöre. Aber wenn es gilt,
gegen den Militarismus zu kämpfen, da ſind wir alle
einig, da gibt es keine Richtungen. (Beifall.) Da ſtehen
wir alle wie eine Mauer gegen dieſe Geſellſchaft. (Brauſen-
der Beifall.)

Es iſt nicht die Roſa Luxemburg, es ſind heute bereits
Millionen Todfeinde des Klaſſenſtaates. Parteigenoſſen!
Jedes Wort der Urteilsbegründung iſt ein offenes Eingeſtänd-nis unſerer Macht. Jedes Wort iſt ein Wort der Ehre für
uns. Darum heißt es für mich, wie für euch: Zeigen wir uns
dieſes Ehrentitels würdig. Wollen wir immer eingedenk ſein
der Worte unſeres verſtorbenen Führers e Bebel:
bleibe bis zu meinem letzten Atemzug der Todfeind der
ſtehenden Geſellſchaft. (Jubelnder Be-fall.)

Jn den Verſammlungen wurde folgende Reſolution
angenommenDie heutigen Maſſenverſammlungen erheben flammen-

den Proteſt gegen das die Genoſſin Luxembuvg zu
einem Jahre Gefängnis verurteilende Erkenntnis der Frank
furter Strafkammer. Die l ſieht in dem Ur-teil das Zugeſtändnis; daß die ſozialdemokratiſche Partei in
ihrem Kampfe gegen den Militarismus den heutigen Klaſſen
ſtaat in ſeinem Lebensnerv trifft. Sie geloben, in Zukunft
noch viel ſchärfer als bisher, gemäß den Worten des Staats-
anwalts als Todfeind der beſtehenden Geſellſchaftsordnung
bis zum letzten Atemzug zu kämpfen.

Nach Schluß der Verſammlung kam es zu einem Zu
ſammenſtoß mit der Polizei die die Straßen ab-
ſperrte. Es gelang aber plötzlich d Genoſſin Luxemburg, in
Begleitung zweier Parteigenoſſen unerkannt die Schutzmanns-
bette zu durchbrechen.

Rechtsanwalt Dr. Roſenfeld hat gegen das Urteil der
Strafkammer Reviſion angemeldet.

Politiſche Ueberficht.
Halle (Saale), 24. Februar 1914.

Der Landtag gegen den Reichstag.
Die preußiſche Reaktion ſchreitet zielbewußt auf dem Wege

fort, ſich im Dreiklaſſenparlament in die Reichspolitik einzu
miſchen. Während ſonſt im Landtage niemals über die aus
wärtige Politik geſprochen wurde und im vorigen Jahre ein
Verſuch des nationalliberalen Abgeordneten vom Rath, darauf
einzugehen, vom Präſidium zurückgewieſen worden iſt, hat am
Montag der Seniorenkonvent, der natürlich unter Ausſchluß
der Sozialdemokraten tagt, eine förmliche Richtſchnur über die
Behandlung der auswärtigen Politik im Landtage beſchloſſen.
Man einigte ſich nämlich dahin, daß die auswärtige Politik
nur bei der erſten Leſung des Etats und bei der General-
debatte der dritten Leſung beſprochen werden könne; daß da
gegen in der zweiten Leſung bei dem Titel Miniſter der aus
wärtigen Angelegenheiten nur ſolche Dinge zur Sprache ge
hracht werden dürfen, die mit der Tätigkeit der betr. Beamten
im Zuſammenhange ſtehen. Jnfolgedeſſen wird man alſo von
jetzt ab im preußiſchen Landtage Debatten über die auswärtige
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Politik erleben, die ausſchließlich vor den Reichstag gehören
Nächſte Woche wird zunächſt die Beſoldungsnovelle und das
Kommunalabgabengeſetz beraten werden.

Wie die Fürſten unſer Geld verſchleudern.
Die halbamtliche Preſſe teilt mit, daß in einigen Wochen ein

Wechſel in der Perſon des dem Zaren von Rußland attachierten
deutſchen Militärbevollmächtigten ſtattfinden wird. General
der Kavallerie Burggraf und Graf zu Dohna-Schlobitten wird
durch den dienſttuenden General à la suite Generalleutnant
von Chelius erſetzt werden, der ſich bereits im Mai auf ſeinen
neuen Petersburger Poſten begibt.

Den Abgang des Grafen Dohna hätte man dazu benutzen
müſſen, dieſe Stelle nicht mehr zu beſetzen. Der Graf war
lediglich dem Gefolge des Zaren von Rußland voigegeben,
und der ruſſiſche Knutenzar hat dafür den ruſſiſchen General
Tatitſchew zum Gefolge Wilhelms II. kommandiert. Es
handelt ſich alſo um eine Aufmerkſamkeit, die die beiden Herren
einander erwieſen haben. Das deutſche Volk muß dafür pro
Jahr 60 000 Mk. bezahlen! Die Geſchäfte eines deutſchen
Militärbevollmächtigten in Petersburg werden von einem
anderen höheren ſehr hoch bezahlten deutſchen Offi-
zier geleitet. Graf Dohna bekleidete in Petersburg nur eine
höfiſche Stellung, und es beſteht nicht der mindeſte An-
laß, ihm nun einen Nachfolger zu geben. Unterbleibt das,
dann wird Rußland vermuklich den ruſſiſchen Begleiter Wil-
belms II. ebenfalls zurückziehen eine Löſung, die im Jnter-
eſſe der Steuerzahler hüben und drüben nur mit Freuden zu
begrüßen wäre. Hoffentlich ſt re cht der Reichstag jetzt die
Mittel für dieſe höfiſche Stellung, denn für das deutſche Volk
liegt wirklich nicht der mindeſte Anlaß vor, jährlich 60 000 Mk.
aufzuwenden für eine ſogenannte Aufmerkſamkeit, die dem
ruſſiſchen Zaren erwieſen werden ſoll.

Wahlrechtsdemonſtrationen in Braunſchweig.
Aus Braunſchweig wird uns geſchrieber: Am Sonntag

fand wieder eine große Verſammlung in Braunſchweig ſtatt,
die den Volksmaſſen Gelegenheit geben ſollte, das allgemeine,
gleiche und direkte Landtagswahlrecht mit Nachdruck zu fordern.
Gen. Landtagsabg. Ströbel Berlin ſprach über den poli-
tiſchen Maſſenſtreik als Waffe im Wahlrechtskampfe. Die Ver-
ſammlung nahm die folgende Reſolution einſtimmig am:

Die am Sonntag, den 22. Februar, im Konzerthauſe ver-
ſammelten Männer und Frauen proteſtieren entſchieden
gegen das jetzige Landtagswahlrecht. Sie erklären mit allem
Nachdruck, den Wahlrechtskampf weiterführen zu wollen und
gegebenenfalls ver dem äußerſten Mittel, dem Maſſenſtreik,
nicht zurückzuſchrecken. Die Verſammelten geloben: un-
abläſſig für den Ausbau der Organiſationen zu wirken und
in ihren Verſammlungen den Maſſenſtreik zu propagieren.

An die Regierung und an die herrſchende Klaſſe richten
die Verſammelten die Mahnung, eingedenk zu ſein, daß noch
nie eine Volksbewegung durch Soldaten, durch Polizei
ſäbel oder Gummiknüppel niedergehalten wurde. Nur
Organe, die ſich ihrer Verantwortlichkeit nicht bewußt ſind,
können derartige Mittel empfehlen. Die Verſammlung
erwartet, daß Regierung und der demnächſt zuſammen
tretende Landtag erneut in die Verhandlung zwecks Abände-
rung des jetzigen Wahlrechts eintritt und daß dieſe Verhand-
lung endlich dem Wunſche des Volkes auf Gewährung des
allgemeinen, gleichen, unmittelbaren und geheimen Wahl-
rechts Rechnung trägt.

Weite proteſtierte die Verſammlung in einer Reſolution
gegen die Verurteilung der Genoſſin Luxemburg. Nach der
Verſammlung formierte ſich die Maſſe zu einem großen
Zuge, der ſich durch die Straßen der Stadt bewegte. Die
Polizei hatte wieder zahlreiche Straßen abgeſperrt, auch das
Militär war konſigniert; zu ernſten Zuſammenſtößen kam es
jedoch nicht. Die Polizei muß ſich ſchon darein finden, daß die
Maſſen die Straße für ſich in Anſpruch nehmen.
Einige Verhaftungen erfolgten.

Die bürgerlichen Demokraten haben gleichfalls eine Ver-
ſammlung veranſtaltet, in der Herr von Gerlach ſprach und
das Bürgertum aufforderte, ſich den Arbeitern im Wahlrechts-
kampfe anzuſchließen.
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Die Polizei läßt folgendes ſchauerliche „Stimmungs-
vild' melden: Eine große Menge meiſt nur junges Volk hielt
die Hagenbrücke und die angrenzenden Straßenzüge dicht be-
ſetzt. Als die berittene Polizei ſich nach wiederholten Vorſtößen
durch die Langeſtraße zurückziehen wollte, wurde auf die Poli-
zeibeamten urplötzlich ein Bombardement von oben eröffnet.
Flaſchen, Teller, Briketts, allerhand Küchengeräte, kalte und
warme Waſſergüſſe kamen herab. Ein beſonders heißer Waſſer-
guß traf den Rücken eines Pferdes, das ſich hoch aufbäumte
und ſeinen Reiter abwarf. Jm Laufe des Montags wurden
Nachforſchungen in der Langenſtraße angeſtellt, nach den Per
ſonen, die ſich an dem Angriff auf die Polizei beteiligt haben.

Beachtet den Schnapsboykott.

Die Spirituszentrale hat in ihren Verhandlungen
mit den Deſtillateurvereinen über die Höhe der zu gewährenden
Rabatte nach mehreren Zeitungsmeldungen auf „die Feſt-
legung von Mindeſtſtärken“ für die gewöhnlichen Branntweine
hingewirkt. Zwar hat ſie das nicht zu einer abſoluten Be-
dingung gemacht, aber doch offen ausgeſprochen, daß die Nor
mieruung von Mindeſtgrenzen ihr außerordentlich erwünſcht
wäre. Jn den Kreiſen der Deſtillateure wird daher angenom-
men, daß die Spirituszentrale die Einführung von Mindeſt-
ſtärken ſicherlich zur Bedingung machen wird, daß ſie auch nach
dem 1. Oktober weiter Rabatte gewähren wird. Der Grund
dieſer Verhandlungen iſt, daß der Spirituszentrale der Rück-
gang des Branntweinkonſums unter der Ar-
beiterſchaft höchſt unangenehm iſt. Deshalb ſollen die
Deſtillateure verpflichtet werden, die Schnäpſe nur mit einem
hohen Alkoholgehalt auszuſchenken, damit die Spiri-
tuszentrale möglichſt viel von ihrer Produktion abſetzen und
den Junkern ihre Liebesgabe aushändigen kann.

Es iſt Ehrenpflicht jedes aufgeklärten Arbeiters, dieſen Plan
zu durchkreuzen, indem der Beſchluß des Leipziger Parteitags
mit aller Strenge gehandhabt wird und ſtändig ünter den Jn-
differenten der Schnapsgenuß durch die Aufklärung über die
Vorteile bekämpft wird, die die Erzfeinde der Arbeiter aus dem
Schnapskonſum ziehen.

Deutſches Reich.
Neue Meldungen über frühere Steuerhinterziehungen

laufen fortgeſetzt ein. So wird aus Homburg v. d. H. berichtet:
Jm Obertaunuskreiſe ſind bei den Wehrſteuererklärungen nach
vorläufigen Berechnungen ſechs Millionen Mark Kapi-
talvermögen mehr deklariert worden, die die reichen Patrioten
bisher ſchamhaft vor Beſteuerung geſchützt hatten.

Zur Nachwahl in Schwetz. Der Landrat v. Halem, deſſen
Mandat von der Wa S r binnen afriſt ſchon zweimal worden iſt, idiert wi e

Der preußiſche Miniſter des Jnnern wird nunmehr hoffentlich
dafür ſorgen, daß die von den Reichsparteilern betriebenen
ſktandalöſen Wahlſchwindeleien endlich unter-
bleiben. Allerdings beſteht dann wenig Ausſicht, daß der
Landrat v. Halem noch einmal gewählt wird.

Unglaubliches vom „fliegenden Gerichtsſtand“. Die fol
gende Notiz geht durch die Preſſe: Ein Prozeß, der deutlicher
als alle früheren darlegt, daß der ſogenannte fliegende
Gerichtsſtand der Preſſe die Möglichkeit, die Preſſe an jedem
Orte zu verklagen, wo ſie in mindeſtens zwei Exemplaren
abonniert iſt einer geſetzlichen Abänderung bedarf, wurde,
wie man uns berichtet, vor dem Schöffengericht in Hamburg
verhandelt. Der Redakteur Kramer von der in Arolſen er
ſcheinenden Waldeckſchen Rundſchau hatte ſich wegen Beleidi-
gung des Parteiſekretärs Dr. Wulfes in Hamburg zu verant-
worten. Da zur Zeit des Erſcheinens des beleidigenden Ar-
tikels in Hamburg kein Exemplar der genannten Zeitſchrift
abonniert war, ſo beſtellte die Geſchäftsleitung der deutſch-
ſozialen Partei, deren Sekretär Dr. Wulfes war, ſofort zwei
Exemplare der Waldeckſchen Rundſchau mit Nachliefe-
rung der bereits erſchienenen Nummern. So wurde kün ſt-
lich ein „Gerichtsſtand“ in Hamburg geſchaffen. Der Be-
klagte erhob den Einwand der Unzuſtändigkeit des Gerichts,
den aber dieſes nicht anerkannte. Kramer wurde zu 200 Mk.
Geldſtrafe verurteilt.

Eine herrlichere Blüte konnte dieſe ungeheuerliche Gerichts-
praxis wohl kaum treiben.

Die Schnapswahl im Schulhauſe. Aus Köln wird unſerm
Zentralorgan Vorwärts geſchrieben: Jn Badorf bei
Köln entwickelte ſich im Flur des Schulhauſes, das als Wahl-
lokal diente, bei der Nachwahl in Köln Land ein richtiges
Schnapsgelage. Manche Literflaſche Fuſel wurde ſpendiert
und geleert. Wer den Schnaps geliefert hatte, konnte zwar
nicht feſtgeſtellt werden, aber es kann nur eine für die Wahl
des Zentrumskandidaten intereſſierte Perſon geweſen ſein.
Vor allem als abends die Bergarbeiter anrückten, die vielfach
ſchon zu den unſicheren Kantoniſten des Zentrums gehören,
floß der Fuſel in Strömen. Und der koſtenloſe Schnapsaus-
ſchank übte eine ſtarke Anziehungskraft auf die Leute aus. Es
war natürlich auch ein leichtes, den durch Schnaps animierten
Wählern, die ſich mühſam durch das Gedränge wandten, hinter
der Tür den „falſchen“ Zettel, den ſie draußen bekommen
hatten, wieder abzunehmen und ihnen den „rxrichtigen“ in die
Hand zu drücken. Auch in dem Schulzimmer, das dem Wahl-
lokal gegenüber lag, kreiſte fleißig die Schnapsflaſche. Kurz
vor Wahlſchluß erſchien der Herr Pfarrer, und als man ihm
mitteilte, daß die Wahlbeteiligung 90 Prozent betrage, rief er
aus: „Deo gratias!“ (Gott ſei Dank!) Dann nahm er, das
eigentliche Oberhaupt von Badorf, auf dem Katheder Plab.
Dort thronte er während der Feſtſtellung des Ergebniſſes; ein
für die Wahl in Köln-Land wahrhaft ſymboliſches Bild. Das
Stimmenreſultat war entſprechend: Auf Kuckhoff fielen 337,
auf Sollmann 33 Stimmen. Aus rauhen Schnapskehlen wurde
der Sieg jubelnd begrüßt.

Saalboykott des Zentrums gegen die echten Katholiken.
Gegen ſeine integralen (auf ſich ſelbſt ſtellenden) Glaubens-
brüder ſcheut das Zentrum ſelbſt vor Kampfmitteln nicht zu-
rück, die ſonſt nur gegen die gottloſen Sozialdemokraten und
Liberalen gebraucht werden. Am 5. März wollte Pfarrer
Niborowski, der Anhänger Oppersdorffs, dem man kürzlich ſo
übel mitgeſpielt hatte, eine neue Verſammlung im Eliſabeth-
hauſe abhalten. Aber nachdem das Zentrum auf die Ver-
waltung dieſes katholiſchen Vereinshauſes gedrückt hat, wurde
der Saal verweigert. Die Zentrumsſchäflein begnügen ſich
alſo nicht damit, ihren Pfarrer „Schauſpieler“ und „Dema-
goge“ zu betiteln, wie das in der letzten Verſammlung geſchah,
ſie treiben den geweihten Prieſter, der vormittags in der
Kirche predigte, nachmittags aus dem Vereinshauſe hinaus.
Vielleicht muß er jetzt im Gewerkſchaftshauſe um Gaſt-
freundſchaft bitten.

Frankreich.
Das Dreijahrgeſetz und die Soldatenerkrankungen vor der

Kammer. Die Beſprechung der Jnterpellation über den Ge-
ſundheitszuſtand in der Armee wurde am Montag fortgeſetzt.
Der Abgeordnete Albert Denis, Bürgermeiſter von Toul, ver-
ſuchte den Nachweis zu führen, daß der Geſundheitszuſtand
im franzöſiſchen Heere bis zum 1. Januar 1914 ein recht be-
friedigender geweſen ſei, ſich von dieſem Augenblick aber mit
dem Eintritt der großen Kälte verſchlimmert habe. Für die
Maſſenerkrankungen ſei alſo keineswegs die dreijährige Dienſt-
zeit verantwortlich zu machen. Kriegsminiſter Neulens gab den
Ernſt der Lage zu und behauptete, daß die Militärverwaltung
keineswegs die Abſicht habe, die Krankheitsfälle zu verſchleiern.
Jnzwiſchen iſt ein Antrag eingegangen, der Regierung das
Vertrauen auszuſprechen und die bisherige Kommiſſion zur
Unterſuchung des Geſundheitszuſtandes in der Armee mit er-
weiterten Vollmächten beſtehen zu laſſen. Zum Schluſſe der
Interpellation ſtimmte die Kammer mit 385 gegen 25 Stimmen
für die von der Regierung angenommene parlamen-
tariſche Unterſuchung, mit der die gegenwärtig be-
ſtehende Geſundheitskommiſſion beauftragt werden wird.

England.
Die Erſchießung des Farmers Benton in Mexiko kam am

Montage im Unterhauſe zur Sprache. Der Unterſtaats-
ſekretär des Auswärtigen erklärte auf eine Anfrage im Parla-
ment, daß die engliſche Regierung eine Jntervention in Mexiko
für unnütz und politiſch unzweckmäßig halte. Wenn es nötig
ſei, werde die engliſche Regierung ſchon Mittel und Wege
finden, Leben und Eigentum ihrer Untertanen zu ſchützen
Sir Edward Greh teilte in längeren Ausführungen Einzel-
heiten über den Tod Bentons mit. Er ſagte unter anderem,
Staatsſekretär Bryan habe dem britiſchen Botſchafter mitge-
teilt, daß die Vereinigten Staaten zwar jede Verantwortlichkeit
für General Villas Handlungen ablehnen müßten, daß aber
ihr Konſul allen Einzelheiten nachgehe und baldmöglichſt be-
richten werde. Ueber etwaige fernere Schritte will ſich Grey
mit dem britiſchen Botſchafter und der Regierung der Ver-
einigten Staaten beraten

Rußland.
Schnapspeſt und Volkswohlſtand. Es liegt etwas Tragi-

komiſches in dem Umſtande, daß der Finanzminiſter und
Miniſterpräſident Kokowzew unter der Mitwirkung ſeines
Vorgängers Witte über das Schnapésmonopol geſtolpert iſt,
das ihm von ſeinem Vorgänger als Fundament der ruſſiſchen
Finanzwirtſchaft überlieferz worden war. Jndes wäre es
falſch angzunehmen, daß dies die Haupturſache ſeines Falles
geweſen iſt. Einer der einflußreichſten rechtsſtehenden Reichs-
ratsmitglieder äußerte ſich dahin, es ſei „nicht der Schnaps,
der Kokowzew geſtürzt habe“. Schon als Kokowzew 1904 das
Finanzminiſterium übernahm, belief ſich der Schnapskonſurn
pro Kopf der Bevölkerung die Säuglinge und Frauen mit
inbegriffen auf 105 Flaſchen. Jetzt iſt dieſer Konſum auf
über 12 Flaſchen geſtiegen, und dieſe Steigerung, in Ver-
bindung mit dem ganten Apparat der fisfkaliſchen Politik
Kokowzews hat in den letzten zehn Jahren eine Steigerung der
Monopoleinnahmen um eine halbe Milliarde ergeben.
Dies iſt die Konſequenz eines Finanzſyſtems, das die Trunk-
ſucht ſteigern muß, um die. ungeheuren Ausgaben für Militär,
Polizei und Schuldendienſt zu decken, und das ins Wanken
gerät, wenn es die Baſis ſeiner Exiſtenz, die Schnapspeſt, an
zutaſten wagt. Welche Ergebniſſe dieſe Politik für den Volks

wohlſtand zeitigt, geht aus folgender Gegenuberſtellung yer-
beſte Charakteriſtik der vielgerühmten Aera

Es beliefen ſich nach amtlichen Angabey:
auf den Kopf der Bevölkerung

vor, die die
Kokowzew bildet.

Schnapskonſum Erwerb Erſparniſſe
1904 10,5 Flaſchen 102 Rubel 68,3 Kopeken
1906. 12 20,22 36,1910 I o 22Die relative Steigerung des Geldlohnes wird wett gemacht

durch die ungeheure Lebensmittelteuerung, während
der zunehmende Schnapskonſum (er beläuft ſich jetzt auf über
12 Flaſchen pro Kopf der Bevölkerung bei einem Geſamtkonſum
von 107 Millionen Eimer im Jahre 1913) die geringfügigen
rſparniſſe noch mehr hergbdrückt.
Die Zarenjuſtiz gegen die Bauern. Jm Saratower Kreiſe

wurden über 1000 Bauern zur Haft bis auf einen Monat
verurteilt, weil ſie ihre Gehöfte, die wegen der Rückſtände
an Abgaben aufgeſchrieben waren, nicht zum Ausgebot ſtellten.
Die Bauern werden in Scharen in die Gefängniſſe ge-
bracht.

Aus der Paxrtei.
Der ſozialdemokratiſche Frauentag.

beginnt ſich auch in der Schweiz immer mehr und mehr ein-
zubürgern. Jn dieſem Jahre werden an 32 Orten des Landes
Denmonſtrationsverſammlungen abgehalten werden. Als Ve-
weis des Fortſchreitens der proletariſchem Frauenbewegung
kann betrachtet werden, daß in dieſen Verſammlungen neben
einem referierenden Genoſſen noch je eine Genoſſin refe-
rieren wird. Noch vor wenigen Jahren ſchien es ganz unmög-
lich, daß wir in unſerem kleinen Ländli, ſo wird uns aus
Zürich berichtet, mit ſeinen vier Sprachgebieten zweiunddreißig
proletariſche Rednerinnen aufbringen können, diesmal
haben wir es zuwege gebracht. Beſonders erfreulich iſt es, daß
es ſich dabei nicht um die Frauen rühriger Genoſſen handelt,
wie es früher in der Frauenbewegung der Fall war, ſondern
zu einem großen Teil um erwerbende Frauen, die den
Lehrerinnen-, Aerztinnen-, Rechtsanwalts- und Fabrikinſpek-
torsberuf ausüben. Auch dies iſt ein erfreuliches Symptom
dafür, daß die Bewegung der ſozialiſtiſchen Frauen vorwärts
ſchreitet. Die ſchweizeriſchen Frauen werden ſich am achten
März denen des Auslandes völlig ebenbürtig erweiſen.

Gewerkſchaftkliches.
Jſt „Streikbrecher“ eine Beleidigung?

Welch naive Frage, wird der Leſer ſagen. Natürlich gilt das
auf alle Fälle als Beleidigung; und wenn wirklich mal ein
Freiſpruch erfolgt, wird er wieder aufgehoben. Dafür ein
neues Beiſpiel: Jm Auguſt 1913 fand bekanntlich in Stettin
ein Werftarbeiterſtreik ſtatt. Jn einer in Stettin abgehalte-
nen Verſammlung der Vulkan- Arbeiter wurde an den Referen
ten Kupferſchmied Kühne die Frage gerichtet, wie man die drei
Leute bezeichne, die aus Hamburg nach Stettin gekommen ſeien,
und, obwohl ſie wußten, daß auf dem Vulkan geſtreikt werde,
Arbeit annahmen. Kühne antwortete: dieſe Leute ſeien als
Streikbrecher zu bezeichnen. Das Fachorgan des Verbandes,
der Kupferſchmied, berichtet über rie Verſammlung und brachte
auch den erwähnten Ausſpruch. Die drei Hamburger Kupfer-
ſchmiede, ein Werkmeiſter und zwei Vorarbeiter, ſtellten des-
halb gegen Kühn und den Redakteur des Kupferſchmied, Gen.
Saupe, Strafantrag wegen 'öffentlicher Beleidigung. Die
Privatkläger gehören dem Vernehmen nach der gelben Organi-
ſation an.

Das Schöffengericht Berlin-Mitte ſprach die Angeklagten
frei. Auf eingelegte Berufung der Privatkläger hatte ſich das
Landgericht I Berlin mit der Sache zu befaſſen. Die Beklagten
hatten Rechtsanwalt Wolfgang Heine zum Verteidiger, die
Hamburger Privatkläger ſchickten Rechtsanwalt Dr. Franke
aus Hamburg. Nach längerer Verhandlung und Beratung
hob der Gerichtshof das freiſprechende Urteil
auf und erkannte auf je 30 Mavk Strafe. Der
Vorſitzende, Landgerichtsdirektor Schwartze, bemerkte in der
Urteilsbegründung: Wenn auch der Streik als wilder, von der
Gewerkſchaft nicht anerkannter anzuſehen war, ſo ſei das Work
Streikbrecher in Arbeiterkreiſen auf alle Fälle eine der ſchwer
ſten Beleidigung. Der Gerichtshof iſt nicht der Anſicht, daß
die Angeklagten die Abſicht der Beleidigung hatten, zweifellos
aber haben ſie das Bewußtſein der Beleidigung gehabt, die
ſchon in der Anfrage an Kühne gelegen habe. Kühne habe
die Beleidigung gewiſſermaßen durch ſeine Antwort beſtätigt.
Den Privatklägern wurde die Publikationsbefugnis im Kupfer-
ſchmied zuerkannt.

Für Streikende gibt es eben keine Entſchuldigungsgründe,
wie Wahrnehmung berechtigter Jneveſſen, mangelndes Schuld-
bewußtſein oder berechtigte Abwehr. Bei Streikbrechern hat
man ſolche Gründe oft ſehr bald zur Hand

Der Verband der Gaſtwirtsgehilfen im Jahre 1913.
Auch der Verband der Gaſtwirtsgehilfen hat unter der Kriſe

zu leiden gehabt; er hat einen kleinen Rückgang der Mit-
gliederzahl zu verzeichnen. Während Ende 1912 der Mitglieder-
beſtand 16 293 betrug, war die Zahl Ende 1913 auf 16025 ge-
ſunken. Der Rückgang wird bald wieder ausgeglichen ſein.
Zahl und Umfang der Lohnbewegungen ſind im Jahre 10913
auch geringer geweſen als im Vorjahre. Jnsgeſamt waren
an Lohnbewegungen mit und ohne Arbeitseinſtellung 138 in
28 verſchiedenen Orten, bez. Lohngebieten zu verzeichnen. Jn
den von den Bewegungen berührten Betrieben (197) waren ins-
geſamt 3778 Perſonen beſchäftigt. Von der Geſamtzahl der
Bewegungen waren nur 29 mit 591 Beſchäftigten bezw. 261
Beteiligten mit einer Arbeitseinſtellung. Es wurde erreicht,
eine Verkürzung der Arbeitszeit für 301 Perſonen
und 2804 Stunden pro Woche. Die Lohnerhöhung beträgt
für 1384 Perſonen 3876 Mk. pro Woche. Für die Angeſtellten
im Gaſtwirtsgewerbe ſind aber auch „ſonſtige Verbeſſerungen
der Arbeitsbedingungen“ von großer Wichtigkeit. Es handelt
ſich da um Beſeitigung von ganz erheblichen Mißſtänden, wie
Ausſchaltung der gewerbsmäßigen Stellenvermittlung und
Anerkennung des paritätiſchen oder des Verbandsnach-
weiſes, Erſatz der Naturalbezüge durch Barlohn, Abſchaffung
der Abgaben an den Unternehmer uſw. Solche Verbeſſerungen
wurden in 106 Fällen für 1755 Perſonen erreicht.

Ueber die beſtehenden Tarifverträge ließ ſich zum
erſten Male eine lückenloſe Darſtellung geben: Am Anfang de
Berichtsjahres beſtanden im ganzen 205 Tarifverträge für
1391 Betriebe mit 5691 beſchäftigten Perſonen, von denen 4995
dem Verbande der Gaſtwirtsgehilfen angehörten. Von den
im Jahre 1913 abgeſchloſſenen Verträgen erledigten ſich bereits
vor Schluß des Berichtsjahres 21 Einzeltarife, ſo daß ſich der
Geſamtbeſtand der aus den Vorjahren in das Jahr 1914 her-
übergenommenen Tarifverträge auf 250 für 1653 Betriebe be
läuft. Jn dieſen Geſchäften arbeiten 6876 Perſonen zu
tariflich geregelten Bedingungen, von denen
5844 im Verband der Gaſtwirtsgehilfen organiſiert ſind. Hier
zu kommen noch einige Tarifverträge, die in Zürich, wo der
Verband eine Verwaltunggsſtelle hat, abgeſchloſſen worden ſind.
Es ſind dies 6 Verträge in 6 Betrieben mit 104 Perſonen,
wovon 75 dem Verband angehören,
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Generalſtreikerklärung der ſranzöſiſchen Bergarbeiter.
Wie wir berichteten, hatte der Kongreß der Bergarbeiter be

ſchloſſen, am 1. März den Generalſtreik zu erklären, wenn bis
dahin der Senat nicht das Penſionsgeſetz in der gewünſchten
Faſſung angenommen habe. Dem Senat, dem der Bergarbeiter
ſtreik wegen des Achtſtundengeſetzes noch in friſcher Erinne-
rung ſtand, iſt angſt geworden, und er hat am Freitag im
Handumdrehen das Geſetz angenommen. Er ſchloß jedoch die
Schieferbruchs arbeiter aus, ſetzte das bezugsberech-
tigte Alter auf 55 Jahre nach 30jähriger Beitrags zahlung
Unternehmer und Arbeiter je 3 Prozent des Lohnes feſt,
ſtatt, wie g efordert 50 Jahre und 25. Außerdem hielt
er mit einer Abänderung den umſtrittenen S 12 aufrecht, wo
nach die Unternehmer, die auf Grund eines Tarifvertvages
r Arbeitern eine entſprechende Penſion ſichern, für ſich und
ihre Arbeiter der allgemeinen Kaſſe nicht bei
treten brauchen. Die Leitung des Bergarbeiterverbandes
hat, um zu verhindern, daß die Vorlage in ihrer jetzigen Ge
ſtalt Geſetz wird, nun ſofort am Sonnabend die Streikorder
ausgegeben. Aus dem Zentrum und dem Süden liegen Nach-
richten vor, daß die Streikorder mit Begeiſterung
aufgenommen wurde. Aus dem großen Becken des Nord
weſtens fehlen Nachrichten. Zugleich erläßt die Leitung des
Lerbandes der Seeleute einen Aufruf an ſeine Mitglieder, die
entſprechenden Beſchlüſſe zu faſſen, um die Einfuhr aus
ländiſcher Kohlen zu verhindern. Folgen dieVergarbeiter des Nordweſtens der Streikorder, dann iſt den
Bergarbeitern der Sieg ſicher.

Jn der Farbenfabrik Kaſſel in Rigg wird geſtreikt. Die
Verwaltung hat beſchloſſen, Streikbrecher in Deuiſchland zu
werben. Die lettiſchen Arbeiter appellieren an das Solidari-
tätsgefähl ihrer deutſchen Brüder und erſuchen, Arbeitsange-
hote der Firma zurückzuweiſen.

Der Fleiſcherſtreik in Sidney. Der Miniſter für öffent-
liche Arbeiten und Jnduſtrie dro h auf Grund des Schieds-
gerichtsgeſetzes. welches ſtrenge Strafen für böswillige Ab-
machungen zur Einſchränkung des Handels mit dringend not-
wendigen Waren vorſieht, mit ſchorfen Maßnahmen,
falls der Fleiſcherſtreik nicht bald beendet werde. Zehntauſend
Perſonen ſind infolge des Eiſenarbeiterſtreiks in Sydney be-
ſchäftigungslos.

Ans der Provinz.
Genoſſen, haltet euch bereit!

Von uns allen wird erwartet, daß wir in der
roten Woche

nach beſten Kräften unſere Pflicht tun. Niemand darf ſich der
überaus wichtigen Arbeit mit einer kleinlichen Ausrede entziehen.
Jeder ſtelle ſich zur Hausagitation zur Verfügung.

An die Vorſtände aller Arbeitervereinigungen (Gewerk-
ſchaften, Geſang-, Turn, Radfahrer-Vereine uſw.) richten wir das
Erſuchen, in der Zeit vom 8. bis 15. März keinerlei Ver-
anſtaltungen zu unternehmen, damit die allgemeine Werbe-
arbeit nicht erſchwert wird. Soweit in den verſchiedenen Arbeiter
vereinigungen pflichteifrige Parteimitglieder ſind, wird ſicher die
rote Woche ernſte Beachtung finden, ſo daß es wohl nur dieſes
Hinweiſes bedurfte.

Helft alle freudig mit.
Mit Parteigruß

Der Bezirksvorſtand der ſozialdemokratiſchen Partei.

Die Politik in der Fortbildungsſchule.
Mit der Frage: Jſt die Zeitſchrif! Wir ſönd Deutſch

lands Jugend ein Lernmittel für die Fort-
bildungsſchule alſo mit einer für die Jugend-
erziehung überaus wichtigen Angelegenheit hatte ſich das
Kammergevicht in ſeiner Sitzung am 23. Februar zu be
ſchäftigen.
Wir ſind Deutſchlands Jugend ſo nennt ſich

eine zweimal im Monat erſcheinende, von dem im Auftrage der
Regierung „nationale Jugendpflege“ betreibendew Rektor
Hemprich in Merſeburg hevausgegebenen, literariſch auf
dem allerniedrigſten Niveau ſtehende Jugend-Zeitſchrift. Das
Blättchen macht in von uns ſchon mehrfach gekennzeichneter.
ſattſam bekannter Weiſe in Ertüchtigung der Jugend, indem es
unter anderem gegen die Sozialdemokratie ſcharf macht und ſie
herabſetzt. Mit Genehmigung des Regierungspräſidenten von
Merſeburg war dieſe Zeitſchrift zu einem Lern mittel für
die gewerbliche Fortbildungsſchule in Schkeuditz beſtimmt
worden. Und zwar an Stelle eines Buchs. Sie ſollte dem
Unterrichtsgegenſtand „Bürgerkunde“ dienen.

Vier junge Leute, die pflichtmäßig die Fortbildungsſchule in
Schkeuditz beſuchten, Müller, Läuter, Hartung und Zehrt,
weigerten ſich, die Zeitſchrift, die ihnen als „zum Unterricht
nötiges Lernmittel“ bezeichnet worden war, zu beſchaffen und
in den Unterricht mitzubringen weiter weigerten ſie ſich, die
von der Schulleitung beſchafften Exemplare anzunehmen. Sie
erhielten darauf Strafverfügung und das Schöffengericht in
Schkeuditz verurteilte ſie ebenfalls zu einer Geldſtrafe von 3 Mk.
weil ſie das Ortsſtatud über die Fortbildungsſchule in Schkeu
ditz iw Verbindung mit S 120 und S 150 Ziffer 4 der Gewerbe
ordnung übertveten hätten.

Das Landgericht in Halle ſprach dann jedoch die Ange-
klagten frei. Es führte u. a. aus: S 7

Die Vorſchrift des S 6 Ziffer 2 des Ortsſtatuts, daß die Fori-
bildungsſchüler die ihnen als nötig bezeichneten Lernmittel
beſchaffen und zum Unterricht mitbringen müßten, ſei aller-
dings rechtsgültig als eine ortsſtatutariſche Vorſchrift gemäß
5 120 Abſatz 3 der Gewerbeordnung, und eine Beſtrafung
wegen Zuwiderhandlung gegen dieſe Vorſchrift auf Grund des
5 150 Ziffer 4 der Gewerbeordnung ſei an ſich ſehr wohl
möglich. Eine Beſtrafung könnte aber nur ein-
treten, wenn es ſich bei der Zeit ſchrift wirklich
um ein Lernmittel handelte. Die Strafkammer ver-
neine das. Sie ſei den eingehenden Ausführungen des un-
parteiiſchen Sachverſtändigen Barth gefolgt, eines Leipziger
Univerſitätsprofeſſors, der Mitglied mehrerer Lehrerprüfungs-
lommiſſionen ſei und den Lehrauftrag für Pädagogie habe.
Danach ſei vegelmäßig Vorausſetzung eines Lernmittels, daß
der Lehrer von ſeinem Jnhalt Kenntnis erhalte, bevor es
in die Hand des Schülers gelange. Daß er alſo in der Lage
ſei, ſeinen Jnhalt vorher zu prüfen. Dieſe Vorausſetzung liege
bei einer periodiſch erſcheinenden Zeitſchrift nicht vor. Aus-
nahmsweiſe könnte man rein ſachliche Zeitſchriften, zum Bei-
ſpiel eine mathematiſche oder naturwiſſenſchaftliche Zeitſchrift,
als Lernmittel anſehen. Denn bei ſolchen Fachzeitſchriften
könne der Lehrer mit einiger Gewißheit auf den Jnhalt der
ſpätern Nummern ſchließen. Anders ſei es bei Zeitſchriften,
die einen moraliſchen Einfluß ausüben wollen, und beſonders
bei ſolchen, welche das politiſche Gebiet ſtreifen. Da
könne nie der Lehrer die künftige Haltung mit genügender Be-
ſtimmtheit vermuten. Er könne zum Beiſpiel nicht wiſſen, ob
die nächſte Nummer überhaupt etwas Pädagogiſches enthalte.
Die Zeitſchrift Wir ſind Deutſchlands Jugend ſolle
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wun einen vorwiegend erziehlichen, charakterbildenden Einfluß
gusüben. Sie enthalte auch Aufſätze politiſchen
Jnhalts. Sie ſei daher nicht als Lernmittel anzuſehen.
Somit könne eine Verurteilung der Angetlagten wegen Ueber-
tretung der fraglichen Vorſchrift des Ortsſtatuts nicht ein
weten.

Die Staatsanwaltſchaft legte Reviſion ein. Rechtsan
walv Wolfgang Heine trat dem Rechtsmittel der Staats
anwaltſchaft entgegen. Der Vorderrichter habe ohne Rechis-
irrtum, fußend auf dem Gutachten eines Pädagogen, feſtge-
ſtellt, daß die Zeitſchrift kein Lernmittel ſei. Das habe er
können, weil das Geſetz den Begriff Lernmittel nicht definiere.
Die Feſtſtellung ſei von zutreffenden Erwägungen ausge-
gangen. Jm übrigen werde der Vorderrichter wohl nach der
damals erfolgten Verlefung mehrerer Nummern der Zeit-
ſchrift einen öußerſt ſchlechten Eindruck von dem Jnhalt der
Zeitſchrift erhalten haben. Sie habe überhaupt keinen wiſſen
ſchaftlichen, keinen pädagogiſchen Wert, ſondern ſie enthalte
horvorragend politiſche Hetzartikel minderwer-
tigſter Art. Das Landgericht werde keine Freude daran gehabt
haben. Es müßte bei der Freiſprechung verbleiben.

Der erſte Strafſenat des Hammergerichts unter dem
Vorſitz des Senatspräſidenten Lindenberg hob auf die
Reviſion der Staatsanwaltſchaft die Vorentſcheidung auf und
verwies die Sache zu nochmaliger Verhandlking und Entſchei-
dung an das Landgericht zurück. Begründend würde ausge-
ſührt:

Allerdings ſtelle ſich der Senat nicht auf den Standpunkt
der Stgatsanwaltſchaft, daß es genüge, daß etwas als Lern-
mittel „giwgeführt“ werde. Es müſſe auch ein
ſolches ſein. Ob es dies ſei, habe das Gericht zu prüfen.
Es ſei dies aber keine Tatfrage, ſondern eine Rechtsfrage. Jn
dieſer Beziehung weiche das Kammergericht vom Landgericht
ab. Ein Lernmittel ſei ein Gegenſtand, woran etwas gelernt
werden ſolle. Es könne zum Beiſpiel eine Aehre ſein, es könn-
ten Pflanzen ſein, die ein Schüler mirkbringe; es könnten
Steine ſein, die ein Schüler auf das Geheiß des Lehrers,
Kriſtalle, die er finde, mitzubringen, herbeiſchaffe. Durch das
Gutachten eines Sachverſtändigen könne nicht bindend feſtge-
ſtell werden, daß etwas ein Lernmittel ſei. Das Gericht habe
dies nach eigenem Ermeſſen zu prüfen. Nach dem Ausgeführ-
ten ſei es nicht unbedingt notwendig, daß der Lehrer vorher
den Jnhalt des Lernmittels kenne. Das ſei auch bei den ein-
geführten Schulbüchern oft nicht der Fall, zum Beiſpiel bei der
Herausgabe neuer Auflagen von Büchern, die erweitert oder
umgearbeitet ſeien. Desgleichen bei periodiſchen Zeitſchriften,
die dem Unterricht in Sprachen dienten. Ebenſo wären ja auch
in Schülerbibliotheken Zeitſchriften, deren neue Nummern der
Lehrer nicht kenne. Die Sache müſſe deshalb an das Land-
gericht zurückverwieſen werden, damit dieſes bei einer noch-
maligen Nachprüfung, ob die hier in Betracht kommende Zeit-
ſchrift ein Lernmittel ſei, davon abſehe, daß der Lehrer den
Jnhalt der einzelnen Nummern nicht vorher kenne. Es ſei
vom Landgericht zu prüfen, ob nicht andere Gründe gegen
die Annahme des Lehrmittelcharakters der Zeitſchrift ſprächen,
beziehungsweiſe ob ſie ein Lernmittel ſei.

Man merkt es der Urteilsbegründung an, daß das preußiſche
Kammergericht dieſe politiſche Hetzſchrift, die Rechtsanwalt
Heine in der Strafkammer- Verhandlung als ein jämmerliches,
elendes Machwerk bezeichnete und es ein pädagogiſches Verbre
chen wäre, Schulkindern ſolch literariſchen Schund in die Hände
zu geben, doch als offizielles Verblödungsmittel erklärt wiſſen
möchte Mag die Strafkammer ſo oder ſo entſcheiden, der Ar-
beiberſchaft iſt erneut zum Bewußtſein gebracht, daß von den
ſogenannten ſtaatserhaltenden Elementen die unglaublichſten
Mittelchen in Anwendung gebracht werden, um die Proletarier
jugend im Sinne der Herrſchenden zu beeinfluſſen. Man
ſchreckt keinen Augenblick davor zurück, die Parteipolitik ins
Schulzimmer zu verlegen und den Fortbildungsſchülern eine
höchſt zweiſelhafte Geiſteskoſt zu verabreichen, wenn nur der
Drang nach Bekämpfung des „inneren Feindes“ ſeine Befrie-
digung findet.

Schkeuditz. Bauarbeiter. Unſere regelmäßige Verſammlung
fand am 15. Februar ſtatt. Nachdem die Kaſſengeſchäfte erledigt
ſowie einige Aufnahmen vollzogen waren, erſtattete die Kommiſſion
über die Verſchmelzungsfrage mit Leipzig ihren Bericht, an den
ſich eine längere Diskuſſion knüpfte. Jn derſelben wurden noch-
mals alle Punkte erwähnt, welche durch die Verſchmelzung mit
Leipzig für unſere Organiſation ſchädlich wirken könnten. Auch
war die Verſammlung der Anſicht, wenn die Verſchmelzung ſtatt
fände, das eigene Verwaltungsrecht des Zweigvereins Schkeuditz
für immer verloren gehen würde. Die Abſtimmung über dieſen
Punkt war geheim. Es wurden 2 Stimmen für und 71 Stimmen
gegen die Verſchmelzung abgegeben. Da der bisherige Kaſſierer
ſeinen Poſten niederlegte, wurde Karl LußkySchkeuditz, Mühl-
ſtraße, mit dieſem Poſten betraut. Weiter wurde über das Ein
ziehen der Beiträge diskutiert und beſchloſſen, das Hauskaſſieren
einzuführen. Zur Uebernahme dieſer Poſten wurden acht Kollegen
gewählt. Nach Erledigung einiger lokaler Angelegenheiten ſchloß
der Vorſitzende die gut verlaufene Verſammlung.

Lützen. Parteiangelegenheiten. Dieſen Donnerstag,
abends 29 Uhr, findet der letzte Lehrabend des Genoſſen Schöning
ſtatt. Die Genoſſen und die Genoſſinnen, die bis jetzt die Unterrichts
abende beſucht haben, werden aufgefordert, auch an dieſem letzten
Abend zahlreich und pünktlich zu erſcheinen. Um zu der geplanten
Frauenverſammlung eine Genoſſin als Referentin zu bekommen
findet unſere Frauenverſammlung ſchon Sonntag, den 1. Mär
abends 8 Uhr, im Bürgergarten ſtatt. Als Referentin iſt d
Genoſſin Hennig aus Leipzig gewonnen worden. Die Genoſ
und vor allen Dingen aber die Genoſſinnen werden erſucht, ſch.
jetzt für dieſe wichtige Verſammlung tüchtig zu agitieren, damit
der Erfolg nicht ausbleibt.

Stadtverordnetenverſammlung. Dieſen Donnerstag,
nachmittags 5 Uhr, findet eine öffentliche Sitzung der Stadtverord-
neten ſtatt. Da die Sitzung öffentlich iſt und eine umfangreiche
intereſſante Tagesordnung zu erledigen iſt, iſt der Beſuch zu
empfehlen.

Einſturz. Am Montag vormittag ſtürzte der Hausgiebel
des Heinzeſchen Grundſtücks in der Luiſenſtraße ein. Die Giebel-
wand flog in das Nachbargrundſtück des Herrn Hübner. Da ſich
in dieſem Augenblick glücklicherweiſe niemand auf dem Hofe befand,
entſtand kein größeres Unglück.

Laucha. Stadtverordneten ſitzung. Die Eiſen-
bahnunterführung am Hirſchrodaer Wege, die urſprünglich von
der Bahnverwaltung nur zur Chauſſierung vorgeſehen war,
muß, da die Stadt hiergegen Einſpruch erhoben hatte, ge
pflaſtert werden. Nachdem die Bahn die Pflaſterung über-
nommen, beantragte dieſe, daß die Stadtgemeinde die koſten-
loſe Unterhaltung übernehmen und für anormale Verhäli-
niſſe, Stauungen von Waſſer uſw. bei einer einmaligen Pau-
ſchalſumme von 1500 Mk. für die Entfernung dieſer Miß-
ſtände Sorge tragen ſoll. Der Antrag wurde nach längerer
Debatte abgelehnt und übernimmt die Stadt nur die koſtenloſe
Unterhaltung. Die Beſeitigung der ſich anſammelnden
Schlamm- und Waſſermaſſen, die Bulandhartung. Beleuchtung
uſw. ſoll die Bahn ſelbſt beſorgen. Für den Rathaustreppen
überbau ſind nunmehr die Unterlagen beſchafft und wird der
Mehrbetrag von 554 Mk. bewilligt, jedoch dem Magiſtrat ar
heimgeſtellt, nochmals mit Maurermeiſter Madeung zwecks
Nachpflaſterung zu verhandeln. Die Entſchädigung von 156
Mark an den Stkadtgutsbeſitzer Rauſchenbach wurde bewilligt

und ſoll dieſelbe den hieſigen Viehbeſitzern nach Kopfzahl aller
deckfähigen Rinder auferlegt werden. Die hieſige Zuckerfabrik
hat bei den Landkraftwerken Kulkwitz um eine Verſtärkung der
Kraftleitung nachgeſucht und iſt eine ſolche proviſoriſch aus-
geführt worden, die 150 Mk. Koſten verurſacht hat. Die Hälfte
der Koſten will die Zuckerfabrit ſelbſt zahlen, die andere ſoll
von der Stadtgemeinde (l) getragen werden. Die Verſamm-
lung lehnte aber dieſen Antrag des Magiſtrats mit 9 gegen
2 Stimmen ab. Für die Oſtſeegeſchädigten werden 50 Mk.
bewilligt. Um Koſten und unnötige Ausgaben zu ſparen, ſoll
ein hieſiger Unternehmer mit der Bohrung nach Waſſer be-
traut werden. Falls genügend gutes Waſſer gefunden wird,
ſoll zwecks Baues der Waſſerleitung weiter verhandelt werden.
Eine recht lebhafte Debatte erregte die Bewilligung der Koſten
zu der Turnhallenzeichnung. Der Baurat Zimmermann iſt
von einem Magiſtratsmitgliede erſucht worden, eine Zeich:-
nung herzuſtellen. Dieſe iſt auch ausgeführt und eine Rech-
nung beigelegt worden. Der Magiſtrat will die Zeichnung
nicht beſtellt haben und auch der Stadtverordnetenverſammlung
iſt von einem ſolchen Auftrag nichts bekannt. Der Antrag
auf Zahlung wurde daher abgelehnt. Wer hat denn nun dieſe
Zeichnung beſtellt

Delitzſch Zur Kirchenaustrittsbewegung. Recht
intereſſant geſtaltete ſich die Verſammlung am Sonnabend, in der
Genoſſe Studt- Halle über das Thema. Maſſen, heraus aus der
Kirche! ſprach. An der Hand zahlreicher Beiſpiele zeigte der Redner,
wie das Volk von der kapitaliſtiſchen Stagtskirche von der Wiege
bis zum Grabe geleithammelt wird und wies beſonders darquf hin,
daß ſich die Kirche und ihre Diener bei wirtſchaftlichen Kämpfen
zwiſchen Kapitaliſten und Beſitzloſen immer auf die Seite der
Unternehmer geſtellt haben. Deshalb muß es heißen: Heraus aus
der Kirche! Reicher Beifall ſolgie dieſen Ausführungen. Außer
einigen Rednern, die ſich in zuſtimmendem Sinne äußerten, nahm
auch ein Herr Wegner, Vorſitzender vom Blauen Krenz, und ein Herr
Renkewitz, Miſſionar zur Rettung des religiöfen Glanbens, das Wort
in der Diskuſſion. Natürlich gelang es ihnen in keiner Weiſe, die
durchſchlagenden Worte des Referenten zu entkräftigen. Die Herren
verrieten vielmehr, daß ſie von der Naturentwicklung nicht die
geringſte Ahnung haben, und es war dem Referenten ein leichtes,
die Falſchheit ihrer Denkweiſe klarzulegen Stürmiſche Lachſalven
gab es noch, als Genoſſe Münzer ein Schreiben des Paſtors Ruhmer
der Verſammlung zu Gehör brachte, und die übrigen in den Zeitungen
losgelaſſenen recht fadenſcheinigen Gründe des Fernbleibens unter
die Lupe nahm. Der Aufforderung, aus der Kirche auszutreten,
kam eine größere Zahl von Verſammlungsteilnehmern nach. Alle
diejenigen, die Formulare mitnahmen, ſowie diejenigen, die keine
mehr erhalten konnten, ſeien darauf aufmerkſam gemacht, daß ſie
innerhalb einer Woche gusgefüllt an den Genoſſen Münzer zurück
gegeben reſp. neue in Empfang genommen werden können. Die
Weiterbeförderung ſoll gemeinſam erfolgen.

Roitzſch. Einbruchsdiebſtahl. Jn der Nacht zum Sonn-
tag wurde beim Schuhmachermeiſter Kittler ein dreiſter Diebſtahl
ausgeführt. Der Meiſter hatte ſich um 1 Uhr zu Bett gelegt;
kurze Zeit darauf ging der Dieb zu Werke; er ſchob die Jalouſie
hoch, drückte die Ladenſcheibe ein und entwendete für etwa 200 Mk.
Schuhwaren. Der Diebſtahl wurde erſt mittags entdeckt, wodurch
dem Polizeihund die „Arbeit“ erſchwert wurde. Jn der letzten
Zeit ſind in unſerm Orte mehrere ähnliche Diebſtähle vorgekommen,
doch konnten in einzelnen Fällen die Diebe ermittelt werden.

Zwochau. Tod durch elektriſchen Schlag. Auf ſchreck
liche Weiſe kam am Sonntag vormittag der Bezirksmonteur Reinacksvon hier ums Leben. R. betrat in Curedor den Speiſeturm der

Ueberlandzentrale, um etwas nachzuſehen. Kaum war er ein-
getreten, als er auch ſchon mit voller Wucht aus dem Raume
hinausgeſchleudert wurde. Nach wenigen Minuten hatte er ſein
Leben ausgehaucht, ohne das Bewußtſein wieder erlangt zu haben.

Eilenburg. Ein Heiratsſchwindler, der es auf
Mädchen in mittleren Jahren mit etwas Vermögen abgeſehen
hat, treibt iw der Umgebung ſein Unweſen. Er gibt ſich als
Witwer aus, deſſen Frau vor Jahresfriſt an Blutvergiftung
geſtorben iſt. Bei ſeiner Vorſtellung bedient er ſich immer
anderer Namen und gibt an, daß er als Chinakämpfer eine
monatliche Penſion von 75 Mk. beziehe, ferner verfüge er über
Erſparniſſe von etwa 3000 bis 4000 Mk. So ſoll er ſich in
Wedelwitz und Liemehna einer Heirat nicht abgeneigten Mäd-
chen genähert haben. Jm letztgenannten Orte ließ er ſich von
ſeiner Angebetenen einen Geldbetrag von 3,50 Mt. ſowie ein
Fahrrad geben. Der „Getreue“ iſt aber bis heute noch nicht
zurückgekehrt. Er ſoll etwa 1,70 Meter groß ſein, iſt von
kräftiger Figur, hat dunkelblondes Haar und ſchwarzen
Schnurrbart, trägt dunkelbraunen Anzug und helle Sportmütze.
Als beſonderes Kennzeichew ſind auf dem Handrücken Täto-
wierungen zu ſehen. Etwaige Wahrnehmungen über das Auf
treten des Heiratsſchwindlers wolle man der Eilenburger Poli-
zeibehörde zugehen laſſen.

Wittenberg Strafkammer. Der Kellner Kötz und der
Bäckergeſelle Mickſtein waren am 6. Januar in der Runzeſchen
Bierniederlage in der Tauentzienſtraße eingebrochen und waren
dabei aber erwiſcht worden. Da ſie beide ſchon erheblich vor-
beſtraft ſind, kommt ihnen der Einbruch recht teuer zu ſtehen,
denn Kötz wird zu drei Jahren und Wickſtein zu einem Jahr
neun Monaten Gefängnis verurteilt Wegen Sittlich-
keitsverbrechens wurden das Dienſtmädchen Wilke zu
drei Monaten und die wegen Beihilfe mitangeklagte Richter
genannt Horrey zu neun Monaten Gefängnis verurteilt. Bei
der erſteren wurde bedingte Begnadigung beantragt; die
letztere wurde auch in die Koſten verurteilt, bei ihr wurde ge
werbsmäßiges Handeln angenommen. Des Diebſtahls
beſchuldigt ſtand der Maurer Baum aus Zahna vor der Straf-
kammer. Er hatte im Görnemannſchen Geſchäftslokale einen
Einbruch verübt und dabei eine größere Anzahl Wertmarken
ſow in elektriſches Plätteiſen geſtohlen. Zwar beſtreitete er

ſtahl, wurde aber überführt, gemeinſam mit einem bis-
nvekannte Komplizen die Tat vollbracht zu haben. Er

da er ſchon vorbeſtraft iſt, zu einem Jahr Gefängnis
rteilt.

Artern. Erwiſcht. Die Diebe, welche in der Nacht zum
d. Mts. in der Verkaufsſtelle des Allgemeinen Konſumvereins

eingehrochen ſind, wurden am Sonntag durch die eigene Unvor-
ſichtigkeit verhaftet und dem hieſigen Gefängniſſe eingeliefert. Es
ſind drei junge arbeitsſcheue Elemente. Der Bäcker Bruno
Schönau, der Schmied Rudolf Henze und der Schloſſerlehrling
Fritz Ehrhardt. Die geſtohlenen Sachen hatten ſie in einemStrohdiemen verſteckt. Alle in der letzten Zeit hier verübten
Diebſtähle ſind wahrſcheinlich dieſen Dreien zur Laſt zu legen.
Einige davon, den Zuckerdiebſtahl und die Werkzeugdiebſtähle in
der Weberſchen Maſchinenfabrik und in der Kyffhäuſerhütte haben
ſie ſchon eingeſtanden.

Biehla. Die Wählerliſte zur Gemeindevertreterwahl in der
dritten Abteilung liegt beim Genoſſen Wilh. Höffgen bis Ende
dieſes Monats zur Einſicht aus. Pflicht eines jeden Genoſſen und
Wählers iſt es, die Liſte auf ihre Richtigkeit hin zu prüfen.

Leſt die Arbeiter-Jugend!
Beſtellungen nimmt entgegen Frau Marie Schmidt, Wilhelm ſtr. 7.
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-Thea Jep
Anfang 8 Vhr.
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Letzte Woche!Heute, kustnachts er Mal
Zas Farmermädchen.

Deutsch Amerikanische Operette in 3 Akten
von Okonkowski. Musik von Georg Jarno.

Merauk: Grosser karnevalistischer
Bunter Abend,

gegeben vom Aax Walden nsemble.Diverse ulkige Ueberraschuungen!
Sonnabend 4 Uhr:
Sonnabend s Uhr:

er

Vamiien-Vorstellung.
Abschieds-Vorstellung.

Marionetteniheater
(Münchener Künſtler).

VSeumnarktstrasse Nr. 34 früher Lichtſpiele).
Mittwoch den 25. Februar:

Fawilten- und 6chüler Vorſtellungen.
Nachmittags 3 Uhr „Die sieben Rabden“.

Um 5 Uhr: Räusel und Gretel“, Märchenſpiel in 4 Akten.
Abends e9 Uhr: Das Eulenschloss“.

Hierauf' Das Rosenfest“.
De Näheres die Tageszettel. a

4 Theater- und Masengargderobe-
Verieih-Geschäft von

zeugner Riedel,vorm. Gottsohalic, a
Halle (Saale), Grosse Ulrichstr. 55,
hält seine reichhaltige Auswahl neuer, feiner

Herren u. Damen-Hauskenkortüme
C bei solider Preisstellung bestens empfohlen.

7294

We et
anerkannt beste Marke

1914.1915 125 000 D.
haben beimHalleschen Kohſen- unck Brikett- Kontor

Merseburgerstrasse Feke Schmiedstr. Tel. 3939
a. Allgemeinen Konsumverein a de Fieien.

von Kari Müller
empfehlt ihr

h Kräftiges und gutes Brot.
6791

Filialen: Gr. Brunnenstr. 65 und Olearlusstr. 4 (am Halmarkh.
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Moderne Formen
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Leober- U.

Grosse Auswahl
in sämtlichen

Neu! Neu!
Aus ſoildemotrutiſche Progrumm.

Eine gemeinverſtändliche Erläuterung ſeiner Grundfätze.

Preis 60 Pfg.
Zu beziehen durch die

Von Robert Danneberg. Porto 10 Pfg.

Volks Buchhanclung, Halle a. d. S, Harz 29.

Ia. DeRoiſess- Rotwurſt

ap
„Eine Hele n der tinutebend rn eadken

m Wettfahrt zwiſchenwo verüner Hetroboſtn

1 Mundel a netto 108 Pfg.
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ca. 109/0 Rabatt, netto

Apollo- Theater.
62 Pfg.

ehe Attraktionen.

Auto undeder ger Cion ger Wer
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Nr. 60Feblfarben einer 10 e

l Süd 70 M
Ansprechendes Format.

Weisser Brand.
feines Aroma.

Joh. Sanow
Nacohfl., H. Spenglfer

Geiststrasse 5.rn Gegr. 1837. nun

Abbruch
Lagerdlgt Kurfürſtenſtr. 78

ſind ſof. Flügel, 97 Stuben-und Bretterti ren, Stck. Fenſter,
wie neu, 50 Stück für Lauben

3 Ladenfalouſien, Bretter,
Balken, Rahmen, Sparren, Säu
len, Stöllen und verſchied. mehr,
Brennholz in Fuhren u. einzeln
billig zu verk. Verkauf zu jeder

Osk. Kittelmann
sre

Wohnungs Eigrchtune

für 835 Mark,
1 elegantes Speiſezimmer,

r

e

e e1 modern Schlafzimmer
tung1 Küchen urichtzng,

Flurtoilette, echt Eiverkauftkrledrich bellene,

Geiſtſtraße 25.
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e
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TAG-Ziedretten!
2 7 Pfg

Trustfrüuref?

Jadtteone al
Fernruf 1181.

Direktion Geh. Hofrat Richard

Anfang 6 Uhr.
Der Sonder- Vorſtellung
bei vollſtändig aufgehobenen

Abonnement.
Gaſtſpiel

Paul Hansen, Deutſches Opern
haus Berlin Charlottenburg und
Cornelis Rronsgeest, Königl

Hofoper Berlin.

l arsüfal,
Ein Bühnenweih-Feſtſpiel

von Richard Wagner.
Kaſſenöffnung 5 Anfang 6 Uhr,

Ende nach 11 Uhr.

AVAVAVAVAV
Wiener

Mürffeſtſchrift 191

Preis 20 Pfg.
Zu beziehen durch die Voltkz-

Zucbandinns in Halle (Saale)
Harz Nr. 29.

VAVAVAVAV
Von großartiger Wirkung bei

Pickeln
und Miteſſer im t iſt Ober
meyer's z S„Jhre e iſt vor üglio
und hat bei ſogenannten Pickeln u
roten Knötchen großarti Wirkt
Johannes Brieſt, HarsleMedizinal erbaSeiſe n Staat
e d 30 ſtärk. Präp. Mk. 1.-Zur ſagten Herba-Creme
à Tube 75 P v Glasdoſe Mk. 1.50.z. h. i. allen nen Srocete
und Parfümerien.E. Brosse, d

Leipzigerstrasse 96,
empfiehlt jeder Hausfrau ein

a Bidet.
Grosse Auswanhl.

Das Müdchenhu

von Adelheid Popp.
Preis 20 Pfg. Porto 5 Pfg.

Zu beziehen durch die

Volks-Buchhandlung,
Halle (Saale), Harz 29.

Preiſe für „Kleine Anzeigen“.
Zeile 20 oder jedes Wort 5 Pfenn r Das

fettgedruckte Wort 10, 2 Zeilen hoch Wortemit mehr als 15 Buchſtaben zählen Korekt

Annahmeftellen ſur Kleine Anzeigen

Expedition Volksblatt, Harz 42/44,
Zigarrenhandlung v. A. Albrecht, Lindenſtraße 54

eE. Bendlin, Torſtraße 43
J. Schneider Nachf., Beeſenerſtr. 23
J. Sanow Nachf., Geiſtſtraße 5
P. Leuſchner, Mittelwache 9
E. Jungmann, Pfännerhöhe 33Materialwarenhdl. v. G. Gerig, Triftſtraße 28.

Ebenſo nehmen die Volksblatt- Austräger Anzeigen
entgegen.
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tüchtige
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Zement- u. Kunſtftein

ſehr geübte
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der Quittun

Mittwoch den 25. Februar:
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Beilage zum Volksblatt.
Dr. 47 Halle (Saale), Mittwoch den 25. Februar 1914 25. Jahrg.
Gebultenrlicgang und 6ebärſtel

Eine Debatte im Dreiklaſſenhauſe.

Der „unſittliche“ Geburtenrückgang“
macht der bürgerlichen Geſellſchaft ſo viel Kopfzerbrechen, daß
er die Montagſitzung des preußiſchen Dreiklaſſenhauſes
faſt ganz ausfülite. Natürlich ſchwangen ſich die Redner der
Rechten nicht zur Erkennung der Urſachen der Geburtenver-
minderung auf, ſondern zeterten nur über ſeine „Unſittlich-
keit“, der man durch Verbot der empfängnisverhütenden Mittel
beikommen müſſe. Genoſſe Hirſch wies die ſozialen Ur-
ſachen des Problems nach, zeigte, daß ein Verbot, wie es die
Mucker fordern, nur der Verbreitung der Geſchlechtskrankheiten
Lorſchub leiſten würde und zerfaſerte die ſchon mehr böswillige
als nur unſinnige Behauptung, daß die Sozialdemokratie
den Gebärſtreik predige!

Ebenfalls beim Medizinaletat brachte Genoſſe Hämiſch
die ſonderbare Jmpfgeſchichte aus Dortmund zur Sprache, die
wir ſchon wiederholt erwähnten. Dann wurde der Etrt des
Miniſteriums des Jnnern erledigt. Dienstag: Bauetat.

7

Verhandlungsbericht.
Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 23. Februar.

Zur Debatte ſteht das Medizinalweſen.
Abg. Frhr. v. Steinagaecker (Ztr.): Der ſteigende Ge

burtenrückgang muß uns ſehr bedenklich ſtimmen, namentlich
im Hinblick auf unſere Wehrkraft. Nicht ſexuelle Enthaltſam-
keit, ſondern ſteigende Unſittlichkeit iſt der eigentliche Grund,
auch wirtſchaftliche Urſachen können ihn nicht erklären, da
wir gerade ihn beſonders in den beſitzenden Klaſſen konſtatieren
können. Jch kann dem Abg. Ströbel nicht beiſtimmen, der
früher einmal ausführte, daß die Beſchränkung der Kinderzahl
ein Beweis für ein fortgeſchrittenes ſoziales Verantwortungs-
gefühl ſei. Gerade das Verantwortungsgefühl dem Vaterlande

gegenüber iſt im Schwinden begriffen. Herr Miniſter unter-
ſtützen Sie uns im Kampf gegen die empfängnisverhütenden
Mittel! Vor allem müſſen wir hier die Sozialdemokratie be
kämpfen, die die künſtliche Beſchränkung des Kinderſegens und
die antikonzeptionellen Mittel auf alle Weiſe propagiert. Man
untergräbt die Religioſität der Frauen, um ſie für die Ge-
danken der Geburtenverhütung zu gewinnen. Frauen, die
in öffentlichen Verſammlungen dafür Propaganda machen,
ſind ſ ch limmer als wilde Tierel (Bravo im Zentrum.)

Miniſter v. Dallwitz: Was auf polizeilichem Wege ge
ſchehen kann, ſoll geſchehen. Wir ſuchen die Anpreiſung der
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Medizinaldirektor Dr. Kirchner: Der Geburtenrückgang
iſt eine Volkskrankheit, der mit polizeilichen Maßnahmen nicht
beizukommen iſt. Aerzte, Lehrer und Geiſtliche müſſen die
Frauen auf die Gefahren der künſtlichen Beſchränkung der Ge
burten aufmerkſam machen. Die übertragbaren Geſchlechts-
krankheiten nehmen bei uns einen geradezu erſchrecklichen Um-
fang an und richten die fürchterlichen Verheerungen an. Die
Zahl der Einkinderehen, deren Urſache ausſchließlich die
Gonorrhoe iſt, iſt enorm. Der allgemeine ſittliche Zuſtand des
Volkes muß gehoben werden. (Lebhafter Beifall rechts.)

Abg. Hirſch (Soz.):
Nach den Reden der Abgg. v. Woyns und Frhr. v. Stein

iſt vorzüglich
en Pickeln u.
tig gewirkt.
rsleben.Seife à Stü
äp. Mk. gecker müßte man glauben, daß die Sozialdemokratie zu allen

e anderen Beſchuldigungen auch noch am Geburtenrück
Drogerien gang ſchuldig ſei. Die Behauptung v. Steinaeckers, daß mein

*3391 Freund Ströbel hier den Geburtenrückgang gepredigt habe,
iſt ganz falſch, denn das ſtenographiſche Protokoll beweiſt, daß
die betreffenden Sätze nicht Ströbels eigne Meinung, ſondern
ſeine Darſtellung der Meinung anderer geweſen iſt. Strö
bel ſelbſt hat aber ausdrücklich erklärt,
daß die Sozialdemokratie in der Beſchränkung der Kinderzahl

keine Hebung des Proletariats erblicke,
daß ſie ſehr wohl wiſſe, daß in dem kinderarmen Frankreich
die Lage des arbeitenden Volkes nicht beſſer iſt und daß wir
unſerer eignen Nation die größtmögliche Machtfülle wünſchen,
deren Vorbedingung eine möglichſt große Volkszahl iſt. (Hört!
Hört! b. d. Soz.) Wenn der Bericht der Budgetkommiſſion
weiter ſagt, daß bei allen bürgerlichen Parteien die Ueber-
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e 96,usfrau ein

ranhl.

nun
Popp.
orto 5 Pfg. zeugung durchgedrungen ſei, daß es ſich hier um ein großes
ie Problem handele, ſo ſoll das vielleicht heißen, daß dies von
udlun der Sozialdemokratie ſchon längſt erkannt iſt! (Sehr gut!ung, J b. d. Soz.) Jedenfalls aber ſollte man in die Erörterung einer
arz 29. ſolchen, das ganze Volk ohne Unterſchied intereſſierenden Frage

nicht politiſche Unterſchiede hineinträgen. Wie kann
man nur die Bedeutung der wirtſchaftlichen Lage für die Frage
des Geburtenrück jangs verkennen! Handelte es ſich dabei
wirklich nur um ſittliche Momente was hätte es dann für
einen Zweck, daß Sie Beamten Beihilfen be-
willigen. Sie wollen doch damit ihre r beſſern. Auch der
Hirtenbrief der Biſchöfe erkennt an, daß No t und Wohnungs-
elend am Geburtenrückgang ſchuld ſind. Nach der Statiſtik

Februar: des Berliner Statiſtiſchen Amts
hat hier der Geburtenrückgang zur Zeit des Beginns unſerer

Schutzpolitik eingeſetzt
und war am größten im Jahre 1911, im Jahre der größten

ein Teuerung. Für gang Deutſchland beweiſt die Statiſtik eine
öllwitz. ganz rapide Zunahme des Geburtenrückganges, namentlich für
roſtr. 27. die Jahre bon 1902 bis 1911,
Guter wo die ſtärkſte Lebensmitteltenerung herrſchte.Hbaltigg Eine weitere Urſache iſt die Frauenarbeit, zu der die
n I Frauen dort genötigt ſind, wo das Einkommen des Mannes
h zur Erhaltung der Familie nicht ausreicht. Sorgen Sie alſo

ren mit uns dafür, daß die Frauen nicht zur Erwerbsarbeit ge-
zwungen werden. Uebrigens ſcheint auch die Gebärfähigkeit

erverkäufer j der Frauen abgenommen zu haben. Wenn Sie der Etſchei-
bei nung des Geburtenrückganges Herr werden wollen, müſſen

Borth. Sie ihre Urſachen beſeitigen, aber nicht nur über Unſitt
I lichkeit ſchreien. (Sehr wahr! b. d. Soz.) Es iſt hier be

höl hauptet worden, daß die Sozialdemokratie eine Agitation für
die Geburtenbeſchränkung geduldet und gefördert habe. Tat-
ſache iſt aber, daß in dem Augenblick, wo dieſe Agitation einenigſt ['3327

lrichſtr.10. größeren Umfang annahm, die Parteileitung in Berlin Ver-
raraturen ſammlungen gegen dieſe Agitation einberufen hat. Wir
e Laden wiſſen ſehr wohl, wie falſch die Behauptung iſt, daß der Gebär-
bill. gelie ſtreik eine revolutionäre Waffe ſei, denn wenn der Staataße los. weniger Soldaten bekommt, wird er die Anforderungen an die
ſaſrGeſo Militärtauglichkeit herabſetzen und wenn die Kapitaliſten keine
ſftaße 8. rbeiter erhalten, werden ſie Kulis einführen. Künſtliche

Einſchränkung der Geburtenzahl kann aber in Fällen beſon-
etten deren Elends gewiß menſchlich erklärlich ſein. Aufklärung der
mpſiehlt Maſſen tut hier not, ebenſo wie Kamp gegen die Geſchlechts-

569 krankheiten; dieſen Kampf aber würde durch das von Jhnen
enſtr. 53. verlangte Verbot der antikonzeptionellen (empfängnisverhüten-
eiten den) Mittel in widerſinnigſter Weiſe gehindert werden. (Sehr

wahr! links.) Die Säuglingsſterblichkeit hat im Vorjahre
wieder zugenommen und ſie iſt auf dem Lande größer als in

Aeußerun

antikonzeptionellen Mittel und ihren Vertrieb zu verhindern.

den Städten und beſonders groß im Oſten. (Hört, hört! links.)
Was gegen die Säuglingsſterblichkeit geſchehen iſt, iſt zumeiſt
von den Gemeinden getan worden. ir brauchen aber

Schwangerſchaftsverſicherung und mehr Wöchnerinnenhilfe,
darauf muß der Staat die Gemeinden hinweiſen und ihnen,
wenn es nötig iſt, beiſtehen. Der Staat muß aber auch ener-
giſcher als bisher den Kampf gegen die aus ſozialen Urſachen
entſtehenden und ſich verbreitenden Volkskrankheiten
führen. Dazu gehört eine größere Ausbildung der Aerzte in
ſozialer Medizin. Wenn Dr. Mugdan, der doch gewiß in
ſozialer Medizin nicht ungebildet iſt, beſtreitet, daß die
Schwindſucht eine Proletarierkrantkheit ſei und uns beſchuldigt,
dies nur zu behaupten, um die Sinne des Volkes aufzupeit-
ſchen, ſo widerlegt doch die Statiſtik den Abg. Dr. Mugdan
auf das Bündigſte. Die Proletarier werden auch prozentnal
in ſtärkerem Maße von der Schwindfſucht ergriffen, als die
Angehörigen der bürgerlichen Schichten. (Sehr wahrl b. d.
Soz.) Wenn Sie alſo ein geſundes, kräftiges, ſich vermehren
des Volk haben wollen, dann erſchweren Sie vor allem nicht
denen, die um die Beſſerſtellung der breiten Volksmaſſen
kämpfen, ihren Kampf. Nur wenn Sie das tun, dienen Sie
der Geſamtheit und leiſten dem Vaterland den Dienſt, den zu
e jeder wahre Patriot verpflichtet iſt. (Lebh. Bravolsb.

Soz.) 3Abg. Mugdan (Vp.): Der Geburtenrückgang iſt nicht auf
wirtſchaftliche Verhältniſſe zurückzuführen, denn dort, wo die
Frauen noch die ſchwerſten a prrüchen Arbeiten leiſten müſſen,
beſteht kein Geburtenrückgang. er Geburtenrückgang iſt
durch Rationaliſierung (vernünftige Regelung) des Geſchlechts-
lebens zu erklären. Die Tuberkuloſe iſt keine Proletarier-
krankheit und die bürgerlichen Kreiſe haben viel für ihre Be
kämpfung getan. Beifall b. d. Vp.)

Medizinaldirektor Dr. Kirchner: Jch freue mich über eine
des Abg. Hirſch, daß die Sozialdemokratie den Ge

burtenrückgang bedaure; es wird ſehr nützlich ſein, dieſe Aeuße-
rung im Volke zu verbreiten. Bisher hat man es nämlich
anders geleſen. Auf die ſchlechte wirtſchaftliche Lage der Ar-
beiterſchaft läßt ſich der Geburtenrückgang nicht zurückführen,
denn es iſt bewieſen, daß ſich die Lage der Arbeiter gehoben
hat. Die Tuberkuloſe iſt keine Proletarierkrankheit (Beifall
rechts), ſondern eine Krankheit der Familie. Beifall rechts.)

Abg. v. d. Oſt en (konſ.): Das Zuſammengehen aller bürger-
licher Parteien zur Bekämpfung des Geburtenrückganges iſt
erfreulich. Heute haben ſich zwar die Sozialdemokraten hier
dieſem Vorgehen angeſchloſſen, aber außerhalb dieſes Hauſes
machen ſie es ganz anders, indem ſie durch Lichtbildervorträge
und durch Broſchüren mit Jlluſtrationen, wie ſie der Verlag
Vorwärts und der bekannte Züricher Arzt (Dr. Brubpacher)
herausgegeben haben, für den reichlichen Gebrauch der emp-
fängnisverhütenden Mittel Propaganda machen. Der Abg.
Adolf Hoffmann hat im Februar vorigen Jahres den Ernſt
bei der Behandlung dieſer Frage vermiſſen laſſen. Die Regie-
rung ſollte vor allen Dingen gegen die unheilvolle Organi-
ſation der gewiſſenloſen Fabrikanten der antikonzeptionellen
Mittel vorgehen und alle Parteien ſollten in dieſer Frage das
Wohl des ganzen Volkes über die Sonderintereſſen ſtellen.
(Beifall rechts.)

Abg. Dr. Lohmann (natlib.): Die ausſchlaggebende Ur-
ſache für den Geburtenrückgang iſt die Genußſucht in allen
Kreiſen der Bevölkerung. Die Arbeiterſchaft hat ſich dabei als
ein ſehr gelehriger Schüler der ſchlechten Sitten der oberen
Zehntauſend erwieſen. Es iſt vollkommen falſch, wenn man
den Schutzzoll als die Urſache einer angeblichen Verſchlechterung
der wirtſchaftlichen Lage und des Geburtenrückganges anſieht.
Das iſt ſo ein Steckenpferd des Abg. Hirſch. Widerſpruch b. d.
Soz.) Die proteſtantiſche Kirche iſt leider nicht ſo energiſch
gegen den Gebrauch der antikonzeptionellen Mittel vorge-
gangen, wie die katholiſche und wir erwarten, daß es noch ge-
ſchehen wird. Die Verhinderung der Empfängnis trägt zum
Geburtenrückgang mehr bei, als der künſtlich herbeigeführte
Abort. Jetzt halten ſich ſchon Aerzte für berechtigt, aus ſozialen
Gründen den Abort herbeizuführen. Es geht mit uns ab-
wärts. (Beifall b. d. Natlib.)

Ein Antrag auf Schluß der allgemeinen Beſprechung wird
angenommen.

Abg. Adolf Hoffmann (perſönlich) Jch muß mich gegen
die Aeußerung des Abg. v. d. Oſten wenden. Jn einer Aus-
einanderſetzung mit dem Abg. Ströbel hat er auf einen angeb
lichen Unterſchied zwiſchen unſerer Theorie und unferer Praxis
in Sachen des Geburtenrückganges hingewieſen und iſt dabei
uns gegenüber zuerſt perſönlich geworden. Außerdem hat er
gegen eine Broſchüre polemiſiert, von der er zugeben mußte,
daß er ſie gar nicht geleſen habe. Auch die Aeußerung des Abg.
Lohmann, daß ich den Geburtenrückgang auf die Not und das
Elend der arbeitenden Bevölkerung allein zurückgeführt
habe, iſt unzutreffend, da ich ja ausdrücklich erklärt habe, daß
die „beſſere' Geſellſchaft lange vor der Arbeiterſchaft Ge-
brauch von den empfängnisverhütenden Mitteln gemacht habe.

Abg. Hirſch (Soz.): Der Schluß der Debatte macht es
mir leider unmöglich, die mich gerichteten Angriffe
zurückzuweiſen. Wenn der Abg. v. d. Oſten die Sozialdemo-
kratie ausſchließen wollte von dem gemeinſamen Kampfe gegen
den Geburtenriückgang, ſo hat er damit bewieſen, daß ihm der
Kampf gegen die Sozialdemokratie wichtiger iſt, als gegen den
Geburtenrückgang. (Beiſall b. d. Soz.)

Ein Jmpfſkandal.
Abg. Häniſch (Soz.)

Das Kind Hedwig des Gymnaſialoberlehrers Prof. Dr.
Mirus- Dortmund war vom Arzt von der Jmpfung befreit
worden, weil es krank war und die Jmpfung nicht vertragen
könne. Trotzdem ſollte das Kind zwangsweiſe geimpft
werden, es wurde von der höheren Lehranſtalt verwieſen weil
es „eine geſundheitliche Gefahr“ ſei; man kegte Herrn Mirus
nahe, ſein Kind in die Volksſchule zu ſchicken, dort würde
es keine geſundheitliche Gefahr ſein! (Hört, hört! b d. Soz.)
Jn einem offenen Briefe fragt der Vater, ob denn die Volks
ſchulkinder gut genug ſeien, geſundheitlich gefährdet zu werden.
Jch frage, ob der Fall ſo liegt dann iſt er ein wahrer
Skandal! (Sehr wahr! b. d. Soz.) Entweder das Kind iſt
ungefährlich, dann kann es auch in der höheren Schule bleiben,
oder es iſt gefährlich, dann dar man es auch nicht in die Volks-
ſchule ſtecken. Zehn Aerzte haben erklärt, daß ein ungeimpftes
Kind gar keine Gefahr für ſeine Mitſchüler darſtelle. Jch er-
fuche um Aufklärung über dieſen Fall. (Bravo! b. d. Soz.)Perſönlich, nicht als Fraktionsredner frage ich, wie ſich die R.

gierung zur Einſetzung einer paritätiſchen m ur
Prüfung der Jmpffrage und zur Einführung der Ge
wiſſensklauſel ſtellt.

Miniſterialdirektor Kirchner: Die Beantwortung dieſer
Fragen gehört vor den Reichstag. Herr Prof. Mirus iſt überzeugter Jmwpfgegner, der ſeine Kinder auf Grund von Atteſten

der überzeugteſten Jmpfgegner Preußens nicht impfen ließ.n ſolchen zweifelhaften Fallen muß nach dem Geſetz Unter-

uchung durch dew Jmpfarzt eintreten. Jn dieſer Sache hat
der Kultusminiſter entſchieden, ſie gehört alſo nicht zum Medi-
zinalweſen. Natürlich iſt ein ungeimpftes geſundes Kind nicht
gefährlich, aber es würde einer Pockeneinſchleppung gegenüber
weniger widerſtandsfähig ſein. Von höheren Schulen können

ſolche Kinder zurückgewieſen werden, von der Volksſchule nicht,
z ſie ſorebig auf Grund des geſetzlichen Schulzwangs kommen.

urufe d. Soz.)Der Etat des Miniſteriums des Jnnern iſt erledigt. Schluß
534 Uhr.

GaswerlsEtat und Borſchulen

Der Oberbürgermeiſter bringt den bürgerlichen Kritiker Hülle
mann als Beamten zur Strecke. Der Gaswerksetat findet
doch nach dem Vorſchlag des Magiſtrats Annahme. Die

Plusmacherei, Syſtem Holly, geht olſo weiter.
Debatte um die Vorſchule des Gymnaſiums. Obzwar ihre
Schädlichkeit feſtſteht, weicht die bürgerliche Mehrheit einer
von der Sozialdemokratie, geforderten klaren Entſcheidung aus.

Roſenmontag war geſtern. „Roſenmontag“ betitelte der
Dichter Hartleben ſeine Tragödie des Unteroffiziers. „Roſen-
montag“ könnte man auch auf den Deckel des Protokolls der
geſtrigen Halliſchen Stadtverordnetenſitzung ſchreiben, denn
ſein Jnhalt ſpiegelt die Tragödie der bürgerlich-ſubalternen Kritik
an der ſtädtiſchen Verwaltung wieder. Deutlicher geſagt: die
Tragödie des Beamten Stadtverordneten Hülle-
mann.

Unſere Leſer werden ſich entſinnen, daß Herr Hüllemann in der
Stadtverordnetenſitzung vor 14 Tagen lebhafteſten Widerſpruch
gegen den Magiſtratsentwurf zum Haushaltsplan des Gas-
werkes erhob. Nach Meinung des Kritikers ſollten die ein
geſtellten Zahlen hinter der zu erwartenden Wirklichkeit ſo erheb
lich zurückbleiben, daß ein um mindeſtens 150000 Mk. geringerer
Ueberſchuß eingeſtellt wurde. Da dies Verfahren der abſicht
lichen Niederhaltung der veranſchlagten Gewinne aus den
gewerblichen Werken nach der bisherigen Uehung bei der Etats
aufſtellung durchweg angewendet worden ſein ſoll, ſo erreichte die
Endſumme des Gewinns nicht die Höhe, die zum Ausgleich des
Voranſchlages ohne Steuererhöhung notwendig geweſen wäre,
mußte alſo die Steuererhöhung um zehn Prozent vor-
geſchlagen werden.

Eine große Zahl von Stadtverordneten vertritt nun die Meinung,
wenn man das Mehrergebnis der Einkommenſteuerveranlagung
nach dem Generalpardon gebührend in Rückſicht ziehe und
weiter als Ueberſchüſſe der gewerblichen Werke die Summen ein-
ſtelle, die bisher tatſächlich erreicht wurden und die auch
mindeſtens wieder erreicht würden dann ließen ſich die beiden
Rubriken des Haushaltsvoranſchlags bequem ohne jede Steuer-
erhöhung zur Balanze bringen.

Dieſer Auffaſſung hat ſich die ſozialdemokratiſche Fraktion an
geſchloſſen, freilich aus anderen Gründeng insbeſondere aber, weil
ſie die vom Magiſtrat bisher betriebene Plusmacher- Politik
auf jeden Fall verwirft. Es iſt ein ungeſunder Zuſtand, daß eine
Stadtverwaltung als Erträgniſſe der gewerblichen Werke Summen
in den Etatsvoranſchlag einſtellt, die auf Grund langjähriger Er
fahrungen bombenſicher von der Wirklichkeit als viel zu niedrig
über den Haufen geworfen werden. Es iſt weiter eine zwar an
genehm ſcheinende, aber den ſtädtiſchen Körperſchaften wenig Lob
verſchaffende Tatſache, daß die Stadtkaſſenrechnung für die letzten
abgelaufenen Jahre, in denen eine Steuerherabſetzung gegen
die Abſicht des Magiſtrats durchgeſetzt wurde, trotz alledem mit
einem Millionenüberſchuß abſchloß. Bei 10 Millionen über
haupt. Das iſt die Politik des Wurſtelns, nicht eine ſolche
nach geſetzlichen Beſtimmungen und ſozialen Geſichtspunkten, wie
ſie von einer ſtädtiſchen Finanzverwaltung betrieben werden ſollte.
Wenn das preußiſche Kommunalabgabengeſetz in ſeinen grund
legenden Beſtimmungen ausdrücklich von Gebühren, Beiträgen,
Steuern und Naturaldienſten zur Deckung der Ausgaben und
Bedürfniſſe, des ſtädtiſchen Bedarfs, ſpricht, ſo wird darin
zugleich die Pflicht ausgedrückt, daß dieſer Bedarf möglichſt
genau feſtgeſtellt werden muß, und daß die Erhebung von
Steuern zur Anſammlung von Vermögen, außer zu beſtimmten,
geſetzlich erlaubten Zwecken, unterſagt iſt.

Die ſtädtiſche Verwaltung von Halle iſt der Mei-
nung, ſie ſei bei dem bisher geübten Verfahren der zu knappen
Schätzung der Einnahmen ſo gut gefahren, daß ſich ſeine Fort
ſetzung empfiehlt. Und ſie ſetzte ihren ganzen Einfluß und
noch viel mehr in Bewegung, um die endgültige Annahme
des Antrages Hüllemann auf höhere, den wirklichen Ausſichten
entſprechende Veranſchlagung der Betriebsgewinne im Etat
abzuwehren. Wie ſchon bemerkt, hatte die Sladtverordneten-
vrerſammlung vor vierzehn Tagen beſchloſſcn, den Gas
werks-Etat an den Haushaltsausſchuß zurückzugeben
zur nochmaligen Beratung im Sinne der Hüllemannſchen
Kritik. Die große Mehrheit unterſtützte dies Verlangen, um
ſo mehr, als Bürgermeiſter von Holly, dem Finanzdezernenten,
nachgewieſen worden war, wie gleichgültig er der Tatſache
gegenüberſtand, daß die in den Gaswerks-Etat eingeſetzten Be-
träge für Kohlenankauf ſchon zur Zei der Ausſchußberatung
ſich auf Grund des getätigten Jahresabſchluſſes in der Wirk-
lichteit um mehr als fünizigtauſend Mark nie-
drigerſtellten, trotz alledem aber eine Berichtigung
des Eiats unterblieb.

Herr Hüllemann hatte dem Haushaltsausſchuß ſeine
Berechnungen unterbreitet, denen er den dreijährigen
Durchſchnitt zugrunde legte. Er ſagt, in den letzten drei
abgerechneten Jahren hat ſich der Reingewinn des Gaswerkes
jedesmal um reichlich fünfzigtauſend Mark geſteigert, alſo kann

man angeſichts der ſicheren Entwicklung des Gaskonſums da-
mit als mit einer feſten Tatſache rechnen. Weiter ver
langte der Magiſtratskritiker die Zugrundelegung des Jſt-
Ueberſchuſſes, nicht des veranſchlagten. So kam er entgegen
dem Magiſtratsantrag, der urſprünglich nur 584 129,83 Mk.,
nach der Berichtigung des Betrages für Kohle 634 129,83 Mk.
Ueberſchuß einſtellt, auf 734000 Mk. Nettogewinn.
Dieſer Betrag iſt immer noch geringer als der im Etatsjahr

10912-13 tatſächlich erzielte Gewinn von 7665 500,06 Mk.
Zwei Stunden waährte in der geſtrigen Sitzung der

Kampf, bis der Magiſtratskritiker, vom Oberbürger-
meiſter an der Beamtenehre gefaßt, bedingungs-
los die Waffen geſtreckt und damit ſeinen Anträgen ſelbſt das
Grab geſchaufelt hatte. Nur ſiebzehn Mitglieder, von ſechs
undſechzig, bekannten ſich zum Antrag Hüllemann. e

Die Tragödie iſt aus. Sie hat erſchreckend deutlich
in die Erſcheinung treten laſſen, wie groß doch die Abhängig-
keit des ſubalternen Beamten in jeder Beziehung, ſo bei
der Ausübung eines Stadtverordnetenmandats, iſt.
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Nachſtehend eine kurze Slizzierung der entſcheidenden
Debatte über den Gaswerks-Etat.

Der Vorſteher eröffnet die Verhandlungen mit der Bekannt
gabe der Eingänge, unter denen ſich eine Petition des Reichs
vereins der liberalen Arbeiter, Ortsgruppe Halle, um Ein-
führung einer Arbeitsloſenverſicherung be-
findet. Sie wurde dem Sozialen Ausſchuß überwieſen, der
gegenwärtig auch den Antrag der ſozialdemokratiſchen Frak-
tion in gleicher Richtung in Beratung hat.

Dann wurde in die Beratung der Tagesordnung eingetreten.
Der Petition der ſtädtiſchen Buregaugaſſiſtenten um
Gehaltsregulierung ſie verlangen die Erhöhung ihres End-
gehaltes um 200 Mk., von 3400 auf 3600 Mk. wurde ent-
ſprochen. Herr Michel hatte dieſe Stellungnahme namens des
Haushaltsausſchuſſes empfohlen. An Koſten entſtehen im
kommenden Jahre bei 148 Aſſiſtenten, die die Stadt überhaupt
beſchäftigt, 7600 Mk. Der Entwurf zum ſtädtiſchen Alters-
und Pflegeheim (wir berichteten bereits geſtern darüber) fand
debattelos Annahme. Nur von einer Seite wurde die Höhe der
Zimmer als zu niedrig bezeichnet, doch wurden dieſe Bedenken
zerſtreut. Zugeſtimmt wurde gleichfalls umfangreichen Lan d-
austauſch mit der Provinzialverwaltung, wobei es ſich um
Gelände zur Erweiterung der Jrren-Heil- und Pflegeanſtalt
Nietleben handelt. Die Turnhalle auf dem Roßplatz
ſoll für die Märkte des kommenden Jahres dem Gaſtwirt
Böhlert um den Preis von 1600 Mk. verpachtet werden.

Dann wurde in der Etatsberagatung fortgefahren. Zur
Debatte ſtand zuerſt der Voranſchlag des Gaswerks.
Stadtv. Steckner wies auf den Antrag Hüllemann hin, der
zweifellos eine fleißige Arbeit darſteke. So verlockend es auch
ſei, erhöhte Einnahmen in den Etat einſtellen zu können, ſei
der Haushaltsausſchuß dem Antrag doch nicht gefolgt, vielmehr
einpfehle er die Annahme des Magiſtratsvoranſchlags mit der
Abänderung allerdings, daß ſich durch die Erſparniſſe bei den
Gaskohlen der Ueberſchuß auf 634 129,83 Mk. erhöht. Die
Berechnungen des Herrn Hüllemann wolle man dem Magiſtrat
als Material für zukünftige Etatsfeſtſetzung überweiſen.

Stadtv. Hülle mann: Vom Referenten haben wir nicht
das mindeſte gehört zur Begründung der ablehnenden
Stellung, die der Haushaltsausſchuß gegenüber meinem An-
trag eingenommen hat. Die Ueberſchüſſe des Gaswerks ſind
eine indirekte Beſteuerung der Bürgerſchaft, die um ſo mehr
zu verurteilen iſt, wenn ſie nicht einmal im Haushaltsplan
zum Ausdruck kommt. Dagegen muß entſchieden Wider-
ſpruch erhoben werden. Die von ihm vorgenommenen
Aender gen beruhten auf den wirklichen Ziffern. Die Ueber-
ſchüſſe aus dem Jahre 1913 würden über 800 000 Mk. betragen,
ſo daß, wenn 734 000 Mk. Ueberſchuß eingeſtellt würden, dieſe
Zahl bei weitem noch nicht die Ziffer erreichen würde, die das
wirkliche Ergebnis aus 1912 und 13 darſtellen. Jch beantrage,
den Haushaltsplan des Gaswerks in Einnahme und Ausgabe
auf 2524 200 Mk. feſtzuſetzen.

Bürgermeiſter v. Holly will ſich den Dingen objektiv
gegenüberſtellen und der Tendenz des Volkswillens, auf Strei-
chung der vorgeſchlagenen Steuererhöhung nicht allein folgen.
Daß die Jſt- Zahlen des Etats mit denen des Verwaltungs-
berichtes nicht übereinſtimmen, ergibt ſich aus den Unterſchieden
der kameraliſtiſchen und kaufmänniſchen Buchführung. Nach
Herrn Hüllemanns Schablone können wir keinen Etat auf
ſtellen. Die Annahme des Antrages würde ein Miß-
trauensvotum für Magiſtrat, Kuratorium und Haus-
haltsausſchuß ſein.

Stadtv. Hüllemann: Auf meine guten Gründe, gegen
die r vorgebracht werden kann, t man gar nicht
ein; dafür gefällt man ſich in perſönlichen Vorwürfen. Sogar
des Spionierens im Gaswerk hat man mich verdäch
tigt, obzwar ich keinckt Fuß ins Werk geſetzt habe wegen
meiner Aufſtellung. Aber iſt dieſe Aengſtlichkeit nicht eigent-
lich ein Beweis dafür, daß bei uns im Gaswerk etwas nicht
ſo iſt, wie es ſein ſollte? Die Unterſchiede in den Buch
führungen kommen gar nicht Betracht, nur die Ergebniſſe der
Rechnungslegung. Wir haben keine Veranlaſſung, den Ge-
winn für 1914 niedriger zu veranſchlagen, als er im Jahre
1912 war.

Bürgermeiſter v. Holly: Herr Hüllemann muß auch den
vermehrten Schuldendienſt und andere neue Mehrausgaben in
Rechnung ſtellen.

Stadtv. Gerig (Soz.): Die Grundſätze, nach denen der
Etat bisher aufgeſtellt worden iſt, ſind nicht mehr zeit-

e mäß. Das beweiſen auch die kritiſchen Erörterungen.
Ich wundere mich darüber daß der Magiſtrat die Forderung
des Herrn Hüllemann auf Zugrundelegung eines dreijährigen
Durchſchnitts nicht akzeptieren will, wo er es doch wiederholt
bei anderen Etats anwandte. Er handelt, wie es ſcheint, nach
dem Grundſatz: Wie's trifft, bald ſo, bald anders! Heiter
keit.) Wir halten die Rechnung des Herrn Hüllemann für zu-
treffernd. Jm Jahre 1912 wurde ein Ueberſchuß erzielt von
765 500 Mk., für verbrauchte Kohlen wurden verausgabt 630 000
Mark. 1914 erwartet der Magiſtrat jedoch nur 584 000 Mk.
Ueberſchuß, 181 500 Mk. weniger, trotzdem für Kohlen 757 000
Mark bereitgeſtellt werden, 127 000 Mk. mehr. Die Berech-
nungen des Magiſtrats können unmöglich ſtimmen. Wie
könnte es ſonſt ſein, daß 1912 für 100 Mk. verfeuerte Kohle
121 Mk. Reingewinn erzielt wurden, 1914 aber nur 77 Mk.,
44 Mk. weniger trotz der ſtändigen Vervollkommnung der
Gaserzeugungsanlagen und Arbeitslohnerſparniſſe? Die Be-
rechnungen des Herrn Hüllemann dürften durchaus zutreffend
ſein und wir werden für ſeine Anträge ſtimmen. Wo bleibt
überhaupt die von der Verſammlung geforderte Ueberſicht
über die Betriebsergebniſſe der gewerblichen Werke in den neun
Monaten des laufenden Etatjahres? Will ſie der Magiſtrat
ſo lange zurückhalten, bis die Etatsberatung zu Ende iſt?

Stadtv. Hüllemann: Heute ſagt der Magiſtrat, die
Neuerungen müßten uns zur Vorſicht mahnen. Als er den
Einheitspreis und die Automaten bewilligt haben wollte, hat er
alles roſarot gemalt. (Heiterkeit.) Woran ſollen wir
uns denn eigentlich halten? Die Beſchwerde des Vorredners
über die Nichtvorlegung der Betriebsüberſicht iſt durchaus be-
rechtigt. Bürgermeiſter von Holly lacht.) Herr
von Holly lacht, er ſcheint alſo überhaupt keine Neigung zu be
ſitzen, unſerm berechtigten Verlangen entſprechen zu wollen.

Oberbürgermeiſter Dr. Rive: Der Eindruck iſt nicht nieder
zukämpfen, daß dieſe Verhandlungen unfrüchtbar bleiben
müſſen. Jch wäre wenigſtens nach dem Gang der heutigen
Verhandlungen nicht in der Lage, mir ein Bild zu machen, das
mich befähigte, über die Anträge des Herrn Hüllemann die
Entſcheidung zu treffen. Derartige Verhandlungen gehören
überhaupt in den Ausſchuß. Auf Prüfung der Einzelheiten
kann ſich ein Plenum gar nicht einlaſſen. Ueberhaupt entſpricht
der Antrag Hüllemann parlamentariſchen Gepflogenheiten
nicht. Wenn Sie hier andere Sitten einführen, kommen wir in
unberechenbare Bahnen. Als Beamter der Eiſenbahn
würde Herr Hüllemann gewiß nicht der Arbeit eines ganzen
Kollegiums widerſprechen. Davon wird ihn ſchon das Takt-
gefühl abhalten! Prophezeien iſt eine bittere Sache. Folgen
Sie nicht dem verlockenden Rufe eines Einzelnen!

Stadtv. Hülle mann dankt dem Herrn Oberbürgermeiſter
für den konzilianten Ton. Gewiß iſt es im parlamentariſchen
Leben üblich, den Beſchlüſſen von Ausſchüſſen beizutreten. Aber
man muß doch hier beachten, daß die der Anſchauung des Magi-

ats zugeneigten Beſchlüſſe gegen eine große Minder-r die anderer Auffaſſung war, gefaßt wurden. Gewiß,
mancher hat ſchon vorbeiprophezeit, und es iſt möglich, daß es
auch mich betrifft. Oberbürgermeiſter Rive ruft laut:
Aha, da haben wir'sl) Jch werde im nächſten Jahr wieder
auf die Sache zurückkommen.

Stadtv. Pfautſch, der Vorſitzende des Haushaltsaus-
ſchuſſes, erläutert das Verfahren des Ausſchuſſes bei der
Prüfung der Hüllemannſchen Anträge.

23)))51*-- V EK

Stadtv. Dr. er za u beantragt Schluß der Debatte. Es
wird ſo beſchl en. Bei der Abſtimmung erheben ſich für die

nträge Hüllemann nur 17 Stadtverordnete. Es bleibt
alſo bei dem Magiſtratsentwwurf zum Gaswerks-Etat. Einver-
ſtanden iſt die Verſammlung mit dem Antrag, aus den Gas-
behältern Luftſchifferorientierungsſignale zu
machen durch Anbringung des Ortsnamens Halle-Saale in
rieſengroßen Buchſtaben.

Für die Beſeitigung der Vorſchulen
am ſtädtiſchen Gymnaſium trat bei der folgenden Beratung
von Teilen des Schuletats Referent Stadtv. Dr. Her-
za u unſer Genoſſe Hennig ein. Er führte die mannig-
fachen ſozialen und pädagogiſchen Gründe an, die für dieſe
ſozialdemokratiſche Forderung ſprechen, und wies darauf hin,
daß ſogar der frühere Kultusminiſter Dr. Boſſe einmal er-
klärt habe: „Es hat ſeine großem Vorzüge, die Kinder zunächſt
in die allgemeine Volksſchule zu ſchicken, und ſeine ſehr großen
Nachteile, durch die Vorſchule ſchon die Kinder nach Ständen
und ihren Anſchauungsweiſen zu trennen, zu Zeiten, wo die-
ſelben dafür noch nicht reif ſind, und wo dafür ein ſpezielles
Bedürfnis noch nicht beſteht.“ Es ſei alſo wirklich an der Zeit,
auch in Halle den Anfang zu machen mit der Beſeitigung der
Vorſchulen. Er ſtelle folgenden Antrag und erwarte, daß vor
allem die pädagogiſch intereſſierten Mitglieder des Kollegiums
für ihn eintreten würden, um ſo mehr, als die mildeſte Form
gewählt ſei:

Unter grundſätzlicher Anerkennung der Notwendigkeit, die
Vorſchulen allgemach zu beſeitigen, erſucht die
Stadtverordnetenverſammlung den Magiſtrat, bis zur Etats-
beratung 1915 eine Denkſchrift auszuarbeiten, die den
gangbaren Weg und die praktiſche Durchführ-
vbaxkeit der Aufhebung der Vorſchulen aufzuzeigen hat.

Die Stadtvv. Hos und Völker, zwei Lehrer, erklärten,
daß ſie in theoretiſcher Hinſicht mit der Anſicht des Genoſſen
Hennig übereinſtimmten. Die Vorſchulen ſeien für die Päda-
gogen wirklich eine uner wünſchte Beigabe zu den
höheren Schulen. Aber die Frage ihrer Beſeitigung müſſe aus
zwei Richtungen gewürdigt werden.

Herr Stadtſchulrat Bremwdel machte darauf aufmerkſam,
daß die Halliſche Schulverwaltung dem Ziele des Antrags
Hennig ſchon zuſtrebe, daß es ſich einſtweilen aber erſt um die
Abſchaffung der Michaelisverſetzungen handele. Der Vor-
ſitzende meinte, die große Mehrheit der Verſammlung würde
für den Antrag Hennig ſtimmen, wenn die grundſätzlich ver-
pflichtende Einleitung fortfiele und lediglich die Ausarbeitung
einer Denkſchrift vom Magiſtrat gefordert werde. Genoſſe
Hennig erklärte jedoch, darauf nicht eingehen zu können,
um ſo weniger, als der Stadtſchulrat kundgetan hätte, daß die
Verwaltung bereits in der Richtung auf Beſeitigung der Vor-
ſchulen wirke und es darauf ankomme, dieſes Beſtreben zu
unterſtützen. Stadtv. Völker entſprach nun der Anregung
des Vorſtehers und beantragte beim Magiſtrat die Vorlage
einer Denkſchrift. Dieſer Antrag wurde einſtimmig ange-
nommen, der Antrag Hennig aber gegen die Stimmen der
ſozialdemokratiſchen Fraktion abgelehnt.

Unſere Genoſſen allein bekannten ſich frei und offen als
Gegner eines aus pädagogiſchen und ſozialen Gründen längſt
unhaltbar gewordenen, von den führenden Schulfachleuten be
kämpften Schulſyſtems der Klaſſenſcheidung. Die
bürgerliche Mehrheit konnte ſich nicht einmal dazu verſtehen,
die beantragte Zulage des Gymnaſialdirektors in Höhe von
600 Mk. für die Leitung der Vorſchule abzulehnen. Das
„Prinzip“, die Direktorengehälter nicht zu erhöhen, iſt ja längſt
über Bord geworfen worden von den Leuten, die in allen, alſo
auch in kommunalpolitiſchen Angelegenheiten unter
dem Geſichtswinkel des perſönlichen oder des Jntereſſes ihrer
Klaſſe entſcheiden.

Der Etat der Volksſchulen ſteht in der nächſten Sitzung
zur Beratung.

Halle und Saalkreis.
Halle (Saale), den 24. Februar 1914.

Es hilft nur eines: der Sozialismus!
Wir haben uns vor wenigen Tagen erſt mit den Unzu-

länglichkeiten der geſellſchaftlichen Hilfe gegen die Aus-
wüchſe und ſchlimmen Folgen der kapitaliſtiſchen Produktions-
weiſe befaßt, als ein Vortrag zu beſprechen war, den der
Führer der Halliſchen Bodenreformer, Herr Dr. Polenske,
im Leipziger Wirtſchaftsverband gehalten hatte. Unſerer
Meinung haben wir im Schlußſatz dahingehend Ausdruck ver
liehen, daß die große kulturelle Not der breiten Maſſe
des lohnarbeitenden Volkes, die der Kapitalismus der Menſch
heit gebracht. nur vollkommen zu überwinden ſein wird
mit dem Kapitalismus ſelbſt. Deshalb ſind wir
Sozialdemokraten auch gefeit vor einer Ueberſchätzung der Be-
ſtrebungen jener bürgerlichen Bodenreformer, die nicht
dem Sozialismus, ſondern dem kapitaliſtiſchen Staat dienen
wollen.

Wir hätten demnach eigentlich recht wenig Urſache, uns be-
reits wieder mit dem gleichen Thema zu befaſſen. Doch
eigenartige Umſtände und lehrreiche Geſchehniſſe in Halles
Mauern veranlaſſen uns trotzalledem dazu. Am Freitag
vor acht Tagen fand hier eine gemeinſchaftliche Verſammlung

des Lehrerinnenvereins und des-Frauenbil-
dungsvereins ſtatt, in der Herr Dr. Andler-Bevlin
in einem Referat die Frage erörterte: Sind wir mit unſerer
Wohlfahrtspflege und Sozialpolitik auf dem rechten Wege?
Nach einem in den bürgerlichen Zeitungen veröffentlichten Be
richt hat der Redner, gleichfalls ein Anhänger der Boden-
reform, ausgeführt:

Es geſchieht an öffentlicher und privater Wohltätigkeit
heute ungeheuer viel. Zahllofe Verſicherungen ſind ge-
ſchaffen, Siedelungsarbeit wird geleiſtet, allerlei Fürſorge-
anſtalten ſind ins Leben gerufen, Volkskrankheiten werden
bekämpft allein 700 Vereine z. B. arbeiten zur Tuber-
kuloſebekämpfung. Durch alle dieſe Beſtrebungen wird das
Elend wohl gelindert, aber nicht verhütet. Obgleich der
materielle Beſitz des geſamten Volkes höher iſt als früher,
ja höher als der anderer Völker, ſo iſt die Verteilung
des Beſitzes höchſt ungleich geworden. Dagegen
helfen auch Lohnkämpfe und Gehaltsaufbeſſerungen nichts,
da das Steigen der Wohnungs- und Lebensmittelpreiſe die
Aufbeſſerungen ſchnell verſchlingt. Verſchuldetes und unver-
ſchuldetes Wohnungselend und Arbeitsloſigkeit zehren an der
Volksgeſundheit und töten das Heimatsgefühl. Eine indi-
vidualiſtiſche Weltanſchauung hat geglaubt, durch Be
ſeitigung der Schranken und Durchführung des Selbſt
beſtimmungsrechts das Glück der Menſchen zu begründen.
Die dadurch entſtandene freie Konkurrenz gab aber nicht
jeder Arbeit ihren natürlichen Lohn, ſondern
orwirkte im Gegenteil die Monopoliſierung des Bodens und
ſeiner Schätze in der Hand einzelner

a Morsoburg, Kleine Rittergasse 1 Bitterreld, Halieschestrasse 17
r ERilenburg, Leipzigerstrasse 25 Torgau, BäcoKerstragse 16.

Lieſt ſich dieſer Auszug aus dem Bericht nicht wie ein Ab
ſchnitt aus einem Buche, das die Sozialpolitik im kapitali-
ſtiſchen Staate als unzulänglich, letzten Endes erfolglos kenn-
zeichnen und die Not wendigkeit des Sozialismus
begründen will?

„Das Elend wird (durch Sozialfürſorge) wohl ge
lindert, aber nicht verhütet.“„Dagegen helfen auch Lohnkämpfe und Gehaltsaufbeſſerungen

nichts.“
„Wohnungselend und Arbeitsloſigkeit zehren an der Volks

geſundheit und töten das Heimatsgefühl.“
„Die freie Konkurrenz gab nicht jeder Arbeit ihren

natürlichen Lohn.“
So ſteht im Kommuniſtiſchen Manifeſt, im

Erfurter Programm unſerer Partei zu leſen, teilweiſe
ſogar in genaueſter, wörtlicher Uebereinſtimmung. Aber leider
zieht die Anhängerſchaft des bodenreformeriſchen Gedankens
nicht die praktiſchen Konſequenzen aus ihren theoretiſchen
Grundgedanken Sie meinen, allein aus der Ueberführung des
Grund und Bodens und der Erdſchätze in Staatsbeſitz würde
alles Heil der Menſchen entſpringen. Törichte Auffaſſung und
unerfüllbare Hoffnung das! Nicht die monopoliſierte Aus-
beutung der Bodenſchätze, nicht die kapitaliſtiſche Grundſtücks-
ſpekulation ſind allein ſchuld an dem Elend der Arbeiterklaſſe,
ſondern vielmehr und in weit ſtärkerem Maße die Monopoli-
ſierung der Warenproduktion und des Warenver-
triebes durch die Kapitaliſten: die Ausbeutung des ſchaffen-
den und verzehrenden Menſchen zum Zwecke der Reich-
tumsanhäufung. Dagegen, gegen den Kapitalismus
ſelbſt, gilt es anzukämpfen, dem Sozialismus, der geſell-
ſchaftlichen Gütererzeugung und Verteilung ohne die Abſichten
des Verdienſtes einzelner gilt es die Wege zu ebnen! Es iſt
ſchon ſo, wie wir in der Ueberſchrift ſagten: Es hilft uns
(der Menſchheit) nur eines (vom Elend der kapitaliſtiſchen
Produktionsweiſe): der Sozialismus!

Die Halbheit der bodenreformeriſchen Beſtrebungen er-
kannte übrigens, wie wir dem veröffentlichten Bericht weiter
entnehmen, ſogar die Halliſche Wohnungspflegerin.
Sie meinte, die Wohnungsnot, die die Bodenreformer be
ſeitigen möchten, ſei nur ein Teil der ganzen Not.
Die heutigen Zuſtände ſeien nicht einzig durch Bodenwucher
hervorgerufen, ſondern durch die allzu ſchnelle Umwandlung
des Agrarſtaates Preußen mit kleineren Gemeinweſen zum
Jnduſtrieſtaat mit ſchnell anwachſenden Städten. Daß ſchon
die heutigen Wohlfahrtsbeſtrebungen vorbeugend wirken, er-
gebe ſich aus der Sterblichkeitsabnahme trotz Städtezungahme.
Die Bodenreformer ſähen alles von ihrem Standpunkte aus.

Frau Dr. Lange vertrat alſo trotz alledem genau ſolche
Halbheiten, wie die von ihr angegriffene Bodenreform. Sie
erwartet ſogar alle ſoziale Reform von der Wohlfahrtspflege.
Und originell iſt auch, wo die Wohnungspflegerin die Quel-
len der Not gefunden zu haben glaubt: in dem rapiden An-
wachſen der Jnduſtrieſtädte, durch die „allzu ſchnelle
Umwandlung des Agrarſtaates Preußen mit kleineren Ge
meinweſen zum Jnduſtrieſtaat mit ſchnell anwachſenden
Städten“. Bei allem Reſpekt vor der ſozialen Wiſſenſchaft
einer Dame finden wir dieſe Auffaſſung reichlich naiv.
Weiß Fräulein Dr. Lange gar nichts davon, daß auch in den
agrariſchen Gefilden unſeres Vaterlandes die Not und das
Elend in erſchreckendem Maße hauſt? Hat die Dame niemals
im ſtädtiſchen Verwaltungsbericht der Stadt Halle für 1912-18
die Stelle geleſen, die ſie als Wohnungspflegerin eigentlich
beſonders intereſſieren ſollte, die Stelle, an der von der Rechts
beratung die Zuſtände auf dem Lande in der Nähe von
Halle zutreffend als außerordentlich ſchlecht charakteriſiert
werden?

Es bleibt dabei: Die bürgerliche Sozialreform iſt Stück-
werk und wird es immerdar bleiben. Erlöſung von den
tauſenderlei Uebeln der kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsweiſe, unter
der heute nicht nur das Proletariat ſeufzt, ſondern auch
weite Kreiſe des Bürgertums, erwartet die Arbeiterklaſſe
nur vom Sozialismus, von der Beſeitigung der privbvatkapi-
taliſtiſchen Ausbeutung. Und deshalb lächeln wir über die
Bodenreformer, die vom Sozialismus als von „Utopiſtereien“
zu ſprechen belieben und die gar nicht zu bemerken ſcheinen,
daß ſie damit auf ihre Beſtrebungen das rechte Kennwort
geprägt haben.

Kinderausflug. Morgen, Mittwoch, findet bei gutem Wetter
ein Ausflug nach Wörmlitz ſtatt. Abmarſch 2i, Uhr vom
Ranniſchen Platz. Die Kinder aus dem Norden treffen ſich um
2 Uhr im Volkspark.

Die neuen Grunderwerbungen der Stadt. Der Magiſtrat
hatte beſchloſſen, von den A. Riebeck'ſchen Montanwerken A.G.
eine Anzahl Grundſtücke von insgeſamt 96,1853 ha in den Ge
markungen Burg, Radewell u. Oſendorf und einen Teil Rupdloffſche
Ländereien zum Preiſe von zuſammen 341 800 Mk. anzukaufen
und die Mittel aus der Anleihe von 1910, Poſition für Grund
erwerb, zu nehmen. Die Unterhaltung der drei Brücken, welche
bislang dem Gut Radewell obgelegen hat, ſoll allein von den
A. Riebeck'ſchen Montanwerken getragen werden.

Die Grundſtücke in Burg, Radewell und Oſendorf ſollen vom
1. April 1914 bis 31. Dezember 1922 für den Preis von jährlich
8400 Mk. an die Herren Rittergutsbeſitzer Nette Müglenz und
Wörbzig verpachtet werden. Die Zahlung des Kaufpreiſes ſoll in
der Weiſe erfolgen, daß die Stadtgemeinde rund 40 000 Mk. bar
zahlt und der Reſt auf beſtehende und zu übernehmende Hypo
theken verrechnet wird.

Jn der Begründung wurde ausgeführt: Die A. Riebeck'ſchen
Montanwerke haben ſich das rund ca. 530 Morgen große Gut
Radewell bis Ende Februar d. Js. zu einem Geſamtpreiſe von
720 000 Mk. anſtellen laſſen. Jn der Anſtellung iſt zur Be
dingung gemacht, daß das Gut bis zum 31. Dezember 1922 für
13 250 Mk. d. i. ein Durchſchnittsſatz von 25 Mk. pro Morgen
den Herren Rittergutsbeſitzern Nette-Müglenz und Wörbzig ver
pachtet bleibt. Nun will die Stadtgemeinde eine Anzahl Flächen
erwerben. Die Montanwerke haben in erſter Linie Intereſſe an
dem zu dem Gut gehörenden Kohlenfeldern; die Stadtgemeinde
Halle ihrerſeits hat Jntereſſe an dem Erwerb der in der Aue
gelegenen Flächen, von welchen die 30 Morgen große Ackerfläche
weſtlich der Merſeburger Chauſſee zur Erweiterung der Waſſer
gewinnungsanlage in Beeſen unbedingt gebraucht wird. Auch der
Erwerb der großen Pläne öſtlich der Merſeburger Chauſſee
zwiſchen dieſer und der Merſeburger Eiſenbahnlinie wird von dem
Kuratorium des Waſſerwerks im Jntereſſe des Werkes für
wünſchenswert gehalten, weil ein großer Teil des aufzufangenden
t aus dem kieshaltigen Untergrund dieſer Grundſtücke
yerſtrömt.

Der Ankauf liegt aber nicht allein im Intereſſe des Waſſerwerks,
ſondern wird ebenſoſehr von der Landgüterverwaltungsdeputation
im Intereſſe der ferneren Erhaltung des Rittergutes Beeſen be
fürwortet; denn ein großer Teil der zu erwerbenden Flächen grenzt
unmittelbar an die Beeſener Gutsländereien an. Die ganzen
Flächen können nach ihrer örtlichen Lage bequem vom Beeſener
Gutsgehöft aus bewirtſchaftet werden. Die Ergänzung des Beeſener
Gutsbeſtandes iſt nötig, weil ſchon jetzt und in kommender Zeit
immer mehr von dem alten Gutsbeſtande, ſoweit er öſtlich der
Halle Ammendorfer Chauſſee gelegen iſt, zu induſtriellen Zwecken
entzogen wird.
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Bei Berechnung des Preiſes für die von der
ernehmenden Gutsländereien iſt für

Viertelhektar Acker

Siadtgemeinde zu

ein Preis von je 1000 Mk. 90000 Mk.

5 900 2722000Wieſe 990 16300012 Waſſerſtück, 200 2500zuſammen 317 500 Mk.
uf Grund des eingeholten Gutachtens des Herrn Profeſſors Dr.
teinbrück vom 24. November 1913 eingeſetzt worden.
Der Magiſtrat hält den Kaufpreis, nachdem es in langwierigen

gerhandlungen gelungen iſt, die ſchwerwiegende Brückenlaſt, betr.
interhaltung dreier Brücken, auf die Riebeckſchen Montanwerke
bzuwälzen, für günſtig.
Zugleich mit dem Netteſchen Gutsland ſollen 32 Morgen Wieſe

es Rudloffſchen Bauerngutes zum Preiſe von 800 Mk. pro Morgen
bernommen werden. Der Erwerb der 9 Morgen großen Fläche
idlich des Dorfes Planena liegt wiederum im Intereſſe des
Saſſerwerks. Das Kuratorium hat ſich bereit erklärt, dieſen Plan
um Preiſe von 900 Mk. pro Morgen zu erwerben. Die übrigen
Z Morgen grenzen unmittelbar an die von Nette's zu erwerbenden
hutsländerecien. Da die Familie Nette die den A. Riebeckſchen
Montanwerken gegebene Anſtellung nur bis Ende Februar 1914
herlängert hat, war die Erledigung der Vorlage ſofort geboten.

hne Debatte wurde dem Magiſtratsantrage in der geſchloſſenen
Ztadtverordnetenſitzung zugeſtimmt.

Die erſte Voranſchlagsüberſchreitung beim Schwimmbad-
hau. Bei den Ausſchachtungsarbeiten für den Neubau des
hallenſchwimmbades hat ſich herausgeſtellt, daß größere Fels-
naſſen vorhanden ſind, was nach den ſeinerzeit angeſtellten
johrverſuchen nicht angenommen worden war. Für Beſeiti-

ung der geſchloſſenen Felsmaſſen fordert der Unternehmer
ine Zulage von 6,50 Mk. für den Kubikmeter. Der Magiſtrat
bat dieſe Mehrforderung, ſoweit es ſich um Felſen handelt, der
rrch Sprengen beſeitigt werden muß, anerkannt. Hierdurch
per gegenüber dem Koſtenanſchlag eine Mehrausgabe von
3900 Mk

Gasfernzündung. Die ſtädtiſche Gasanſtalt hat die erſte
Gasfernzündungsanlage bei Privaten in der Wohnung des
Jngenieurs Waldmann, Bertramſtraße 24, ausgeführt. Eine
mit Fernzünder ausgeſtattete Gaslampe ſteht der Bequemlich-
keit, wie ſie elektriſches Licht bietet, nicht nach. Ein Vorzug
der Fernzünder beſteht auch darin, daß eine Lampe von zwei
Stellen aus beliebig gezündet oder gelöſcht werden kann. Auch
hrennt nicht dauermd, wie bei Kleinſtellern, eine Zündflamme,
ſondern ein elektriſcher Funke bringt im Moment der Oeff-
nung des Gashahns das Gas zur Entzündung.

Ueber die Verlängerung der Stadtbahn nach dem Süden
werden noch folgende Einzelheiten mitgeteilt: Vom Ranniſchen
Platz werden im Bogen zwei Gleiſe in die Beeſener Straße
hineingelent, dann geht ein Gleis faſt in der Mitte der Straße
bis zum Endpunkt. Am Melanchthonplatz und am Endpunkt
werden Weichen angelegt. Mit der Anlage dieſer Bahnlinie
wird zugleich ein Stück Straße vor der Provinzial-Blinden-
anſtalt reguliert. Es wird wohl von niemand Einſpruch er-
hoben werden, ſo daß mit der Anlage alsbald begonnen wer-
den kann. Kommt nichts Unvorhergeſehenes dazwiſchen, ſo
kann die Bahnlinie in wenigen Monaten fertiggeſtellt ſein.

Schnellere Verbindung zwiſchen Berlin, Halle und Stutt-
gart. Vom 1. Mai ab werden neue vaſche Züge zwiſchen Ber
lin und Stuttgart verkehren. Der Fahrplan iſt folgender:
Berlin (Anh. Bahnhof) ab 7.48 Uhr vorm., Halle ab 9.42 Uhr

S rt ab 1.80 Uhr nachm., Halle an 9.68 Uhr Ber
lin (Awh. Bahnhof) an 11.50 nachm. Die Züge werden

en 1. und 2 Klaſſe und ſewagen führen
Neue Armenpfleger. Jn der letzten geſchloſſenen Stadt

verordnetenſitzung wurden im 2. Armenbezirk anſtelle des Zahn
arztes Paul Paſchek der Uhrmacher Hermann Uhlig, Kleine
Märkerſtraße 11; im 21. Armenbezirk anſtelle des Fabrikanten
Otto Braune der Buchdruckereibeſitzer Paul Nietſchmann;
Geiſtſtraße 28, und im 15. Armenbezirk anſtelle des Kaufmanns
Willi Gottſchalk der Kaufmann Albert Ehrhardt, Merſe-
burgerſtraße 14, zu Armenpflegern gewählt.

Wie vernichtet man Tnuberkelbazillen in der Milch? Die
Polizei gibt bekannt: Jn der Kuhmilch ſind von anerkannten
Forſchern wiederholt lebensfähige Tuberkelbazillen
nachgewieſen worden. Solche Milch kann der menſchlichen
Geſundheit ſchädlich werden und insbeſondere bei Kindern
Darmſchwindſucht hervorrufen. Dieſe Gefahren können nach
zahbreichen, in dem Jnſtitute für anſteckende Krankheiten in
Berlin bis in die jüngſte Zeit wiederholten Kochverſuchen leicht
und vollkommen dadurch beſeitigt werden, daß Milch und
Sahne vor dem Genuſſe fünf Minuten lang am zweckmäßig
ſten in einem irdenen, innen gut geglätteten und gedeckten
Kochtopfe im Sieden (Aufwallen) erhalten werden. Zur Ver
hütung des Anbrennens muß die Milch (Sabne) vom Beginn
des Aufwallens bis zum Entfernen vom Feuer hin und wieder
gerührt werden.

Stadttheater. Heute abend Beginn 8 Uhr erſte öffent-
liche Aufführung des vieraktigen Scherzſpiels Schirin und Ger
traude. Morgen (Mittwoch) abends 6 Uhr: Parſival, mit dem
Berliner Tenor Paul Hanſen in der Titelrolle. Den Amfortas
ſingt der Hofopernſänger Cornelis Bronsgeeſt aus Berlin, die
Kundry unſere einheimiſche Hochdramatiſche, Frl. Suſannga Stolz,
der ſich Herr Kammerſänger Franz Schwarz als Gurnemanz und
Herr Viktor Exik van Horſt als Klingſor anſchließen. Die ge-
ſamte übrige Beſetzung iſt genau die gleiche wie bei den Feſt-
vorſtellungen. Die Preiſe ſind ungefähr um die Hälfte der Feſt
ſpielpreiſe ermäßigt worden; eine weitere Ermäßigung iſt für die
letzte Vorſtellung, die für kommenden Sonntag in Ausſicht ge
nommen iſt, nicht vorgeſehen. Es muß aus dieſem Grunde von
Vorſtellungen im Abonnement Abſtand genommen werden. Donners-
tag zum 15. Male: Wie einſt im Mai; Freitag: Hamlet; Sonn-
abend: Der Waffenſchmied.

Bei der Arbeit verunglückt. Jn der Hafenſtraße ſtürzte ein
Arbeiter beim Aufſtapeln von Säcken aus einer Höhe von 3 bis
4 Metern von einer Treppe. Er erlitt anſcheinend innere Ver-
letzungen und wurde mit einem Kraftwagen nach dem Diakoniſſen-
hauſe geſchafft.

Kleine Nachrichten. Geſtohlen wurden in der Nacht zum
22. Februar 1 goldene Krawattennadel mit 1 Anuſtraldiamant,
4 goldene Damenringe mit 4 weißen Perlen und 1 Rubin mit
1 Opal, mit 1 Blutſtein und mit kleinem roten Stein; am 20. Februar
ein gelbgeſtrichener Handleiterwagen, 1 Meter lang, eine hintere
Stemmleiſte iſt mit Draht befeſtigt, an der hinteren Querleiſte ſind
die Buchſtaben G. L. eingeſchnitzt. Die Jnfluenza (Bruſtſeuche)
unter den Pferden des Herrn Oswin Schreiher im Grundſtück
Schmiedſtraße 20 iſt erloſchen. Die angeordneten Schutzmaßregeln
und die Grundſtücksſperre ſind aufgehoben worden. Geſtern
nachmittag gegen 24 Uhr verunglückte in der Bismarckſtraße ein
Radfahrer durch Sturz vom Rade und brach den rechten Ober-
er Er wurde von zwei Männern in ärztliche Behandlung

gebracht.

Vereins- und Vergnügungskalender.
Volkspark. Wie aus dem geſtrigen Jnſerat erſichtlich iſt,

findet heute abend großer Faſtnachtsrummel mit originellen Ueber-
raſchungen ſtatt. Die Räume ſind mit ſchöner Walddekoration
ausgeſtattet, ſo daß ſie einen gemütlichen Aufenthalt bieten.

Walhalla- Theater. Heute zur Faſtnacht wird Das Farmer-
mädcheu zum zehntenmal gegeben. Anſchließend daran iſt karne-
valiſtiſcher bunter Abend, gegeben von ſämtlichen Solo- Mitgliedern
des Max Halden Enſembles. Auch wird es an diverſen ulkigen
Ueberraſchungen necht fehlen.

Apollo- Theater. Jn dem gegenwärtigen Varietéſpielplan
nimmt das Ausſtattungsſtück: Eine Meile in der Minute, mit ſeiner
Ueberraſchung am Schluſſe der Vorführung ein täglich ſich ſtei-
gerndes Jntereſſe in Anſpruch. Es ſei beſonders bemerkt, daß
dieſe Attraktion, die im Berliner Metropol-Theater allabendlich
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den Höhepunkt der Vorſtellung bedeutete nur voch bis nächſten
Sonnabend zu ſehen iſt.

Gewerkſchaftliches.

Arbeiterregierung und Streiks.
Jn Neuſüdwales gewann die Arbeiterpartei über die in der

liberalen Partei koalierten Gequer bei den lürzlich ſtattge-
fundenen Wahlen erneut einen glänzenden Sieg. Während
der Wahlkampagne waren die Gegner ganz beſonders mit dem
Vorwurf krebſen gegangen, daß der wirtſchaftliche Friede von
einer Arbeiterregierung ſtets gefährdet und zum Beiſpiel die
Zahl der wirtſchaftlichen Kämpfe unter der Arbeiterregierung
bedenend größer geweſen ſei wie unter dem liberalen Regime.
Die von der Arbeiterregierung aus Anlaß dieſer Bebuunprung
gemachten ſtatiſtiſchen Feſtſtellungen aber ergaben ein über-
raſchendes Reſultat: bei gleicher Regierungsdauer waren unter
liberalem Regime 531 Streiks mit 120 366 Beteiligten und
2512 468 verlorenen Arbeikstagen zu verzeichnen, unter dem
Arbeiterregime dagegen nur 388 Streiks mit 92 437 Beteiligten
und 771 413 verlorenen Arbeitstagen. Auf jeden Beteiligten
kamen danach unter liberalem Regime 28,7, unter dem Ar-
berterregime aber nur 8,3 verlorene Arbeitstage. Auch eine
Arbeiterregierung kann unter dem heutigen Wirtſchaftsſyſtem
Streiks nicht ganz verhindern, aber ihr Vorhandenſein genügt,
dem Unternehmertum die Hoffnung auf das Auftreten der
ſtaatlichen Macht gegen Arbeiter zu nehmen. Das erklärt
auch, warum unter der verhaßten Arbeiterherrſchaft die
Streils ſo viel ſchweller beendet werden konnten.

Soziales.
Die Hinterbliebenenrente ſchlechter wie Armenunterſtützung.

Wie verbeſſerungsbedürftig das Syſtem der ſtaatlichen Ar-
beiterverſicherung in Deutſchland iſt, läßt beſonders draſtiſch
die „Hinterbliebenenverſicherung“ erkennen. Man braucht nur
die Leiſtung dieſer Verſicherung, auf die ſich die herrſchenden
Kreiſe ſo viel zugute hun, mit den Leiſtungen der Armen
ſürſorge in Vergleich zu ſtellen.

Nach neuerdings in 20 deutſchen Großſtädten angeſtellten Er-
hebungen erhält eine Einzelperſon durchſchnittlich 4,79 Mk.
Armenunterſtützung pro Woche. Das ergibt für das Jahr eine
Summe von 249 Mk. Die Hinterbliebenenrente für eine Witwe
deren verſtorbener Ehemann durch jahrelange Bei-
tragszahlung bei einer Landesverſichevungsanſtalt An
wartſchaft auf. Unterſtützung für ſich oder ſeine Hinterbliebenen
erworben hat, beträgt aber bis zum Jahre 1917 für die Witwen
verſicherungspflichtiger Männer und bis zum Jahre 1924 für
Witwen freiwillig verſicherter Männer höchſten s 68 Mark
im Jahre. Das macht pro Tag den horrenden Betrag von
zirka 17 Pf. aus. Um aber in den Genuß dieſer Unterſtützung
zu kommen, muß erſt die Erwerbsunfähigkeit infolge Jn-
validität bei der Witwe anerkannt ſein. Dadurch
allein gehen zirka 90 Prozent aller Witwen ihres Anſpruches
auf Hinterbliebenenrente verluſtig.

Die Opfer der Lungenſchwindſucht.
Die Lungeneuberkuloſe iſt in der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft die
ſchrecklichſte Geißel der Menſchheit geworden. Und es hot den
Anſchein, als ob dieſe verheerende Krankheit, die aus den ſozialen
Verhältniſſen entſpringt, an Ausdehnung und Furchtbarkeit nicht
abnimmt, ſondern immer noch fortgeſetzt im Zunehmen begriffen
iſt. Das Reichs Geſundheitsamt veröffentlichte kürzlich im dritteu

eft der e dizinaleſta iſi Mitteilungen das ultat der
in den Jahren 1908, 1909 und 1910 über die Heilanſtalten des Deutſchen Reiches, das jedenfalls ſehr nach

denklich ſtimmen muß und Veranlaſſung genug iſt, ſich mit dieſenſozialen Erſcheinungen immer ernſthafter zu beſchäftigen. Mit
Lungentuberkuloſe gingen den allgemeinen Krankenhäuſern
während der drei Berichtsjahre nacheinander 105 146, 113722,
1235536, im ganzen 342 204 Kranke zu, darunter 124 641 (36,4 Proz.)
weiblichen Geſchlechts. Jm Vergleich mit den vorhergehenden
dreijährigen Berichtszeiten hat die Zahl der Lungenkranken um
72 936 oder um 27,1 Proz. zugenommen. Von je 1000 überhaupt
in Zugang gekommenen Kranken litten im ganzen rund 63 an
Lungentuberkuloſe. Dieſe ſtarke Zunahme der Tuberkuloſe
kranken in den Heilanſtalten iſt natürlich auch darauf zurück
zuführen, daß immer mehr Tuberkulöſe vorübergehend Aufnahme
in Lungenheilanſtalten finden. Aber es liegt auch noch kein An-
zeichen vor, aus dem auf eine Abnahme der Lungentuberkuloſe
geſchloſſen werden könnte. Jn den Heilanſtalten findet ja auch
nur ein kleiner Teil der Kranken Aufnahme. Und es ſteht feſt,
daß alljährlich immer noch mehr als 100000 Menſchen, zum
weitaus größten Teil Arbeiter, dieſer Volksſeuche zum Opfer fallen.

Solche Maſſenopfer ſind ſicherlich nur durch eine ganz
gründliche Umwälzung der heutigen Zuſtände zu verhindern.
Die Sozialdemokratie arbeitet rüſtig daran.

Anufgelöſte Aerzte- Organiſation.
Der Reichsverband deutſcher Aerzte, eine Gegenorganiſation des

Leipziger Aerzteverbandes, die ſich für die Kämpfe mit den Kranken
tkaſſen bildete, hat ſich am Sonntag wieder aufgelöſt. Jn dem
Auflöſungsbeſchluß heißt es, daß die Einigungsverhandlungen mit
den Krankenkaſſen die e a des Reichsverbandes
der Aerzte erfüllt und auf 10 Jahre feſtgelegt hätten. Demzufolge
habe der Reichsverband ſeine Ziele erreicht und könne die Waffen
miederlegen. Der Verband zählte zuletzt ca. 150 Mitglieder.

Die im Leipziger Verband organiſierte große Maſſe der deutſchen
Aerzte iſt bekanntlich nicht ſo friedfertig.

Aus der Provinz.
Mansfeld. Jn der letzten Stadtverordnetenſitzung

wurde die Gehaltserhöhung eines endgültig angeſtellten Lehrers
nachbewilligt. Sodann wurde über die Verlegung der Aborte in
der Lutherſchule debattiert, die annähernd 3000 Mk. Koſten ver-
urſachen würde. Die Stadtväter ſtimmten einem Antrage zu,
wonach gebaut werden ſoll, wenn Geld vorhanden iſt. Es wäre
an der Zeit, die Aborte aus hygieniſchen Gründen recht bald zu
verlegen; aber in Mansfeld iſt für allerhand Patriotenfeiern wohl
Geld vorhanden, aber nicht für notwendigere und nützlichere Dinge.
Einem Antrage, die Waſſerleitung am Spahnweg weiterzuführen,
wurde zugeſtimmt und die Arbeit dem meiſt mit Lehrlingen ar-
beitenden Herrn Dittmar übertragen. Sodann erſtattete der
Bürgermeiſter den Verwaltungsbericht, aus dem hervorgeht, daß
die Landratsreſiden; Mansfeld 2379 Einwohner hat. Es haben
16 Magiſtrats- und 14 Stadtverordnetenſitzungen ſtattgefunden.
Wähler ſind 449 vorhanden, und zwar 13 erſt-, 82 zweit- und
354 drittklaſſige. Zu Pflafterzwecken war nichts vorhanden, trotz
dem man in unſerem Spießbürgerneſt auf manchen Straßen Hals
und Beine brechen kann. Die Klage mit dem Großagrarier Heine-
Möllendorf, die ſehr oft hinter verſchloſſenen Türen debattiert
worden iſt, ſchwebt noch. Der Berichterſt.tter ſagte unter »nderem
noch, daß der Geſundheitszuſtand der Stadt ein guter ſei, denn
die meiſten Sterbefälle entfielen auf das Siechenhaus. Dieſe
Tatſache iſt ſehr oft beſtritten worden. Da die Stadtväter an den
Verwaltungsbericht nichts auszuſetzen hatten, warde zur Etats-
beratung geſchritten. Jn etwa 30 Minuten war die ſchwere Arbeit
geleiſtet und der Etat durchberaten. Der SHeſauntetat ſchließt ab
mit 68200 Mk. Steuerzuſchläge werden erboden bie 240 Mk. Ein
kommen 200 Proz., und von 240 Mk. ab 2549) Proz Zuſchlag.
Die Untetſtützungen, welche die Jvſaſſen der Werwſckeſchen Stiftung
erhalten, betragen monatlich 5 Mk, wovon roch Feuerroerk und
Nahrung beſorgt werden muß. Bekannilich wor es ein Vertreter
der dritten Klaſſe, der mit Hilſe des beſonders gut fusktionierenden
Mansfelder Syſtems ins, Stabtharlament kam, der bei Beratung
eines Antrages, die Unterſtüßungen zu erhöhen, antwortete, man
ſollte doch die alten Weiber nicht zu Minhionörinnen machen.
Merkwürdigerweiſe war es diesmol wieder derſelbe Herr, welcher

der Witwe Puff, die monatlich 3Pek. Unterſtützung zur Erzichung
ihrer Kinder erhält, dieſe beſcheidez. Qu.nwe noch kür wollte.

Mark.

Für Beleuchtung ſind die mal 100 Mk. mehr eingeſetzt. Merkwürdig
iſt es auch, daß, troßdem die Bevölkerungszahl znrückgeht, die
Verwaltungskoſten immer mehr ſteigen. das aus mit Spar
ſamkeit zuſammenhängt, können wir nicht feſtſtellen. Wie es ſcheint,
hat der „Generalpardon“ mit dazu beigetragen, daß wir von einer
drohenden Steuerhöhung für diesmal verſchont worden ſind, denn
nach umgehenden Gerüchten haben auch hier verſchiedene Leute,
die ſonſt als arm gelten, einen hübſchen Haufen Geld ans Tages
licht gebracht.

Torgau. Eine Warnung für Auswanderungsluſtige.
Der Oberſchweizer Eichhorn vom Rittergut Triſtewitz, ein Schweizer
vom Rittergut Zwethau und noch mehrere andere wanderten vor
zwei Jahren mit ihren Familien nach Kanada aus, um dort
Reichtümer zu erwerben. Jetzt teilt die Frau des Oberſchweizers
einer Freundin in Triſtewitz mit, daß vor nicht langer Zeit ihr
Mann ſowie ſein Freund, der Zwethauer Schweizer, auf der
Jagd von wilden Tieren getötet worden ſeien. Trotz der zwei-
jährigen Anweſenheit in der „neuen Welt“ ſcheinen die Aus-
wanderer kein Slück gehabt zu haben, denn die Frau befindet ſich
mit ihren Kindern in geößtem Elend und ſie erſucht ihre Be
kannten um Zuſendung von Geldmitieln, um die Heimreiſe nach
der Heimat antreten zu können. Nicht genug, daß in den meiſten
Fällen die in Kangda Einwandernden öde und wilde Ländereien
vorfinden und erſt jahrelang ſchuften müſſen, ehe ihre Arbeit den
verdienten Lohn einbringt, ſo fallen ſie auch noch wilden Tieren
zum Opfer und laſſen die Familienangehörigen in tiefſtem Kummer
zurück. Darum ſoll auch dieſer Fall eine Warnung vor der Aus-
wanderung ſein.

Kleinleipiſch. Die Gemeindevertreterwahl findet nächſten
Freitag, den 27. Februar, im Henſelſchen Gaſthofe in folgender
Weiſe ſtatt: Abends 8 bis 9 Uhr für die dritte Klaſſe, von
u 9 bis 9 Uhr für die zweite Klaſſe, von 9 bis 10 Uhr für die
erſte Klaſſe Wähler, Parteigenoſſen, erſcheint alle pünktlich zur
Wahl. Die Kandidaten werden vor der Wahl bekanntgegeben.

Mühlberg. Stadkverordnetenſitzung. Jn der
letzten Sitzung der Stadtverordneten gab der Vorſteher be-
kannt, daß am 26. Januar eine Reviſion der Stadthauptkaſſe
und der Sparkaſſe ſtattgefunden habe und alles in Ordnung
gefunden wurde. Der in voriger Sitzung als Protokollführer
gewählte Stadtſekretär Wunderlich wurde vom Bürgermeiſter
für ſeine Tätigkeit verpflichtet. Die Periode des Schieds-
richters war abgelgufen und wurde Buchbindermeiſter Franz
Elteſte für dieſes Amt einſtimmig wiedergewählt. Das in
der Vorſtadt an Baumeiſter Muſchter abgetretene Straßen
land, 50 Quadratmeter, berechnete die Verſammlung auf 250

Dies wurde angenommen. Dann wurde beraten über
einen Magiſtratsantrag dahingehend, die bereits früher be-
willigte Summe von 3000 Mark zur Anſiedlungsgeſellſchaft
Sachſenland auf 2000 Mark herabzuſetzen. Früher war ſich
der Magiſtrat und die Stadtverordneten einig wegen einer
Beteiligung mit 3000 Mark. Denoſſe Naumann erklärte im
Namen der drei ſozialdemokratiſchen Vertreter, daß ſie an der
ganzen Sache kein Jntereſſe mehr hätten, da es ſich ja nur
noch um eine unweſentliche Sache handele und ſie die Beteili-
gung daran nicht mit beſchloſſen hätten. Er erklärte weiter,
daß, wenn heute darüber definitiv beſchloſſen würde, würden
die drei Arbeitervertreter dagegen ſtimmen. Auf eine Be
gründung verzichtete Gonoſſe Naumann, da der Vorſteher
zweifellos dies nicht mehr zulaſſen würde und es bereits be
ſchloſſene Sache ſei. Mit 6 gegen 2 bürgerliche Stimmen wurde
der Antrag angenommen. Unſere drei Genoſſen enthielten ſich
der Abſtimmung. Hierauf nichtöffentliche Sitzung.

Allerlei.
Die Agrarier und Berlin bei Nacht.

Ueber die Nachtlokale in der Agrarierwoche leſen wir im B. T.:
„Man hat geſehen, daß im Laufe voriger Woche ſowohl im Reichstag
wie im preußiſchen Abgeordnetenhauſe die Berliner Sitten-
verhältniſſe wieder einmal in ſehr düſteren Farben geſchildert
und alle ſtaatlichen Mächte gegen die Berliner Nachtlokale
aufgerufen worden ſind. Am Mittwoch hat der Oberagrarier
Dr. Oertel ſeine Moralrede gehalten, am gleichen Tage hat im
Abgeordnetenhauſe der konſervative Freiherr Schenk zu Schwein-
berg ſich gegen die „Schmutzfluten“ gewendet und geſagt: „Berlin
bei Nacht, angeblich ein Stern erſter Größe, iſt der dunkelſte

leck in Preußen und im Deutſchen Reiche“, und der Freikonſervative
orſter hat „ſcharfe Maßnahmen“ gefordert und von den Be-

ſucherinnen der Berliner Nachtlokale erzählt, ſie zeichneten „ſich
häufig mehr durch Alter und Schminke als durch Jugend und
Schönheit aus“. Gerade in derſelben Woche, wo die konſervativen
Herren ſich derartig gegen das Berliner Nachtvergnügen ereiferten,
hat bekanntlich der Bund der Landwirte im Dirkus Buſch
ſeine große Heerſchau abgehalten. Und da die Ereigniſſe ſo zu-
ſammentrafen, ſchien es uns intereſſant, durch eine Anfrage bei
den Beſitzern einiger bekannter Berliner Nachtlokale feſtzuſtellen,
wie weit die Abneigung der Konſervativen und Agrarier gegen
das Berliner Nachtleben ſich im Augenblick der land wirtſchaftlichen
Bundesveranſtaltung bemerkbar gemacht hat.

„Es ſind in allenm Admiralskaſino erklärt manunſeren Etabliſſements ſehr viele Landwirte r der Be
ſuch war bedeutend ſtärker als ſonſt.“ Jm Moulin Rouge;„Der Beſuch war weit ſtärker, prozentuagl nicht feſtſtellbar.“ S

Reſtaurant Riche (Nachtfalter), Unter den Linden:
war eine Zunahme der Beſucherzahl um etwa 15 bis 20 Proz.
zu konſtatieren, der Gewinn aber nicht her da das mehr aus
gebende Publikum ausblieb.“ Jm Palais de Danſe und in
Mascotte: „Der Beſuch beider Lokale war in der landwirt
ſchaftlichen Woche viel ſtärker. Er betrug etwa 20 Proz. mehr.
Am Sonntag und Montag war ein beſonders großer Anſturm
auf die billigen Plätze im Palais de Danſe, ſo daß um 1 Uhr
geſperrt wurde und Hunderte von Perſonen abgewieſen werden
mußten.“ Jm Berliner Vergnügungspalaſt (Roſen-
ſäle): „Den Mehrbeſuch kann man auf etwa 10 Proz. ſchätzen.“
Jn Toni Grünfelds Weinſtuben in der Jägerſtraße: „Der
Verkehr war ſtärker, es kamen ſehr viele Landwirte.“ Jm
Alten Ballhaus: „Wir hatten eine Mehreinnahme durch die
Landwirte, doch ſtand die Einnahme in keinem Verhältnis zu
der Anzahl der Gäſte. Jm Tabarin: „Unſer Lokal hatte
während der Landwirtſchaftswoche einen außerordentlich
ſtärkeren Beſuch als ſonſt aufzuweiſen.“ Nur Trocadero
und Apollokaſino haben keine Steigerung der Beſuchsziffer
vermerkt. Aus zwei Nachtlokalen wird berichtet, die Herren
vom Lande hätten „Radau gemacht“ und andre Gäſte „ver-

rault“.
Aus dieſem Ergebnis der Umfrage ließen ſich ſehr, ſehr

weitgehende Schlüſſe ziehen. Aber wir wollen nur mit dem
B. T. ſchüchtern bemerken: es iſt doch nicht hübſch, nicht gerecht
und eigentlich nicht dankbar, die „Schmutzflut“ ſo pathetiſch
zu ſchmähen, wenn es feſtſteht, daß eine ſtattliche An
zahl der konſervativ-agrariſchen Männer in dieſe Flu-
ten unterzutauchen liebt.“ Sie fühlen ſich ſauwohl
in dem Sumpf.

Oynamitattentat auf einen Biſchof.
Der nationaliſtiſche Hader, der ſeit Jahren das geſamte öffent

liche Leben Ungarns vergiftet, hat ſich am Montag vormittag in
einem Dynamitattentat auf die biſchöfliche Reſidenz in Debreczin
furchtbaren Ausdruck verſchafft. Jn dem Palaſte des griechiſch-
katholiſchen Biſchofs Dr. Mikloſſy kam eine Höllen maſchine
zur Exploſion, durch die drei Perſonen getötet und ſieben
ſchwer verletzt wurden. Ueber das Attentat erhalten wir
folgende Meldungen

Debreczin, 23. Februar. Eine furchtbare Detonation, die
alle Stadtviertel in Schrecken verſetzte, wurde heute vormittag
11 Uhr aus der Gegend der Handels- und Gewerbekammer, in
deren Nähe der Biſchof des griechiſch- katholiſchen Bistums
wohnt, gehört. Den von allen Seiten Herbeieilenden bot ſich

Das Biſchofspalais lag zum großenein fürchverlicher Anblick.
Teil in Trümmern. Das zu Hilfe herbeigeeilte Militär be
freite unter großer Mühe ſechs Tote und acht Schwerverletzte



Ruinen. Hatte man erſt vermutet, daß die verheerende
n auf entſtandene Heizungsdefekte zurückzuführen ſei,
ergab die Unterſuchung alsbald, daß s ſich um ein ſchweresDynamit Attentat handelte. Unter den Toten befinden ſich der

Vikar des Biſchofs Dr. Jaczkovies, der biſchöfliche Sekretär Dr.
Schleptovsky, der Advokat Dr. Eſath. Unter den Schwerver
letzten ſind die Advokaten Dr. Kun und Dr. Tiroler, deſſen
Frau fowie die Gartin eines Theaterdirektons. Der Biſdof
ſelbſt entging dem ſicheren Tode, da er, ſeit längevem kränklic
zufällig kurz vorhev im Tragſtuhl aus dem Palais zu eine
Spazierfahrt hinausgebracht worden war. Die Exploſion heauch in der Nachbarſchaft großen Schaden Awerigeet, Abg.

ſehen davon, daß viele Fenſterſcheiben zerbrachen, verletzten
umher geſchleuderte Ziegelſteine gerade in der Nähe befindliche
Paſſanten. Als die Tochter des Biſchof-Stellvertreters von dem
de ihres Vaters in Kenntnis geſetzt wurde, erlitt ſie einen
Wahnſinnsanfall. Die Getöteten erlitten beſonders an den
Füßen entſetzliche Verletzungen. Der Advokat Eſarh ſtarb an
innerer Verblutung. Den ſieben am ſchwerſten Verletzten
wurden die Blutadern im Geſicht vom Luftdruck aufgeriſſen;
ſie erlitten Blurkungen von Naſe und Mund. Die leichter Ver
letzten klagen über Schmerzen in der Bruſt. Sie wurden ins
Spital gebracht.

Budapeſt, 23. Februar. Die Unterſuchung hat ergeben,
daß die Dynamitbombe von Czernowitz mit der Poſt an den
Biſchof Mikloſſy geſandt worden iſt. Ein geſtern eingetroffener
Brief kündigte an, daß eine Sendung, enthaltend einen Kir-
chenleuchter und einen für Kultuszwecke geeigneten Teppich aus
Leopardenfell ſowie 100 Kronen für den Biſchof ankommen
v Der Brief war mit Anna Kovacs unterſchrieben. Die
Sendung traf auch wirklich ein und wurde von dem bichöflichen
Vikar geöffnet der durch die Expleſion ſoſort getötet wurde.
Die Zahl der Toten beträgt drei, die der Verwundeten ſieben.
Die anfangs aufgetauchte Vermutung daß der Anſchlag aus
einer Mißſtimmung roteſtantiſchen Bevölkerung ent-
ſprungen ſei, hat ſich als völlig grundlos erwieſen.

d
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Neue Schneeſtürme im Weſten.
Nachdem ſchon ſeit einigen Tagen vereinzelte Meldungen von

Ueberſchwemmungen und Schiffskataſtrophen von der atlantiſchen
Küſte kamen, wird jetzt aus den weſtlichen Ländern allgemein ein
ſchwerer Wetterſturz gemeldet.

Karlsruhe, 23. Februar. Jn der verfloſſenen Nacht iſt im
Schwarzwald wieder ein Witterungswechſel eingetreten. Bis auf
600 Meter herab ſchneit es. Der Neuſchnee liegt in der Höhen-
lage von etwa 10 Zentimeter. Die Temperaturx iſt von geſtern
mittag 11 Grad Wärme auf heute früh 2 Grad Kälte geſu.ken.

Paris, 23. Februar. Der Sturm fährt fort zu wüten; in
verſchiedenen Gegenden haben Waſſerhoſen und Hagelſchlag ſchweren
Schaden angerichtet. Jm Departement Vendée hat das Meer
die Küſten ſchwer beſchädigt; auch das Mittelländiſche
Meer hat Verheerungen angerichtet. Jn der Gegend von Toul
haben ebenfalls Verwüſtungen ſtattgefunden in einem Dorfe
ſind die Kirche und achtzig Häuſer beſchädigt worden.

Paris, 23. Februar. Heute morgen iſt ein heftiges Gewitter
über die Stadt niedergegangen. Die Straßen waren bald
in Bäche verwandelt. Jm Departement Aveyron iſt heftiger
Schneefall eingetreten, der bereits 24 Stunden anhält. Die
Gegend iſt mit einer dichten Schneeſchicht bedeckt.

Liſſabon, 24. Februar. Schwere Stürme haben in ganz
Portugal große Verheerungen angerichtet. Zahlreiche
Telegraphenſtangen ſind umgeriſſen worden. Die Flüſſe führen
Hochwaſſer.
Rum re ees,) 0hhc q!)!l

Verbeff
Jn der vom 18. bis

Perſonenwagenausſchuſſes der preußſſch heſſiſchen Eiſenbahnen
ollen Verbeſſerungen DHeZugwagen dritter Klaſſe

im Fifenbahnverkehr
März abzuhaltenden Sitzung

beſprochen werden. an die Konferenz wird eine
Vrobefahrt mit einem verlängerten D-Zugwagen auf der

ecke Berlin--Halberſtadt erfolgen.

Ein Rieſenbrand.
Der Brand der a in den Bakunitwerken bei

dauert fort. Kesber in 18 Reſervoirs über 500000 Pud
haphtha verbrannt. Der Schaden beträgt eine Million Rubel.

Verſammlungsberichte.
Vezirksverſammlungen u. 17 des Arbeiter Radfahrer

bundes Solidarität. Die Bezirke 3 und 12 hielten ihren Be
zirkstag gemeinſam am 8. Februar in Halle ab. Anweſend
waren 15 Delegierte. Nach dem Jahresbericht des Bezirksleiters
hatte die Bezirkskaſſe eine Einnahme von 151,58 Mk., der eineAusgabe von 126,28 Mk. gegenüberſteht. Anfangs des Jahres
zählte der Bezirk 20 Mitgliedſchaften mit 468 Mitgliedern, am
Ende 18 Mitgliedſchaften mit 528 Mitgliedern. Unterſtützungen
wurden in zehn Fällen, insgeſamt 267,50 Mk., Rechtsſchutz in vier
Fällen gewährt. Genoſſe Mahlburg vom Gauvorſtand ſprach
dann über die Politiſcherklärung des Bundes. Als Bezirksleiter
für den 3. Bezirk wurde Genoſſe WilczekBennſtedt wiedergewählt,
für den neugebildeten 12. Bezirk wurde Gen. MeißnerOſendorf ge-
wählt. Der 12. Bezirt veranſtaltet am Karfreitag eine Ausfahrt
nach Leipzig.

Der Bezirk 7 tagte am 15, Februar in Düben; 18 Mitglied-
ſchaften waren vertreten. Der hresbericht des Bezirksleiters
iſt zu entnehmen, daß die Zahl Mitglieder im Bezirk von 948
auf 1043 ſtieg. Die Nadelſtichvo. t der Behörden haben auch im
Berichtsjahr verſchiedene Mitgliedſchaften zu ſpüren bekommen
geſchadet hat dieſes der Bewegung nichts. im Gegenteil haben ſich
gerade an den betreffenden Orten die Mitgliedſchaften gekräftigt.
Unfälle wurden zwölf gemeldet, wofür 254 Mk. Unterſtützung und
10 Mk. Sterbeunterſtützung gezahlt wurden. Der Kaſſenbericht
ſchließt ab: Einnahme 164,48 Mt. Ausgabe 127,40 Mk. mithinKaſſenbeſtand 37,08 Mk. Zum Bezirksleiter wurde Wiewald
Eilenburg wiedergewählt. Jeim Punkt Gautag brachte der Gau-
leiter die neuen Beſtimmungen über das Wahlverfahren zur Sprache.
Der Antrag, an Stelle des Gaufeſtes eine Gauausfahrt zu be
ſchließen, wurde angenommen. Folgender Antrag ſoll zum Gau-
bezw. Bundestag geſtellt werden Der Bundestag wolle beſchließen:
a) Die Obmänner ſowie Fahrwarte ſind verpflichtet, gemeldete
Radunfälle eingehend zu unterſuchen; b) jeder Radunfall iſt dem
Bezirksleiter zu melden.“ Die erſte Bezirksausfahrt findet am
24. Mai ſtatt mit Bericht vom Gautag in Delitzſch, die zweite am
6. September mit Bericht vom. Bundestag.
Die Bezirke 8 und 13 hielten am 8. Februar in Torgau ihren

diesjährigen Bezirkstag ab. Außer Bethau und Kähnitzſch waren
alle Mitgliedſchaften durch Delegierte vertreten. Aus dem vom
Bezirksleiter erſtatteten Jahresbericht war zu entnehmen, daß am
Schluſſe des Jahres 670 Mitglieder vorhanden waren. Für zehn
Unfälle wurden 351,75 Mk. ausgezahlt. Die Einnahme der Be-
zirkskaſſe betrug 188,70 Mk., der eine Ausgabe von 48,51 Mk.
gegenüberſteht. Seit 1. Janugr iſt der 8. Bezirk geteilt und der
13. Bezirk gebildet worden. Sodann hielt der Gauleiter Bander-
mann-Halle einen beifällig aufgenommenen Vortrag über die
Politiſcherklärung des Bundes. Der Bericht von der in Eilenburg
abgehaltenen Bezirksleiter Konferenz rief eine lebhafte Debatte

Vereins- alſoAnzeilger, aversende
gratis u.
franko.itterfeid.

Fabrikarb. erb. Dienst., 3. März,
ab. 8 U., i. Reſt. Hohenzoll. Verſ.

Bockwitz.
Arb. Radf. Jed. 1. Donnerstag i.
Mon., ab. 8 Uhr, b. Ledwig: Verſ.
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war es der dort ommene Antragdes rn re ergeit bei der ünſalinierſiben der le
t wurde. Der Bezirkstag lehnte ſämtliche Antrtbeſt er einer Karenzzeit ab. Als Bezirksleiter für

g. Bezirk wurde BraunBelgern wieder und für den 13. Be
achmannUnnaburg neugewählt. Entgegen einer Beſchwerde
rteigenoſſen in der Vertrauensmänner Konferenz des Sozie

demokratiſchen Vereins für den Wahlkreis Torgau wurde konſt
tiert, daß die Arbeiterradfahrer des Bezirks ſtets beſtrebt ware
die freien i 3 nern en m e gfeſe

irk beſchloß, ſein diesjährige zirksfeſt Junir Bezirk hält in dieſem Jede keiAnnaburg abzuhalten; der 8. Halleab. ee e r t J„,n)rnn THumor und Satire. Es iſt e
ierte ir brauck„Aus Rückſicht.“ Jn einem Armenviertel zu Metz liegt wir brau

bitterer Not ein „Einarm“, der ſich bisher als Kutſcher ſei Es iſt ein
Brot verdient hatte, an Lungenentzündung lebensgefährlie
krank darnieder. Seiner Frau oblag es, außer ſich ſelbſt au
ihren Mann und die zwei Kinder zu ernähren. Um vier UWe begann ihr Tagewerk; aber nicht lange da prach
unter der Laſt zuſammen. Ein Kind iſt zu allem Unolück nog
augenleidend. Ein guter Ofen iſt der Familie ein unbekannte
Ding. Sie liegen alle in feuchten Betten. Zu dieſen Aerm
ſten kam ein Barmherziger Bruder, um den Mann zu pflegen
aber aus Rücſſicht auf ſein Keuſchheitsgelübde mußte er dieſe
al lehnen, weil die Frau daneben lag. Da kam eine Barm
berzige Schweſter, um die Frau zu pflegen aber aus Rückſich
guf ihr Keuſchheitsgelübde mußte ſie dieſes ablehnen weil de

Mann daneben lag. (Simpl.)Der Handelsmann. Joſeph Waſſerberger ſoll mit Röntgen
ſtrahlen behandelt werden. Der Profeſſor gibt der Aſſiſtenti
Amwveiſungen und ſchließt: „Alſo, Fräulein, drei Minuten!
Als der Profeſſor das Zimmer verlaſſen hat. nährt ſich Joſep
Waſſerberger der Aſſiſtentin und flüſtert ihr zu: „Fräulein,
fünf Minuten!“ (Luſtige Blätter.)

Der fünfjährige Max iſt eines Tages bei ſeiner Tante ein
geladen. Jn ſeinem kleinen Kopf ſcheint er über die dicken
Backen der Tante intenſiv nachzudenken. Auf die Frage der
Tante: „Nun, Max, fürchteſt du dich vor mir?“ antwortet er:
„Nein aber warum trägſt du denn deine Waden im Ge
ſicht

unzugänglich. Der Großgrundbeſitzer Graf D. mag unter-
täniges Weſen an ſeinen Angeſtellten auf den Tod nicht leiden,
und einem Jnſpektor, den er für liebedieneriſch hält, läßt er
eines Tages kurzerhand die Kündigung mitteilen. Der Mann
kommt zu ihm, ſtellt ihm vor, daß er niemals eine ſeiner
Pflichten vernachläſſigt habe, und daß ſchließlich angeborene
Höflichkeit kein Verbrechen ſei. Aber der alte Herr iſt nicht
umzuſtimmen. Erbittert von ſo viel verbohrter Ungerechtig-
keit, verliert der Jnſpektor zuletzt die Haltung und ruft:
„Schön, ich komme auch anderswo unter, meinetwegen können
Sie Und es folgt eine Redensart die den höchſten An
ſprüchen an Grobheit genügt. „Tja, mein Beſter,“ ſagt Graf
D. mit Kopfſchütteln, „jetzt iſt's zu ſpät, jetzt können Sie ſich
nicht mehr einſchmeicheln.“

Verantwortlich für Leitartikel, Politiſ t e Ueberſicht, und Parteinachrichten
Paul ennig, für Ausland und Feuilleton Karl Bock; für Gewerkſchaftliches,
Soziales, Genoſſenſchaftsbewegung und Vermiſchtes Wilh. Koenen; für Halle und
Saalkreis Otto Kilian; für Aus der Provinz Gottlieb Kasparek; für die An
zeigen Wilhelm Herzig; Verleger Alfred Jähnig; ſämtlich in Halle. Druck der
Halliſchen GenofſenſchaftsBuchdruckerei (e G. m. b. H.)
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wurden glänzende Erfolge erzielt mit
meinem berühmten

Geradehalter Apparat
Original System „Haas“
Zahlreiche Auszeiehnungen, zuletzt auf
dem 17. Internat. Aerzte- Kongreß London 1913.

Reichillustrierte Broschüre gratis!

Franz Menzel, Svässchen Il, III. (am Mark
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Es iſt ein herrlich Ding m die einſamkeitl aber
egt i wir brauchen immer ein Weſen, dem wir ſagen können.
r ſei Es iſt ein herrlich Ding um die Seinſamßeit.

ſhrn Matthiſonr Uh
Geburtenverminderung und Proletariat.

annte r. tt eAerm Die kämpfende Arbeiterſchaft hat alle Veranlaſſung, dafür
legen I;u ſorgen, daß die Proletarierfrauen mehr Kinder be-
dieſe tommen. Jn jedem Sozialiſtenkind ſteckt ein
Barm Soldat der Revolution!
e So hört man es oft. Und dieſes Argument verdiente wirk-
pl lich Beachtung wenn es ein Argument wäre. n ephine

ntgen Joiſch, die in Nr. 48 der Wiener Arbeiter- Zeitung neuer-
ter I dings zu dem Problem Stellung nimmt, macht aber dahinterſtenti dine
uten! U ein zeichen. Sie meint, die Rechnung ſtimmeJoſergl: nicht. Ein Soziat liſtenkind könne nämlich-ehenſogut ein indiffe-
äulein Irenter Gelber werden oder ein e lohturier oder ein ge-
tter.) Pwiſſenloſer Streber oder ein Dummtopf, den jegliche Politik
te ein alt läßt oder eine Kindes leiche Denn ſelbſt in einerdicken ſogenannten Arbeiterſtadt wie Bourneville ſterben immer noch

ſage des Prozent der Proletarierkinder im erſte n
64 Lebensjahr; anderswo iſt es re ich lich d ie Hälf t e
der Kinder oder mehr, die nicht für das Lehen, ſondern für

den Tod gezeugt wurden

große rra J

Ebenſo wichtig wie das „Gebärproblem“ ſei aber, ſo meint
läßt er] Joſephine Jokſch, das Erziehungsproblem. Da es nun einmal
Mann nicht möglich iſt, das kapitaliſtiſche Wirtſchaftsſyſtem mit
ſeiner ſeinem ſo ungerechtan Verkeilungsmodus über Nacht zu be-

ſt wer ſeitigen, ſo wäre es doch Sache jedes Arbeiterelternpaares, zu
rechte überlegen, wie viele Kinder es mit ſeinem Lohne wohl halb-

d ruft J wess menſchlich großziehen könne und bei dieſer Schätzung
können möglichſt vorſichtig zu ſein.

iſt die Anteilnahme der Eltern an dem geiſtigen Leben
der Kinder möglich, wenn in jeder Familie zu viele da ſind,
wenn die Sorge um ihr leibliches Fortkommen jede andere
erſchlägt? Alle Verſuche, die in jüngſter Zeit ja wirklich ge-
macht werden, Kinder der Armen und Aermſten während
n ſchulfreien Zeit inter Aufſicht zu bekommen und ſie ver-

Maſſe der

en An- Die
t Graf

ie ſich

h dieachrichten

haftliches,
Halle und elnden Einflüſſen zuzuführen, können zufolge derdie An ginder, die in Betracht kommen, nur ganz beſcheidene Erfolge
Druck der aufweiſen. Das Wirken unſerer „Kinderfreunde“ iſt ausge-

zeichnet. Aber wie viele Kinder werden davon erfaßt? Einige
Hundert in jedem Bezirk, wenn's gut geht. Zehntauſende aber
hocken im engen Pferch der elterlichen Behauſung oder toben
auf den Straßen herum, ſtiften Schaden oder kommen zu
Schaden Nun iſt nicht anzunehmen, daß derartig ver-
nachläſſigt, undiſziplinierte Kinder dereinſt leicht in das Heer
„der Soldaten der Revolution“ ſollen einzuexerzieren ſein,
und die Schwierigkeiten in der Agitation beweiſen ja, daß
dies eben nicht der Fall iſt.

Dieſem Zuſtand, ſo fährt Joſephine
mit ſentimentalen Redensarten, noch

Jokſch fort, iſt weder
mit Entrüſtungskund-

letzt auf J gebungen, noch mit Forderungen an die öffentlichen Gewalten,
don 1913. I welchen man keinen Nachdruck zu geben vermag, abzuhelfen.
tis! Dazu iſt vielmehr notwendig, daß ſich die Arbeiter mit den

Erziehungsaufgaben unſerer Zeit, die gewiß andereun ſind, als ſie unſeren Altvordern geſtellt waren, ernſtlich be
Ifaſſen. Das aber erfordert Zeit, Zeit. Man ſoll deshalb nicht

arales, ſo entrüſtet tun, wenn ſich's die Eltern, zumal die Mütter, ein
re, von j wen ig bequemer machen wollen. Von Behbel iſt geſagt worden,
erlin“. e er bei den Frauen auf äußere Nettigkeit großen Wert

legte, daß eine unordentliche Frau gegen eine ſtarke Aptipatbiebei ihm aufzukommen hatte. Es wäre ſehr zu wünſchen, daß

alle Männer ſo anſpruchsvoll wären denn wer für äußere Un-
gereimtheiten keinen Sinn hat, der hat ihn für innere wohl
auch nicht. Nun ſtelle man ſich aber vor, wie eine Frau, die,
ſagen wir, nur vier Kinder und einen Mann hat, der den
Durchſchnittswochenverdienſt des Arbeiters, alſo etwa dreißig

die ſich alſo im Haushalt durchaus

u
iſcher Kronen nach Hauſe bringt, in ulichen nicht helfen laſſen kann, viel eher zu ſeiner Erhaltung durch
bens. gewerbliche Arbeit wird beitragen müſſen; man ſtelle ſich vor,

I wie eine ſolche Frau ihrer Verpflichtung zur Reinlichkeit nach-
gefer kommen, dabei aber noch Zeit und Intereſſe für Kulturauf-

t gaben erübrigen ſoll. Bei ſolcheinergeplagten Frau
iſt es ſchon als überdurchſchnittliche geiſtige
Leiſtung zu werten, wennihr die Merkwürdig-

Von keiten ihres ſozialen Lebens auffallen. Welch
4 weiter Weg iſt aber von dem dumpfen Gefühl, er Ungerech-
berei tigkeit erlegen zu ſein, bis zu jener tlaren Erkenntnis der

Sachlage, die als Klaſſenbewußtſein bezeichnet wird und die
0 Pf. die erſte gewiß nicht die einzige! pſychologiſche Vorbedin-

für gung des Befreiungskampfes des Proletariats iſt! Von den
fad Schwierigkeiten dieſes Weges wiſſen die Männer genug zu er
ektor zählen. Die Frauen weniger, weil ſie ihn in der Regel nicht

O Pf. machen. Nicht machen können, ſolange ſie ſo mit Arbeit und
Wirt- J Sorgen überhäuft ſind, wie es noch immer der Fall iſt. Man
o V gönne ihnen deshalb doch ſo viel Zeit, daß ſie inne werden
Von können, wieviel an Bildung und Kultur man ihnen vorenthält,
o Pf. pat der Wunſch r t ihre r es e

ringen mögen, und die Fähigkeit, dafür zu wirken. ennſer darüber einige Zehntauſend Unglückskinder weniger zur Welt

0Pf. kommen, ſo ſchadet das gar nichts. Schließlich kommt es doch
üche. nicht auf die Maſſe der z an, ſondern auf den Jnhalt,
P. der ſie erfüllt. Genoſſe Kautsky meint freilich, eine Erhöhung
v der Qualtität der Arbeiterſchaft auf Koſten der Quantität

in wäre von Uebel. Das iſt aber durchaus nicht einzuſehen. Daß
ler das Proletariat ſeine Geburtenzahl ſo herahmindgtt, daß die
Pf. Gefahr des Ausſterbens entſtehen könnte, iſt nicht zu befürch-

2 Mten. Wenn aber durch eine mäßige Herabminderung die Ver-
wandlung des ländlichen und bäuerlichen Proletariats in
ſtädtiſches und induſtrielles raſcher vor ſich geht, ſo bedeutet

uns dies doch nicht, daß die Arbeiterſchaft mit älterer und höherer
icke. Kultur in den Bannkreis jener mit niedriger Kultur geraten

müſſe. Viel eher iſt doch das Gegenteil anzunehmen. Auf
einer gewiſſen Stufe der Entwicklung iſt es der Geiſt, der ſich
den Körper baut. Je ſtärker der proletariſche Geiſt iſt, deſto
leichter wird er fremde Elemente aufnehmen und ſie ſeinen
Zwecken nutzbar machen. Auch der Gefahr der Einwanderung
„bedürfnisloſer Kulis“ iſt wohl leichter mit der Ausrottung
der einheimiſchen Bedürfnisloſigkeit, als mit der Erzeugung
einheimiſcher Kulis zu begegnen. Ein wahrhaft gebildetes,
hochherziges, einiges Proletariat iſt jedem Gegner, jeder Ge-
fahr gewachſen; denn es hat die Macht über die materiellen
und geiſtigen Güter der Erde.

I

Jmmer müſſen die Geſcheiten wegen der Dummen, die Be-
weglichen wegen der Trägen, die Mutigen wegen dey Feigenſtreiten. Ach, beſeitigen wir doch die Dummheit, die Lragheit,

die Feigheit! Und fangen wir damit, wie ſich's gehört, beim
Kinde an. Es iſt doch wahr: was Hänschen nicht lernt, lernt
Hans nimmermehr! Was aber ſollen die Hänschen lernen,
und was brauchen die alten Hanſen? Was ſind die Ziele der
Pädagogik und was die Notwendigkeiten des Sozialismus
Jſt es nicht die Fähigke it, ſeinen Willen dem der Geſamtheit
unterz uordnen, ohne die Freiheit des Urteils einzubüßen?
Die Fähigkeit, Geſetzgeber und Geſetzvollſtrecker in einer und
eigener Perſon zu ſein? Die Fähigkeit, in einem Ganzen auf-,
aber nicht darin unterzugehen? Man ſvöttle nicht, daß die be-
kannte alte Forderung nach Engelhaftigkeit der Menſchen ſei,
wenn der Sozialismus möglich ſein ſolle. Natürlich iſt es
unter den gegenwärtigen ſozialen Zuſtänden nicht möglich, alle
Menſchen auf das gleiche Bildungsniveau zu bringen. Wäre
dies der Fall, brauchten wir ja ihre Veränderung nicht anzu-
ſtreben. Aber die Sorge, die Volksbildung möchte „auf Koſten
der Quantität“ zu raſche Fortſchritte machen, können wir doch
noch recht lange den Nutznießern der Dummheit überlaſſen.
Es iſt vielmehr freudig zu begrüßen, daß die Menge es endlich
ablehnt, in der Schaffung und Erhaltung nur phyſiſchen Lebens
will, als bisher. Trügt dieſe Hoffnung nicht, ſo kommt dereinſt
ſeinen Daſeinszweck zu ſehen, weil damit die Hoffnung ge-
geben iſt, daß ſie dem Geiſtigen mehr Bedeutung beimeſſen
die Stunde, da von dem ganzen Proletariat geſagt werdenkann, was einſt auf einen ganz Einzigen, ganz Großen geſagt

worden war:
„Und hinter ihm, in weſenloſem Scheine,
Liegt, was uns alle bändigt, das Gemeine.“

[Nachdr.Die Götter dürſten. W
Revolution
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r franzöſiſchen
von Angatole France.

„Schließlich,.“ fuhr Brotteaux fort, „kann auch die Vendée
ſiegen, und die Prieſterſchaft erhebt ſich von neuem auf Trüm-
merhauſen und Leichenhügeln. Sie ahnen ja nicht, teure
Freundin, welche Macht der Klerus über die meiſten Eſel noch
hat Jch habe mich verſprochen, ich meinte die meiſten
Seelen Nach meiner Anſicht iſt das Wahrſcheinlichſte,
daß das Revolutionstribunal das Regime, von dem es ein-
geſetzt iſt, verni hre es bedroht zu viele Köpfe. Die von ihm
Erſchreckten ſind zahllos; ſie werden ſich zuſammentun, und

um es zu vernichten, werden ſie das ganze Regime ſtürzen. Jch
glaube, auf Jhre Veranlaſſung iſt der junge Gamelin in dieſen
Gerichtshof berufen worden. Er iſt tugendhaft; er wird einWüterich werden. Je mehr ich darüber nachdenke, liebe Freun-
din, um ſo mehr glaube ich, daß dieſes Tribunal, das die Republik retten ſoll, ſie zerſtören wird. Der Konvent wollte, ganz
wie das Königstum, ſeine' großen Strafgerichte, ſeine pein-
lichen Gerichtshöfe haben und ſich durch Beamte ſichern, die er
ernennt und die von ihm abhängen. Aber wie ſehr ſtehen die
großen Strafgerichte des Konvents denen der Monarchie nach,
und wieviel unpolitiſcher iſt ſein peinlicher Gerichtshof als der
Ludwigs XIV.! Jm Revolutionstribunal herrſcht ein Geiſt
niedrer Juſtiz und blöder Gleichmacherei; der wird es baldverhaßt und lächerlich machen und jedermann Widerwillen ein-
flößen. Wiſſen Sie, Luiſe, daß dieſes Gericht, vor dem dieKönigin von Frankreich und einundzwanzig Geſetzgeber: dem-
nächſt erſcheinen ſollen, geſtern eine Dienſtmagd verurteilt hat,

weil ſie in böſer Abſicht, um die Republik zu ſtürzen, gerufen
hat: „Vive le roi!“ Unſre Richter mit ihren ſchwarzen Feder-
hüten arbeiten im Stil William Shakeſpeares, den die Eng-
länder ſo lieben und der in die erſchütterndſten Szenen ſeiner
Stücke grobe Narrenpoſſen einflicht.“

Roman aus de

„Sagen Sie mal, Maurice fragte die Bürgerin, „haben Sie
noch immer Glück in der Liebe?“

„Ach!“ ſeufzte Brotteaux, „die Tauben fliegen zum weißen
Taubenſchlag und ſetzen ſich nicht auf Turmruinen.“

„Sie ſind der Alte geblieben Auf Wiederſehen, mein

Freund!“ SAm ſelben Abend kam der Dragoner Henri unaufgefordert
zu Frau von Rochemaure. Er traf ſie beim Verſiegeln eines
Briefes 3, auf dem er die Adreſſe des Bürgers Rauline in Ver-
non las. Er wußte, daß der Brief für England beſtimmt war.
Durch einen Poſtillon der Paketpoſt erhielt Rauline die Kovre
ſpondenz der Frau van Rochemaure und ließ ſie von einer Seeſchhändlertn nach Dieppe befördern. Jn der Nacht brachte
ein Fiſcherboot ſie an Bord eines britiſchen Schiffes, das vor
der Küſte kreuzte. Ein Emigrant, Herr von Erpilly, nahm ſie
in London in Empfang und teilte ſie, wenn er es für angezeigt
hielt, dem Kabinett von Saint-James mit

Henri war jung und ſchön. Achill beſaß nicht ſo viel Anmut,
mit Kraft vereint, als er die Waffen anlegte, die Odyſſeus
ihm brachte. Doch die Bürgerin Rochemaure, die bisher für
die Reize des jungen Revolutionshelden empfänglich geweſen,
wandte ihr Denten und ihre Blicke jetzt von ihm ab, ſeit man
ſie bedeutet hatte, daß er den Jatobinern als Radikaler ver-
dächtig war. Di junge Soldat tonnte ſie bloßſtellen und
ins Verderben ſtürz Henri fühlte ſich vielleicht nicht außer-ſtande, der Liebe zu der Bürgerin Rochemaure zu entſagen;
aber es verdroß ihn, daß ſie ihn nicht mehr liebte. Auf ſie
rechnete er bei gewiſſen Ausgaben, zu denen der Dienſt der
Republik ihn verpflichtete. Schließlich dachte er auch an die ver-
zweifelten Mittel, zu denen die Frauen bisweilen greifen, und
wie raſch ſie von der glühendſten Zärtlichkeit zur kälteſten
Fühlloſigkeit übergehen, wie leicht es ihnen fällt, das, was ſie
geliebt haben, zu opfern und das, was ſie angebetet
haben, zu vernichten. Und ſo kam ihm der Argwohn,die holde Luiſe könnte ihn eines Tages ins Gefängnis

Seine Klugheit riet ihm,um ihn loszuwerden.
Deshalb erſchien

werfen laſſen,
Schönheit wieder zu erobern.dieſe verlowene

er, mit all ſeinem Reizen gewappnet.
fernte ſich, kam wieder näher, ſtreifte ſie und floh ſie nach allen
Ballettregeln der Verführung. Danm warf er ſich in ein Fau
teuil, und mit ſeiner bezwingenden Stimme, der kein Frauen
berz ſtandhielt,
ſchlug ihr ſeufzend einen Spaziergang nach Ermenonville vor.

Jedoch ſie klimperte auf ihrer Harfe und warf ungeduldige,
gelangweilte Bliche umher. Plötzlich ſtand Henri mit finſtewer
Entſchloſſenheit auf und erklärte, daß er zur Armee ginge und
in einigen Tagen vor Maubeuge ſtände.

Sie nickte ihm billigend zu, ohne Zweifel oder Ueberraſchung
zu zeigen.

„Sie wünſchen mir Glück zu dieſem Entſchluß
„Jch tue es.“
Sie wartete auf einen neuen Freund, der ihr ausnehmend

gefiel und von dem ſie ſich große Vorteile verſprach. Das war
ein ganz anderer Mann als dieſer: ein auferſtandener Mira-
beau, ein gereinigter und zum Armeelieferanten beförderter
Danton, ein Löwe, der alle Patrioten in die Seine werfenwollte. Jeden Augenblick glaubte ſie die Klingel zu hören und
fuhr auf.

pries er die Natur und die Einſamkeit und

i Unferhaltungs-Beilage

Er näherte ſich ihr, ent
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Um Henxri loszuwerden, ſchwieg ſie gähnte, blätterte in
einem Notenheft und gähnte wieder. Da er keine Anſtalten
traf, ſie zu verlaſſen, ſo erklärte ſie, daß ſie ausgehen müßte,
und verſchwand in ihrem Toilettenzimmer.

Mit bewgeter Stimme rief er hinter ihr her:
„Adieu, Luiſe! Werd' ich Sie je wiederſehen
Und ſeine Hände wühlten in dem offenen Schreibtiſch
Auf der Straße öffnete er den Brief an den Bürger Rauline

und las ihn geſpannt. Er enthielt in der Tat eine eigenartigeSchilderung der öffentlichen Zuſtände in Frankreich. Von der
Königin war die Rede, von der Thévenin, ja ſelbſt von dem
biederen Brotteaux des Jlettes.

Nachdem er den Brief geleſen, ſteckte er ihn in ſeine Taſche
und blieb einen Augenblick unſchlüſſig ſtehen. Dann ging er,
wie einer, der einen Entſchluß gefaßt hat und der ſich ſagt:ſrüher deſto beſſer,“ nach den Tuilerien und trat in das

Vor zimmer vom allgemeinen Sicherheitsausſchuß.
Am ſelben um drei Uhr nachmittags, ſetzte ſich Evariſt

Gamelin auf die Geſchworenenbant neben ſeine vierzehn, Kol-legen, die er größtenteits kannte, ehrliche und patriotiſche kleine

Leudte, Gelehrte, Künſtler und Handwerker: ein Maler, wie er,
ein Zeichner, beide ſehr talentvoll, ein Wundarzt, cin Schuh
macher, ein früherer Marquis, der große Proben ſeines Bür-
gerſinnes abgelegt hatt, ein Buchdrucker, kleine Kaufleute, kurz,
ein Auszug des Pariſer Volkes. Sie ſaßen in ihrem Arbeits-
W oder in bürgerlicher Kleidung, mit langen Haaren oder
)egopft; ſie hatten den Zweiſpitz ins Geſicht gedrückt, die rundeKappe auf den Hin tertovf geſchoben oder die rote Mütze über

die Ohren gezogen. Die einen trugen Rock, Weſte und Knie
hoſe wie in der alten Jeit, die anderen Karmagnole und ge
ſtreifte Beinkleider nach Art 55 Sansculotten. Sie hatten
Stiefel, Schnallenſchuhe oder Holzſchuhe an und zeigten inihrem An zug alle Verſchedenbeiten der damaligen Männer-
tracht. Da ſie alle ſchon mehrmals getagt hatten, ſo ſaßen ſie
gemächlich auf ihrer Bank, und Gamelin beneidete ſie um ihre
Seelenruhe. Sein Herz pochte, ſeine Ohren ſummten, ſeineAugen umflorten ſich, und alles, was er ſah, hatte einen fahlen
Schein.

Als der Gerichtsſchreiber den Gerichtshof meldete, erſchienen
drei Richter auf einer kleinen Eſtrade und nahmen vor einem
grünen Tiſche Platz. Sie trugen Hüte mit Kokarden undgroßen ſchwarzen Federn und die Amtsrobe mit einem Band
in den Nationalfarben, von dem eine ſchwere ſilberne Medaille
auf ihre Bruſt herabhing. Vor ihnen, zu Füßen der Eſtrade,
ſaß der Vertreter der Anklage in der gleichen Tracht. Der
Gerichtsſchreiber nahm zwiſchen dem Richtertiſch und dem
leeren Stuhl für den Angeklagten Platz. Die drei Richter er-ſchienen Gamelin heute anders als ſonſt, ſchöner, würdiger,

furchtgebietende obwohl ſie ſich zwanglos benahmen, in
Schrifüſtücken blätierten, einen Gerichtediener riefen oder ſich
zurückneigten. um eine Mitteilung von einem Geſchworenen
oder einem Beamten entgegen zu nehmen.

Ueber den Richtern hing die Tafel mit der Verkündung der
Menſchenrechte; rechts und links von ihnen, an den mittel-
alterlichen Mauern, waren die Büſten von Marat und Le Pel-
tier angebracht. Gegenüber der Geſchworenenbank, im Hinter-
grunde des Saales erhob ſich die Tribüne für das Publikum.
Frauen hatten die erſte Reihe inne, blond, brünett oder grau,mit hoher Spitzenhaube, deren Bänder ihre Wangen ver
ſchatteten. Auf ihren Buſen, der nach der Tagesmode üppig
hervortrat, kreuzte ſich ein weißer Schal oder ſpannte ſich der
Latz einer blauen Schürgze. verſchränkten die Arme auf
der Brüſtung der Tribüne. Hinter ihnen ſah man auf den
dünn beſetzten Stufen die Bürger in ihrer mannigfachen
Tracht, die den damaligen Verſammlungen ein phantaſtiſches,
maleriſches Ausſehen gab. Rechts an der Eingangstür lief
eine Holzſchranke, hinter der die Stehplätze für die Zuſchauer
waren. Heute kamen nicht viele. Der Fall, den dieſe Sektion
des Gerichtshofs zu entſcheiden hatte, intereſſierte nwur wenige;
bei den anderen Sektionen, die zu gleicher Zeit Sitzung hatten,
mußten ſich wohl aufregendere Dinge zutragen.

Das beruhigte Gamelin etwas denn ſein Herz, das faſt zu
ſchlagen aufhörte, hätte den glühenden T Dunſtkreis einer großenSitzung nicht ertragen. Sein Blick haftete an den geringſten
Kleinigkeiten er bemerkte die Watte im Ohr des Gerichts-
ſchreibers, einew Tintenklex auf den Akten des Vertreters der
Anklage. Wie durch eine Lype erkannte er die gemeißelten
Blattkapitelle der gotiſchen Säulen, die aus einer Zeit ſtamm-
ten, wo jeder Begriff der antiken Baukunſt verloren war und
die Säulenknäuſe mit Verzierungen von Neſſeln und Stech-
blatt geſchmückt wurden. Aber immer wieder ſchweiften ſeine
Blicke zu dem altmodiſchen Lehnſtuhl des Angeklagten mit
ſeinem roten, abgenutzten Utrechter Samt und ſeinen vom
Alter geſchwärzten Armlehnen. Bewaffnete Nationalgarden
hielten alle Ausgänge beſetzt.

Endlich erſchien der Angeklagte, von Grenadieren geführt,
aber ungefeſſelt, wie das Geſetz es vorſchrieb. Es war ein
Mann in den Fünfzigern, hager, braun, kahlktöpfig, mit hohlen
Wangen und dünnen, bläulichen Lippen. Er trug einen rot-
braunen Rock aus der alten Zeit und hatte offenbar Fieber,denn ſeine Augen leuchteten wie Karfunkel und ſeine Backen
glänzten wie gefirnißt. Er nahm Plaxp, kreuzte die Beine, die
auffällig mager waren. und umſpannte die Knie mit ſeinen
großen knochigen Händen. Er hieß Marie Adolf Guillergues
und war wegen Unterſchleifs bei den öſfentlichen Lieferungen
angeſchuldigt. Die Anklage legte ihm zahlreiche und ſchwere
Vergehen zur Laſt, von denen aber keines klar bewieſen war.
Beim Verhör leugnete Guillergues die meiſten Straftaten und
legte die übrigen zu ſeinen Gunſten aus. Er ſprach deutlich,
kalt und merkwürdig geſchickt und erweckte den Eindvuck von
einem, mit dem man nicht gern Geſchäfte macht. Auf alles
hatte er eine Entgegnung. Stellte der Richter ihm eine pein-

Sie

liche Frage, ſo blieb ſein Geſicht kalt und ſeine Worte be
ſtimmt; nur ſeine beiden auf dem Knie gefalteten Händekrampften ſich angſtvoll zuſammen. Gamelin merkte es und
flüſterte ſeinem Nachbar, einem Maler, ins Ohr:

„Sehen Sie nur ſeine Daumen!“
(Fortſetzung folgt.)

Albaniens „König“.
Mit der albaniſchen Thronbeſteigung wird es jetzt Ernſt.

Prinz Wilhelm zu Wied, den man dazu auserſehen hat, den
rauhen wilden Söhnen der albaniſchen Berge europäiſche Kultur
und Geſittung beizubringen, iſt von ſeiner Rundreiſe nach Ber-
lin, Wien, Rom, Paris und London zurück und dürfte, neben den
freundſchaftlichen Verſicherungen wohlwollender Unterſtützung
auch den zum Regieren notwendigen „Zaſter“ mitgebracht
haben, woran in Albanien bekanntlich kein Ueberfluß herrſcht.

Damit die Berufung zum Albaneſenherrſcher auch nach etwas
und ſo ausſieht, als ob die braven Albaneſen ſich in Sehnſucht
nach dem Prinzen zu Wied als „Landesvater“ verzehrten und
ſich förmlich darum riſſen“ juſt von ihm „regiert“ zu werden,wurde eine Abordnung albaniſcher „Großer“ nach Neuwi e d
dem Stammſitze der Wieds geſchickt, um dem Erwählten offi
ziell und in aller Form „Albaniens Thron“ anzubieten. Daß
es dabei ſehr „feierlich“ zugegangen iſt, ſchöne Reden geſchwungen wurden und was ſonſt noch dazu gehört, iſt ſo re
ſtändlich, wie es nunmehr rwig iſt, daß der erwählte KönigAlbaniens ſich Wilhelm I. nennen wird. Ob er in ſeinen



neuen Berufe viel Freude erleben wird, darf nach den bisher
in Albanien gemachten Erfahrungen füglich bezweifelt werden.
Aber da Fürſten bekanntlich „Jnſtrumente des Himmels und
durch die „Gnade Gottes“ daz t auserſehen ſind, die „Geſchicke
der Völker zu lenken“, ſo iſt ihr Geſchick natürlich auch einer
beſonderen Fürſorge des „lieben Gottes“ anvertraut. Na, und
die wird auch dem neugemachten Könige unter dem tun es
die Alhanier nicht! von Albanien nicht fehlen. Daß er ſie
vranchen kann, darüber ſind ſich wohl alle Kenner der albani-
ſchen Verhältniſſe einig Erklärlich genug, daß das Schickſal
des Prinzen zurzeit aller Welt am Herzen liegt. Dafür nur
einen Beweis: Der bekannte Schriftſteller Roda Roda be-
ſchäftigt ſich damit im Berliner Tageblatte in folgender Weiſe:
Es gibt ein Schickſal in Europa, das ich geſpannter als mein

eigenes verfolge. Jch zog im Geiſt dem Prinzen von Wied
nach Rom nach, an die Donau ich folge ihm nach Albanien.
Jn Rom hat er den Papſt nicht beſucht. Schade. Wer weiß,
ob die Gelegenheit ſo hübſch noch einmal wiederkehrt.

Und wie mir, geht's tauſend anderen. Der neue Mbret von
Albanien iſt aller Welt lieb Kind. Man wird Partei gegen
die Leute dort nehmen, wenn ſie den Prinzen richt mit aus-
gefuchter Freundlichkeit behandeln ſollten.

Er muß ein idealer Herrſcher ſein. Waſchzettel, die „Jnu-
ormierte verbreiten, ſchildern ihn als groß, gütig und zu ge

logener Zeit auch ſtreng vor allem: übermenſchlich kraftvoll;
er hat im Scherz oft Kameraden mir nichts dir nichts mit
einem Arm in die Luft gehoben. Die Prinzeſſin wieder iſt die
geborenen Königin; ſie brennt darauf, die Spitäler von
Durazzo zu beſuchen. Man ſieht, es war höchſte Zeit, für
dieſes ſympathiſche Paar einen Staat zu gründen.

Jch hoffe, ſie werden ſich wohl in Albanien fühlen. Aller-
dings ſoll es im Palaſt von Rarten geben diinternationale Kontrollkommiſſion verſpricht aber, noch ehe d
Herrſcher da iſt, fertig mit ihnen zu werden. Nach dem bis
herigen energiſchem Auftreten der Kommiſſion iſt ihr da
durchaus zuzutrauen.

Jch habe dieſes Durazzo (Dratſch, Dyrrhachium) wiederholt
beſucht und ſo oft ich's betrat, liefen mir die Schauer der
Geſchichte über den Rücken. Aus dem berühmten Marmor-
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brunnen Durazzos hat einſt Amalaſuntha getrunken. Theo-
dorichs des Großen Tochter und vor ihr blickte Marcus
Tullius Cicero, emeritierrer Juſtizrat am römiſchen Reichs-
gericht, zu den ſchneebedeckten Tomorbergen auf.

Eine arme, eine ſonderbare Hauptſtadt. Arm und ſonder-
bar wie Albanien ſelbſt. Alles, was man davon bört, iſt inter-
eſſant.

Albanien grenzt im Norden an Montenegro. im Süden an
Griechenland, im Oſten an Mazedonien. Die Weſtgrenge ſcheint
mir die angenehmſte: das Meer.

Albanien hat 1200000 Einwohner 65 Prozent ſind Moſle-
min, 40 Prozent griechiſch-nichtuniert, 20 Prozent katholiſch.
Das gibt zuſammen 125 Prozent. Es hat eben mehr Einwoh-
ner, als man gemeinhin glaubt

Albaniew führt Felle aus, Oel, Büffel (das habe ich ſelbſt ge
ſehen) und koſtbare Hölzer. Auch jene Pflanze, aus der man
das perſiſche Jnſettenpulver bereitet, kommt in Maſſen aus
Albanien. Die Einwohner ſelbſt wiſſen die prächtige Gottes-
gabe nicht nach Gebühr zu ſchätzen.

Die Leute ſind hochgewachſen und hochgemut, vorzügliche
Soldaten. So räuberiſch ſte ſind ſie haben feſte Ehrhbegriffe.
Das Manneswort gilt ihnen alles. Es ſoll aber ein tiefgehen-
der Unterſchied zwiſchen Nord- und Südalbanien beſtehen im
Norden hält man Verſprechungen faſt immer; im Siltden faſt
nie.

Die Südalbanier mögen die Nordalbanier nicht re
Die Mainlinie wird durch den Schkumbifluß gebildet.
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wohner thaupt des Fiſſes
Das Volk gliedert ſich im Stämme oder Fiſſe das Ober

Die mächtigſten
Barjaktar der Mirditen, und

ißt Kren oder Barjaktar.
Leute ſind Prenk Bib Doda,
Eſſad Paſcha von Tirana.

Eſſad Paſcha holr den Prinzen Wied aus Potsdam ab und
ſtellt ihn auch die Leitevache. Er het erklärt: er unterwerfe
ſich dem Prinzen; ſollte der Peinz aber ſterben oder auf den
Thron rerzichlen, dann trele Eſſad die Regicrung an. Dieſe

werden alſo gleichſam um die Wetie leben. Nur
ſind die Chancen ungerecht verdeilt: um ſie halbwegs auszu-
gleichen, müßte der Pring auch die Leibwache Eſſads wählen
dürfen.

Eſſad iſt ein Ehrenmann durch und durch. Jmmerhin: es
mußte uns ausdrücklich geſagt werden, damit wir's wiſſen.
Daß er aber ein kräftiger Mann iſt, brauchte man uns nicht
erſt zu verſichern.

Beim Prinzen zu Wied iſt's gerade umgekehrt: ihm rühmt
man die Stärke nach; daß er ein vollkommener Ehrenmann
iſt, braucht keinem erſt geſagt zu werden.

Da wird alſo ein ehrlicher deutſcher Kraftmenſch der
Prinz dem kräftigen Ehrenmann Albaniens gegenüber-
ſtehen. Die Partie braucht nicht letal zu enden fatal wird ſie
höchſ wahrſcheinlich.

Die Moſlim ſagen:
Lejss'ewwelu karuretim kjussiret bejne-I-Islami.“

„Es ſind ſchon viel Kürbiſſe zerbrochen worden im Land des
Jſlams.“

„Wied“ bedeutet im Südſlawiſchen Anſehen oder Augenlicht.
Möge es ein Omen ſein!

Kleines Feuilleton.
Die Baumwolle und ihre Gewinnung.

Die Baumwolle entſtammt keineswegs wie das ihrem
Namen zufolge vielfach geglaubt wird, einem Baume, ſondern
einer in der Rege! nur 1 bis 124 Meter und nur in Aus-
nahmefällen, bis 5 Meter hohen Pflanze. Dieſe iſt zumeiſt
einzährig und hat einen zuerſt krautartigen, ſpäter holgzigen
Stengel von Finger- bis Armdicke. Die langgeſtielten Blätter
ſind herzförmig, meiſt fünflappig gezahnt, etwa 10 Zentimeter
lang und ebenſo breit. Die Blüten wachſen einzeln oder zu
zweiten aus den Blattwinkeln hervor. Sie haben fünf am
Grund zuſammengewachſene Blumenblätter, deren Farbe
unten rot und nach oben hin blaßgelb wird. Aus den Blüten
entwickelt ſich die Frucht, die aus einer drei- bis fünffächerigen
Kaprſel von etwa Walnußgröße beſteht. Jn dieſer ſitzen die
Samenkörner, welche von feinen Wollfaſern umhüllt ſind.
Reifen die Samen, ſo wird die Kapſel von den elaſtiſchen Woll-
knäueln aufgeſprengt und dieſe quellen aus derſelben hervor.

Die Heimat der Baumwollpflanze, welche in mehreren Arten
vortommt, iſt jedenfalls in Jndien zu ſuchen, wo ſie nachweis-
bar bereits 3000 bis 4000 Jahre angebaut wird. Die älteſten
Berichte über die Gewinnung der Baumwolle finden ſich bei
dem Geſchichtsſchreiber Herodot. Nach ihm lieferten in Oſt-
indien wild- wachſende Bäume ſtatt der Früchte Wolle, welche
feiner als Schafwolle ſei und von den dortigen Einwohnern zu
Kleidungsſtoffen verarbeitet werde. Der römiſche Schriftſteller
Plinius beſchreibt in ähnlicher Weiſe das Vorkommen und die
Verwendung der Baumwolle in Aegypten. Von Oſtindien ver-
beeitete ſich der Anbau der Baumwollpflanze im alle Weltteile.
Infolge ihrer großen Anpaſſungsfähigkeit an das Klima iſt ſie
auch in den gemäßigten Zonen heimiſch geworden und wird
jetzt in den meiſten Ländern zwiſchen dem 40. nördlichen und
dem 35. ſüdlichen Breitengrade angepflangzt, und zwar in erſter
Reihe in Jndien, Perſien, Syrien, Kleinaſien, Aegypten, China,

Kraſſe Armut Borgwirrtſchaft.
Wieder einmal, wie ſo oft ſchon, zeigt eine Unterſuchung der

wirtſchaftlichen Verhältniſſe der Arbeiterbevölkerung einer Jn-
duſtrieſtadt den engen Zuſammenhang zwiſchen ſchlimmſter
Not und Borg wirtſchaft. Nicht ſo zu verſtehen, als
ob das Borgen allein ſchuldig an der Armut wäre, aber daß
Borgen ſein gerüttelt Maß Schuld mitträgt am Elend karg
entlohnter Arbeiterſchichten, darf nicht beſtritten werden. Jn
dieſem Falle handelt es ſich um eine Unterſuchung über „die
wirtſchaftliche und ſoziale Lage der Frauen in dem modernen
Jnduſtrieort Hamborn im Rheinland“, von Frau Dr.
Fiſcher-Eckert. Jn Hamborn ſind viele Ausländer, meiſt mit
großen Familien, zur Arbeit in der Jnduſtrie angeworben.
Sie kommen oft in durchweg 'zerrütteten Vermögensverhält-
niſſen an, und es treffen manche Umſtände zuſammen, die
dieſen Zuſtand verewigen helfen. Dazu gehört auch die ſtärkere
Vermehrung der Gewerbetreibenden und Händler als die
der Geſamtbevölkerung. Die üblichen langen Lohnzah-
lungsfriſten und die Lohnſchwankungen innerhalb einzel-
ner Arbeiterkategorien erſchweren zu ihrem Teil eine geregelte
Kauftätigkeit und leiſten ſomit dem Borgſyſtem Vorſchub.
Dazu kommen dann die Lohnpfändungen für Borgſchulden.
Nach den Angaben der Deutſchen Bergwerkszeitung wurden
im Jahre 1908-09 auf 1000 Mann Belegſchaft 850 Lohnbveſchlag
nahmungen wegen Verſchuldung vorgenommen, 1909-10 kamen
auf 1000 Mann Belegſchaft üher 1400 Lohnbeſchlag-
nahmungen. Da ſieht man, was für einen
vorgende Krämer dem Arbeiter ins Haus bringt! us
frau wartet mit den hungernden Kindern ſehnſüchtig darauf,
daß der Mann am Lohntag endlich Geld mithringt. Statt
deſſen hat der borgende Krämer einen Pfändungsbeſchluß er
wirkt.

Kein Wunder, daß die Antworten bitter waren, die auf die
Fragen kamen, was ſich die Frauen wünſchten oder wie ſie ihr
Alter verbringen möchten. Eine wünſchte ſich, „ſo leben zu
können, daß die Schulden alle bezahlt wären und ſie
keine Schulden mehr zu machen brauche“. Eine andere Frau
möchte da gern ihr Leben verbringen, „wo wir ſatt zu
eſſen haben Senug zu eſſen haben, das iſt ihnen der
Jnbegriff ihrer Sehnſucht. Dieſe eine Frage der Beſchaffung
der notwendigen Lebensmittel beherrſcht das Denken der
Mutter. Sie ſtehen alle bei dem Spezereihändler dick in der
Kreide, und wenn ſie vom letzten Lohn oder Abſchlag ihm
nichts abzahlen konnten, dann weigert er ſich oft, weiter zu
borgen.

Sieht man nun näher zu, ſo zeigt ſich auch hier wieder, daß
die Aermſten in der ſchlimmſten Abhängigkeit zum Krämer
ſtehen. Die wirtſchaftlich etwas beſſer ſtehenden Arbeiter
haben zum Teil ſchon das Mittel erkannt, das allein geeignet
iſt, dem Borgunweſen zu Leibe zu gehen. Allmählich räumt
die Konſumgenoſſenſchaftsbewegung mit dem
himmelſchreienden Zuſtande, den die Borgwirtſchaft zeitigte,
auf. Aber ſehr viel Arbeit iſt noch zu leiſten, dem trüben Bilde
größten Elends inmitten der ſo hochgeprieſenen und kechniſch
vollkommenen Großinduſtrie das erfreulichere Zeichen einer
ſtändig wachſenden Organiſation der mittel-
ioſen Konſumenten entgegenzuſtellen, damit nicht
immer noch vermeldet wird, daß die berauſchende Zunahme von
Reichtum und Macht faſt ganz auf die beſitzenden Kreiſe be-
ſchränkt geblieben iſt.
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Genoſſenſchaftkiche Schlächterei.

Der Bielefelder Konſumverein beſchloß in ſeiner auß
ordentlichen Generalverſammlung, die von über 2000 Gen en
ſchaftern beſucht war, eine eigene Schlächterei u richten
Nach den vorgelegten, im Grundſatze genehmigten Plänen el
die Anlage auf dem Gru ück der Zentrale in der Märtiſchen

Genoſſenſ chaftsbewegung.

Straße in Bielefeld errichtet werden. Der Bauentwurf ſieht
ein Kellergeſchoß und drei Stockwerke vor. Die Baukoſten ſind
herechnet mit 210 000 Mt. für das Gebäude, 50 000 Mk. für die
Maſchinen und die innere Einrichtung; der bilanzmäßige Wert
für das Grundſtück wurde mit 65 000 Mk. eingeſetzt, alſo Ge-
ſamtbaukoſten: 325 000 Mk., welche einſtimmig bewilligt wur-
den. Die Mittel ſollen den verfügbaren Beſtänden aus der
Genoſſenſchaftsſparkaſſe entnommen werden. Man gedenkt,
etwa ſechs Fleiſcherläden, von den bisherigen Ver-
kaufsſtellen getrennt, zu errichten. Begründet wurde der Be-
ſchluß damit, daß die Schlächter auch bei den ſinkenden Fleiſch-
preiſen ihre Preiſe hochhielten und daß durch die Errichtung
der eigenen Schlächterei (es ſind im letzten Jahre für 500 000
Mark Fleiſch- und Wurſtwaren
regulierung für die Allgemeinheit eintreten werde.

Das iſt ganz recht ſo. Angeſichts des Beſtrebens der Vieh-
händler und der Schlächter, die Konfumenten ſo lange wie
möglich zu ſchröpfen, kann nur die Selbſthilfe wirken. Wie
das Fleiſch künſtlich verteuert wird, zeigen die Vorgänge, die

Dortaus Offenbach und Frankfurt a. M. gemeldet werden.
kaufen die Viehhändler die Schweine zu außerordentlich gün-
ſtigen Preiſen auf. Um aber ihren Profit zu ſteigern, ver-
ringern ſie künſtlich den Auftrieb auf den Viehmärkten in
Offenbach und Frankfurt, ſchieben vielmehr einen Teil des
Viehs in andere Gegenden ab. So wird der Preis künſtlich
hochgehalten, weil das Angebot nicht der Nachfrage entſpricht.
Und wie in Offenbach und Frankfurt werden es die ſchlauen

wohl noch anderswo machen. Jn Bremen
machen es die Viehkommiſſionäre noch anders. Dort haben ſie
mit den Fleiſcherinnungsmeiſtern ein Schutz- und Trutzbünd-
nis geſchloſſen, dahingehend, daß die Viehkommiſſionäre ſich
verpflichten. Konſumvereinen und Warenhäuſern kein
Vieh oder Fleiſch zu verkaufen, während ſich die Schlächter ver-
pflichteten. bis 1920 keine neuen Viehkommiſſionäre zu unter-
ſtützen. Alſo ein gegenſeitiges Monopol, dazu beſtimmt, die
Konſumenten ordentlich zu ſcheren. Dieſes Bündnis dürfte
aber die Konſumvereine nicht anfechten. Denn die Konſum-
vereine, die eigene Fleiſchereien betreiben oder betreiben
wollen, werden eben ihr Vieh direkt von den Viehzüch-
tern kaufen, denn dieſe wiſſen auch daß ſie dabei beſſer
fahren. Erſtens durch Ausſchaltung des Zwiſchenhändlers und
dann, daß ſie ſtets bares Geld bekommen und keine Einbuße
erleiden. Dieſe Mittelſtandsretterei dürfte alſo auch ein
Schlag ins Waſſer ſein.

I ſ. r dViehl n ler

Ein zutreffendes Arteil.
Jn der Deutſchen Techniker Zeitung veröffentlicht Regie-

rungsaſſeſſor Dr. Cl. Heiß einen Artikel über „Die Konſum-
vereine“, in dem er den Erdroſſelungsmanieren der Behörden
und der Mittelſtandsretter ſcharf zuſetzt und unter anderem
ſchreibt, daß die Hamburger Großeinkaufsgenoſſenſchaft der
im Zentralverband angeſchloſſenen deutſchen Arbeiterkonſum-
vereine, nach einem Aufwand von 14000 Mk. allein für die
Konzeſſionserteilung und nach jahrelangem, hartnäckigem
Kampf ums Recht, eine allen Anforderungen der modernen
Technik und Hygiene entſprechende Seifenfabrik als Groß-betrieb errichtet hat, daß ſie neben mehreren eigenen &rof

bäckereien drei eigne Zigarrenfabriken beſitzt.
Dieſe Zahlen ſo fährt der Artikelſchreiber fort ſind aber

keuſch und ſchamhaft. Deshalb erzählen ſie uns nichts davon,
wie ſie ſich zu Rieſenſummen aufgetürmt haben unter einem
ununterbrochenen Kampf gegen Unverſtand, Dumm-
heit, Neid und Bosheit. Man hat den Arbeitern ge-

Helft euch ſelbſt, ſpart, damit ihr nicht zu borgen braucht,
ſondern bar zahlen könnt und in Zeiten der Arbeitsloſigkeit
einen Nolgroſchen habt! Als ſie nun hingingen und dieſen
weiſen Rat trotz himmelhoher Schwierigkeiten in die Tat um-
zuſetzen begannen, da kamen die Händler, die dem Geſetzgeber

umgeſetzt) auch eine Preis-

dem ſüdlichen Europa und Amerika. Auch in den deutſchen
HKolonien, in Südweſt- und Oſtafrika, in Kamerun und Togo
werden Vaumwollpflanzungen angelegt und erzielten ſtellen,
weiſe bereits gute Erfolge. Während r Indien
allein Baumwolle lieferte, ſteht jetzt Amerika als Produzent
an erſter Stelle. Vor allem ſind es die Südſtaaten der noörd-
amerikaniſchen Union, in denen die zu Anfang des 17. Jahr-
hunderls aufgenommene Baumwollkultur in hoher BVlüte ſteht.
Die Pflanze wird hier aus Samen gezogen, den man im April
und Mai in Reihen von 1 bis 122 Meter Abſtand einpflanzt
Von Juli ab kommen die Blüten zum Vorſchein, welche ſich
jedoch nicht gleichzeitig entwickeln, ſondern erſt vor und nach
im Verlaufe von drei bis vier Mongten, ſo daß die Sträucher
gleichzeitig Knoſpen, Blüten und Früchte tragen. Dement-
ſprechend erſtreckt ſich auch die Ernte über einen längeren Zeit-
raum. Dieſe erfolgt in der Art, daß die reifen aufgeplatzten
Samenkapſfſeln täglich von zwiſchen den Reihen hindurchgehen
den Arbeitern geſammelt werden, wobei ein Arbeiter es täglich
auf 50 bis 60 Kilo bringt.

Eine wichtige Arbeit, die der Ernte unmittelbar folgt, iſt das
Abtrennen der Wolle von den mit ihr verwachſenen Samen-
körnern. Sie erfolgt durch beſondere Entkörnungsmaſchinen.
Dieſe ſind ſo eingerichtet, daß die zu entkörnende Wolle an
Meſſern vorbeigeführt oder zwiſchen Sägenblättern hindurch-
gezogen wird, wobei die Durchgangswege ſo eng ſind, daß wohl
die Wolle, nicht aber die etwa wickenkorngroßen Samen durch-
gehen, welch letztere deshalb von den Haaren abgeſchnitten oder
abgeriſſen werden. Die entkörnte und gereinigte Wolle wird
in Ballen von beſtimmter Größe verpacht und ſo in den Handel
gebracht, während die Samen, ſoweit ſie nicht zur Ausſaat er-
forderlich ſind, zu Oel verarbeitet werden.

Bei der Baumwolle werden verſchiedene Sorten unter-
ſchieden, wobei vor allem der Herkunftsort, die Feinheit und
die Länge der Faſer, ſowie die Farbe beſtimmend ſind. Die
Länge der Faſer, welche den Wert der Wolle für Spinnerei-
zwecke in weiten Grenzen beeinflußt, ſchwankt zwiſchen 10 und
50 Millimeter. Die friſche Baumwolle iſt nicht reinweiß, ſon-
dern hat einen gelben Farbenton. Die gelbe Farbe gilt ſogar
als Zeichen beſonderer Güte, wohingegen reinweiße Wolle den
geringeren Qualitäten zugezählt wird. Die für viele Zwecke
beliebte ſchneeweiße Farbe der Wolle wird durch Bleichen er-
reicht, wobei der natürliche Faſerfarbſtoff entweder entfärbt
oder entfernt wird. Als Bleichmittel kommen vor allem Chlor-
verbindungen, alkaliſche Löſungen und Säuren zur Verwen-
dung. Die bei den ſonſtigen Pflanzenfaſergeweben, Leinen
u. dergl., viel benutzte Raſenbleiche, bei welcher der Sauerſtoff
der Luft als Bleichmittel wirkt, iſt für Baumwolle zu wenig
wirkſam und erfordert deshalb zu lange Zeit.

Humor und Satire.
Mondäne Heilgymnaſtik. „Wenn ſich die modernen Tänze

ſo weiter entwickeln, werden noch alle Maſſeure brotlos.“
Faſchingskinder. „Wia ſiehgt denn dei Vata aus? „J

woaß net; d' Alimenten bringt alleweil der Briefträger.“
Falſch eingeſchätzt. Neulich abends kam ich mit meiner Frau

von einem privaten Lämmerhüpfen. Je hatte noch eine Ver-
abredung im Café und wollte meine Fräu im Auto nach Hauſe
ſchicken, bemerkte aber, daß ich außer einem Zwangzigmarkſtück
tein Geld bei mir hatte. Wirtſchaft war keine in der Nähe,
und ſo entſchloß ich mich, einen Paſſanten mit der Bitte an-
zugehen, mir das Geldfſtück zu wechſeln. ein biederer
Bierbürger, holte ſchnaufend das gewünſchte Silber hervor,
ſah meine Frau an, dann mich und meint endlich: „Ham S
ſcho recht ag, zwanz'g Mark war a biſſ'l vui g'wen!“

(Simpl.)

Diefer,

die Ohren über die ſchlimmen Mißſtände der Borgwirtſchaft
vollzujammern nicht müde werden, und ſagten: Seht die böſen
Konſumvereine treiben blühende Geſchäfte, ſie nehmen uns die
Kunden weg, benutzen ihre Ueberſchüſſe zur Förderung ſtagts
und geſellſchaftsfeindlicher Zwecke, und obendrein bezahlen ſie
weder Einkommen- noch Gewerbeſteuer. Wir zahlen unſere
Steuern nicht, damit unſere Beamten, die wir mit unſeren
Steuergroſchen erhalten, die Konſumvereine als unbezahlte
Ehrenbeamte leiten.

Was Wunder, daß man den Konſumbereinen den Verkauf
ihrer guten und preiswerten Waren an Nichtmitglieder verbot,
daß die Steuergeſetzgebungen der Einzelſtaaten die Finanz-
wiſſenſchaft vergewaltigten, um da ein Gewerbe und ein Ein-
kommen (der Juriſt nennt alle ſolche Vergewaltigungen des
geſunden Menſchenverſtandes Fiktionen) zu fingieren, wo
weder Gewerbe, noch Einkommen, ſondern nur Warenvertei-
lung und Ueberſchüſſe der Verkaufspreiſe über die Einkaufs-
preiſe plus Betriebsſpeſen vorhanden ſind. Man hetzte den
Lagexhaltern Polizeiſpitzel auf den Hals, um ſie zum Verkauf
an Nichtmitglieder zu verleiten. Der eine Miniſter verbot
ſeinen Angeſtellten, Arbeitern und Beamten, in der Verwal-
tung der Konſumvereine ſich zu betätigen, der andere legte
ihnen ſogar nahe, aus den Konſumvereinen auszutreten, daß
man es lieber ſehe uſw.

Zum Schluß ermahnt Dr. Heiß die Privatangeſtellten ernſt-
lich, ſich als organiſierte Konſumenten zu betätigen:

Gegenwärtig, wo die Lohnempfänger, d. h. die Arbeiter
und ganz beſonders die mit ſozialen Repräſentationspflichten
belaſteten Privatangeſtellten unter dem doppelten Druck der
bis zu einer als allgemeinen Kalamität empfundenen Teue-
rung und der wirtſchaftlichen Depreſſion leiden, die allge-
meinen Gehaltserhöhungen ausſichtlos erſcheinen, wohl aber
Stellenloſigkeit befürchten laſſen, iſt eine lebhafte Tätigkeit
für die Konſumvereine am Platze.

Große Konſumvereine in der Provinz.
Die Konſumvereine im Bezirk des Verbandes mitteldeutſcher

Konſumvereine haben im letzten Jahre trotz der wirtſchaftlichen
Kriſe einen allgemeinen Fortſchritt zu verzeichnen. Der All-
gemeine Konſumverein Bernburg iſt in dieſem Jahre in die
Reihe der Millionenvereine eingetreten, während die Veteine
in Halle Trotha und Quedlinburg zum erſtenmal die erſte
halbe Million überſchritten haben. Die Umſätze der einzelnen
Vereine, die über eine halbe Million Mark Umſatz haben, ſind
folgende:

1912 1913
4 258 467 Mk. 5403 088 Mk.

Halle 3664 133 3 749 515Deſſau 1535 494 1662137
Bernburg 888449 1222 700Aſchersleben 766871 838 452

Magdeburg

Merſeburg 733 486 789 685Eilenburg 727 469 544 156
Ammendorf 639253 669 161Halberſtadt 545 530 564 088Holzweißig 406 364 611 928
HalleTrotha 447224 516 403Quedlinburg 432604 511 316

Bei dem Konſumverein Eilenburg kommt im Jahre 1013
nur ein Geſchäftsjahr von 9 Monaten in Betracht, während
dasſelbe beim Konſumverein Holzweißig im Jahre 1912 der
Fall iſt. Somit haben alle angeführten Vereine gute Mehr-
umſätze zu verzeichnen. Dasſelbe Reſultat, welches ſich hier
bei den größeren Vereinen ergibt, zeigen auch die mittkeren
und kleinen Vereine, ſo daß, wenn die Geſamtaufſtellung er-
folgt ſein wird, wir in jeder Beziehung eine weitere Vorwärts-
entwicklung konſtatieren können.
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